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148. Sitzung

Berlin, Freitag, den 19. Januar 2024

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen wunder-
schönen guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Zunächst begrüße ich Dr. Stefan Kaufmann in unse-
rer Mitte. Er hat für den verstorbenen Abgeordneten 
Dr. Wolfgang Schäuble die Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag erworben. Herzlich willkommen und auf gute 
Zusammenarbeit! 

(Beifall)
Dann gratuliere ich sehr herzlich dem Kollegen 

Dr. Hermann-Josef Tebroke, der heute seinen 60. Ge-
burtstag feiert. 

(Beifall)

Weiterhin teile ich Ihnen mit, dass sich der Ältestenrat 
in seiner gestrigen Sitzung darauf verständigt hat, dass 
während der Haushaltsberatungen vom 30. Januar bis 
2. Februar 2024 wie üblich keine Befragung der Bundes-
regierung, keine Fragestunde und keine Aktuellen Stun-
den stattfinden sollen. Als Präsenztage nach § 14 Absatz 1 
des Abgeordnetengesetzes werden die Tage von Montag, 
29. Januar 2024, bis Freitag, 2. Februar 2024, bestimmt. – 
Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann verfahren wir 
so.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 30 a und 30 b:

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Bericht zur Halbzeit der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung
Mit Mut gemeinsam Zukunft gestalten – 
weiter Fahrt aufnehmen
Drucksache 20/8719
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 

Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

b) Beratung der Unterrichtung durch den Par-
lamentarischen Beirat für nachhaltige Ent-
wicklung 
Weiterentwicklung des Parlamentarischen 
Beirats für nachhaltige Entwicklung

Drucksache 20/10100

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne nun die Aussprache. Zuerst hat das Wort für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Tessa Ganserer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Tessa Ganserer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir uns die Halbzeitbilanz der Agenda 
2030 der Vereinten Nationen anschauen, dann fällt diese, 
gelinde gesagt, äußerst ernüchternd aus. In den vergan-
genen Jahren ist die nachhaltige Entwicklung coronabe-
dingt und auch durch den fürchterlichen Angriffskrieg 
von Russland gegenüber der Ukraine global ins Stocken 
geraten. Nur 15 Prozent der Indikatoren weisen eine po-
sitive Richtung aus. Bei rund der Hälfte der Indikatoren 
ist die Zielerreichung unwahrscheinlich, auch wenn es 
leichte Fortschritte gibt. Bei 30 Prozent der einzelnen 
Bereiche ist Stillstand oder sogar eine rückläufige Ent-
wicklung zu verzeichnen.

Die Herausforderungen nehmen weiter zu. Im Hin-
blick auf die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
haben wir sechs von neun planetaren Grenzen bereits 
überschritten. Aber auch im Bereich soziale Gerechtig-
keit ist die Entwicklung äußerst negativ. Das zeigt zuletzt 
auch der Oxfam-Bericht, laut dem die globale Ungerech-
tigkeit in den letzten Jahren enorm zugenommen hat.
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Umso wichtiger ist in diesen Stunden, in dieser Zeit 
eine Bundesregierung, die Kurs hält,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

die die 17 Ziele der Agenda 2030 als Richtschnur ihrer 
politischen Agenda sieht. Herzstück der Umsetzung der 
Agenda 2030 in Deutschland ist die Deutsche Nachhal-
tigkeitsstrategie. Heute wird ein Zwischenbericht vor-
gelegt, der aufzeigt, was alles bereits getan wurde und 
was noch zu tun ist.

Mir als Abgeordneter ist der Beitrag, den wir als Par-
lament leisten, ein besonders wichtiges Anliegen, ins-
besondere die Weiterentwicklung des Parlamentarischen 
Beirates. Drei Punkte sind für mich wesentlich:

Erstens. Bei der Gesetzesfolgenabschätzung im Rah-
men der Nachhaltigkeitsüberprüfung müssen wir dahin 
kommen, dass wir nicht nur eine formale Prüfung, son-
dern wirklich auch eine materielle Prüfung der Gesetze 
vornehmen können. Hier brauchen die Mitglieder des 
Parlamentarischen Beirats aber dringend Zuarbeit, sei es 
entweder durch eine Aufstockung des Beiratssekretariats 
oder durch den Wissenschaftlichen Dienst. Ich weiß, dies 
geht natürlich nur im Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten. Aber das erachte ich als ganz wesentlich, um hier 
im Parlament unserer Aufgabe gerecht zu werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zweitens. Wenn wir in der nächsten Sitzungswoche 
zusammenkommen, werden wir eine Woche lang debat-
tieren, wofür wir das Geld ausgeben, wo es noch mehr 
sein könnte und wo vielleicht auch weniger ausgegeben 
werden soll oder könnte. Wichtig ist aber, dass wir wei-
terkommen, dass wir ein Controlling einführen, dass wir 
uns mit einem Spending Review anschauen, ob wir mit 
den verausgabten Mitteln einen Beitrag zur Erreichung 
der Nachhaltigkeitsziele leisten. Da müssen wir hinkom-
men.

Drittens: die Weiterentwicklung des Parlamentari-
schen Beirats. Herr Brinkhaus, ich schaue jetzt Sie an. 
Ich mache aus meinen Sympathien für eine Aufwertung 
zu einem vollwertigen Ausschuss überhaupt keinen Hehl. 
Aber entscheidend ist, dass wir in dieser Legislaturpe-
riode Nägel mit Köpfen machen, dass wir den PBnE in 
der Geschäftsordnung verankern, damit dieses Gremium 
auch in der nächsten Legislaturperiode von Anfang an 
seine Arbeit fortsetzen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Noch wichtiger ist für mich der folgende Punkt: De-
mokratie ist anstrengend. Es ist ein Finden von Kompro-
missen und im Idealfall eine Konsensregelung. Die 
Stakeholder haben uns zurückgespiegelt, dass dieses 
Konsensprinzip im Nachhaltigkeitsbeirat einen ganz ho-
hen Stellenwert hat. Hier lade ich insbesondere die Union 
ein, dass wir uns gemeinsam als PBnE auch aktiv bei der 
Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie einbrin-
gen und positionieren.

Vielen Dank und auf weiterhin gute Zusammenarbeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Felix 

Schreiner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Felix Schreiner (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe die 
große Sorge, dass aus dieser Krise der Ampel mittler-
weile auch eine große Vertrauenskrise für das Thema 
Nachhaltigkeit wird. Denn wir alle – wenn wir ehrlich 
sind – haben es in den letzten Wochen erlebt, wenn wir 
in den Wahlkreisen unterwegs waren: Noch nie war die 
Stimmung so schlecht. Die Zustimmung für diese Regie-
rung ist am Boden.

Ich glaube, wenn wir dieses Land nachhaltiger machen 
wollen, dann müssen wir mit gutem Beispiel vorangehen. 
Wir dürfen keine Spaltung zulassen. Wir brauchen keine 
neuen Verbote. Nein, wir brauchen eine gute Politik, bei 
der die Mehrheit der Menschen in diesem Land mitgeht, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie schaffen es wie keine andere Regierung vor Ihnen: 

Sie streiten, Sie misstrauen, Sie misstrauen sich selbst 
untereinander, und Sie verunsichern damit auch die Men-
schen. Das ist voranzustellen, wenn wir heute die Agenda 
2030 beraten.

Wir haben in dieser Woche und in den vergangenen 
Wochen im ganzen Land die größten Demonstrationen 
beim Thema Landwirtschaft erlebt.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zum Thema Nachhaltigkeit!)

Es ist einfach nur traurig, wie sehr Sie diese Proteste 
ignorieren. Gerade weil es bei den Landwirten in unserem 
Land um praktizierte Nachhaltigkeit geht, möchte ich 
betonen: Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion steht an 
der Seite der Bäuerinnen und Bauern im ganzen Land.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Seit jeher ist die Richtschnur unserer Landwirte, mit 

Rücksicht auf die Natur genügend Nahrungsmittel zu 
produzieren, um davon selbst zu leben.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht nicht um Landwirte! Es geht 
um die Nachhaltigkeitsziele!)

Eines sage ich Ihnen als Schwarzwälder, weil das bei uns 
seit Jahrhunderten praktiziert wird: Man lässt auch für die 
nächste Generation noch etwas übrig, sodass man etwas 
übergeben kann. Dazu braucht es keine neuen Papiere. 
Dazu braucht es keine neuen Gesetze. Nein, das ist das 
Generationennachhaltigkeitsprinzip, das wir einfach mal 
wieder verinnerlichen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ähnliches gilt bei der Logistikbranche. Die Ampel 
schröpft die heimischen Betriebe mit einer Erhöhung 
der Lkw-Maut und einem erhöhten CO2-Preis. Aber an-
statt die Mehreinnahmen bei der Lkw-Maut von über 
8 Milliarden Euro für die Transformation im Güter- und 
Logistikbereich zu nutzen,

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auf die Schiene! Genau!)

schieben Sie 4 Milliarden Euro aus diesem Bereich in den 
allgemeinen Haushalt für allgemeine Wohlfühlprojekte. 
Das hat nichts mit Transformation und nichts mit Nach-
haltigkeit zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Abschließend zur Weiterentwicklung des Parlamenta-
rischen Beirats für nachhaltige Entwicklung. Wir als 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hätten uns natürlich eine 
Aufwertung des Beirats gewünscht. Wir haben in den 
Arbeitsgruppen dafür votiert und uns dazu konstruktiv 
eingebracht. Wir müssen die Kontrolle über den Fort-
schritt der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie hier in un-
serem Parlament als Hauptaufgabe verstehen. Aber wenn 
wir als Herzkammer der Demokratie diese Nachhaltig-
keitskontrollfunktion nicht ausüben, dann wird es keiner 
tun.

Angesichts dieser Defizite der Bundesregierung beim 
Thema „Nachhaltigkeit in unserem Land“ ist es deshalb 
umso wichtiger und umso dringlicher, dass wir dieses 
Thema mit einem ganz großen Stellenwert hier in dieses 
Haus zurückholen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort: für die Bundesregierung die 

Staatsministerin Sarah Ryglewski.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sarah Ryglewski, Staatsministerin beim Bundes-
kanzler:

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Wir haben in unserem Koalitionsvertrag ganz 
deutlich gemacht: Nachhaltigkeit, das ist das Leitprinzip 
unseres politischen Handelns. Daran arbeiten wir ganz 
konkret. Wer sich einmal die Bilanz anschaut, die zeigt, 
was wir in dieser Legislaturperiode vorangebracht ha-
ben – natürlich kann keiner bestreiten, dass der Streit, 
dem wir uns manchmal hingeben, einiges überlagert –,

(Zuruf des Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU])

sieht – auch die Bertelsmann-Studie hat es gezeigt –, dass 
wir hier vorankommen.

Ein gutes Beispiel ist das Thema Strombedarf. Mitt-
lerweile wird mehr als die Hälfte des deutschen Strom-
bedarfs 2023 aus regenerativen Quellen gedeckt. Das ist 
ein Erfolg dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Auch das Deutschlandticket, mit dem Millionen Bür-
gerinnen und Bürger unterwegs sind, hat der nachhaltigen 
Mobilität in Deutschland einen Schub gegeben – hin zu 
mehr Nachhaltigkeit. Auch das Bürgergeld – ich weiß, 
das ist eines der Lieblingskritikthemen der Union – ist 
ein Thema, das die soziale Dimension der Nachhaltigkeit 
in diesem Land deutlich verstärkt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht mitnichten nur um die Höhe des Bürgergelds – 
das ist das, worauf Sie sich immer fokussieren –, sondern 
es geht darum, dass wir einen Vorrang einräumen für 
Weiterbildung bei der Vermittlung in den Arbeitsmarkt, 
damit Menschen aus diesem unsäglichen Drehtüreffekt 
rauskommen – einmal kurz in den Minijob rein und 
nach einem halben Jahr, wenn diese Tätigkeit nicht 
mehr notwendig ist, wieder raus. Das haben wir geändert; 
das ist Nachhaltigkeit im besten Sinne.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/CSU])

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben es 
schon deutlich gemacht: Die Zeit drängt. Es bleiben nur 
noch sechs Jahre, um die Ziele der Agenda 2030 zu 
erreichen. Dieser Herausforderung stellen wir uns als 
Bundesregierung. Deshalb haben wir zur Halbzeit der 
Agenda 2030, die mit der Halbzeit der Bundesregierung 
zusammenfiel, einen Beschluss gefasst mit dem Titel 
„Mit Mut gemeinsam Zukunft gestalten – weiter Fahrt 
aufnehmen“. Ich bin sehr froh über den wertvollen Aus-
tausch mit dem Parlamentarischen Beirat und seiner Ar-
beit und dass wir heute darüber diskutieren können; denn 
ich finde es wichtig, dass wir das Ganze auch im par-
lamentarischen Kontext behandeln.

In diesem Halbzeitbeschluss zeigen wir sehr konkret, 
was wir erreicht haben; denn es ist ein Problem, dass für 
viele Menschen Nachhaltigkeit immer noch ein sehr abs-
traktes Thema ist. Wir machen deutlich: Unser Regie-
rungshandeln richtet sich in allen Bereichen auf das 
Thema Nachhaltigkeit aus; das haben wir in diesem Be-
schluss dargestellt.

Wir sind aber auch kritisch mit uns selbst und sagen, an 
welchen Stellen wir noch nachsteuern müssen. Und – der 
Titel macht es bereits klar –: Wir wissen, wir brauchen 
mehr Tempo.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das gilt zum einen für die nationale Ebene; das ist mir 
ganz besonders wichtig. Die Agenda 2030 ist nicht nur 
etwas, was in der fernen Welt von Bedeutung ist und 
worum wir uns später kümmern müssen, sondern sie ist 
etwas, das unmittelbar mit unserem Handeln hier in 
Deutschland zu tun hat. Das müssen wir deutlich machen. 
Aber natürlich stehen wir international großen Heraus-
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forderungen gegenüber, und wir werden die Ziele der 
Agenda 2030 nur erreichen können, wenn wir auch hier 
fokussiert und konzentriert vorangehen.

Diejenigen, die dieses ganze Konzept kritisch sehen 
und beim Thema Entwicklungszusammenarbeit – die 
Kollegin Kofler wird sicherlich einiges dazu sagen – 
glauben, es sei etwas, das wir nur für andere tun, glauben 
auch, dass Deutschland eine Insel ist, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Wir profitieren davon, wenn 
es anderen besser geht, wenn wir eine Wirtschaftsarchi-
tektur in der Welt haben, bei der wir nicht nur von ande-
ren nehmen, sondern bei der wir auf Partnerschaftlichkeit 
und auf Augenhöhe setzen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Bei diesen Themen setzt die Weltgemeinschaft auf 
Deutschland. Das habe ich erleben können, als ich in 
New York beim SDG-Gipfel war. Wir merken, dass ge-
rade die Vertreterinnen und Vertreter kleiner Staaten, die 
wirklich großen Herausforderungen gegenüberstehen, 
sehr stark auf Deutschland setzen. Sie sagen: Wir möch-
ten dieses Engagement nicht nur, weil es ums Geld geht, 
sondern weil ihr verlässliche und vertrauensvolle Part-
nerinnen und Partner seid. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, einen Appell möchte ich gerne an Sie rich-
ten: Lassen Sie uns dieses Vertrauen nicht verspielen, 
indem wir das Thema Entwicklungszusammenarbeit 
und die SDGs infrage stellen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

National werden wir neben der konkreten Arbeit in 
einzelnen Politikfeldern in diesem Jahr im Wesentlichen 
die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie fortentwickeln; 
wir haben damit bereits begonnen. Ich habe mich sehr 
gefreut, dass einige Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier an unseren Veranstaltungen dazu teilgenommen 
haben.

Inhaltlich bleibt es natürlich dabei, dass der Kampf 
gegen den menschengemachten Klimawandel ein wichti-
ger Schwerpunkt der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
sein wird. Das ist ja auch ein Thema, das uns alle un-
mittelbar und persönlich betrifft. Wer wie ich aus Nord-
deutschland kommt, der weiß, dass wir beim Thema 
Starkregen die Folgen des Klimawandels unmittelbar 
spüren. Deswegen ist das für uns ein wichtiges Thema.

Die nachhaltige Gesellschaft ist gleichzeitig eine resi-
liente Gesellschaft. Der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, aber auch das wichtige Thema Kreislaufwirtschaft 
mit dem vielen Potenzial, das darin steckt, machen uns 
resilienter. Wir können Geschäftsmodelle aufbauen, die 
dafür sorgen, dass wir nicht nur unabhängiger von ande-
ren und von den Rohstoffen anderer sind, sondern auch, 
dass wir eine wirklich wettbewerbsfähige Wirtschaft 
bleiben.

Ein weiterer Aspekt, für den wir uns starkmachen wol-
len – ich habe es schon angedeutet –, ist die soziale 
Dimension der Nachhaltigkeit – nicht nur, weil die Be-

kämpfung der Armut ein wichtiges SDG ist, sondern weil 
sich die soziale Dimension beispielsweise auch durch das 
Thema Klimaschutz zieht.

Wir wissen, dass ärmere Menschen häufig höheren 
Umweltbelastungen ausgesetzt sind als reichere Men-
schen, und zwar auf sehr vielfältige Art und Weise. Sie 
wohnen beispielsweise oft in verkehrsreichen Straßen mit 
einer hohen Lärmbelastung und umweltschädlichen 
Emissionen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte 
zum Schluss kommen. Genau das ist das Wichtige: dass 
wir den roten Faden deutlich machen, dass wir deutlich 
machen: Nachhaltigkeit und die SDGs sind ein Mehrwert 
für uns alle. Wenn es uns gelingt, dies umzusetzen und 
dies tatsächlich weiterhin in den Fokus unserer Politik zu 
stellen, dann werden wir nicht nur die natürlichen Le-
bensgrundlagen erhalten, sondern ein besseres Leben, 
eine bessere Welt für alle schaffen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort: für die AfD-Fraktion 

Dr. Rainer Kraft.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Werte Kollegen! Der Halb-

zeitbericht der Bundesregierung zur Agenda 2030 liest 
sich wie das Schlagwortregister der Nachhaltigkeitsstra-
tegie. Jede Phrase, sei sie auch noch so abgedroschen, 
wird präsentiert, um die geplante vollumfassende Trans-
formation zu rechtfertigen.

Obwohl der Bericht die Halbzeitbilanz der Agenda 
2030 mit seinen 17 Nachhaltigkeitszielen sein soll, argu-
mentiert er entlang der sechs Kapitel der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie. Dabei wird klar, dass es für 
Sie eigentlich nur ein einziges Thema gibt: die große, 
die grüne Transformation. Egal welches Kapitel: Spätes-
tens im dritten Satz schwelgen Sie im Traum vom totalen 
Umbau der Gesellschaft.

Während Sie Ihre Absichten in emotionalem Schön-
sprech zu verbergen suchen, tropft an vielen Stellen den-
noch Ihre ungeschönte Klientelpolitik heraus. Sie spre-
chen von sozialer Gerechtigkeit und klopfen sich für das 
Bürgergeld auf die Schulter, ohne zu erkennen, dass je-
dem Euro aufwandslos ausgezahlten Bürgergelds die 
gleiche Summe unentlohnter Arbeit gegenübersteht – 
ein staatlicher Zwang, nichts von den Früchten der eige-
nen Arbeit zu haben.

(Beifall bei der AfD)

Die Härten, die Sie dabei zumuten, verteilen Sie eben 
nicht gerecht, sondern entlang Ihrer politischen Klientel-
politik. Den Spediteuren werden höhere Steuern zugemu-
tet, während Sie Ihrer städtischen Klientel die Kosten für 
den ÖPNV aus ebendiesem Steueraufkommen bezahlen 
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wollen. Das ist das Gegenteil von sozialer Gerechtigkeit, 
und damit ist es nicht im Sinne der sozialen Ziele der 
Agenda 2030.

(Beifall bei der AfD)

Weit außerhalb sozialer Gerechtigkeit ist auch die Ver-
wendung der finanziellen Mittel. Den eigenen Bürgern 
werden immer neue Lasten auferlegt, während Ihre Spen-
dabilität in der großen weiten Welt keine Grenzen kennt. 
Das Transparenzportal des BMZ listet Ihre Verschwen-
dung detailliert auf. Zum Beispiel: 1,6 Milliarden Euro 
für palästinensische Gebiete, unter anderem für den Aus-
bau der Wasserversorgungsinfrastruktur, was nichts an-
deres ist als das Material für die von der Hamas auf Israel 
abgefeuerten Kassam-Raketen;

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Mein Gott!)

weitere 1,6 Milliarden Euro nach Serbien, unter anderem 
zur Förderung der Energieeffizienz öffentlicher Gebäude 
oder zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit im ländli-
chen Raum. Ja, das hätten unsere Landwirte auch gerne. 
Indien fliegt mit Chandrayaan-3 erfolgreich zum Mond – 
herzlichen Glückwunsch dazu, tolle Leistung –, bekommt 
aber weiterhin 8,8 Milliarden Euro aus Deutschland ge-
schenkt, während Sie den Menschen in Deutschland den 
Lebensunterhalt, das Essen, Trinken, Wohnen und Reisen 
verteuern.

Überhaupt hat die Verschwendungssucht der Regie-
rung neue Höhen erreicht. Weist das Portal von 1973 
bis 2000 circa 500 Projekte aus, so sind es ab 2000 über 
30 000 Projekte. Aktuell laufen laut BMZ 8 095 Projekte. 
8 095 Maßnahmen, mit denen Sie jetzt aktuell die Früchte 
der Arbeit von Angestellten, Arbeitern und Unterneh-
mern freigiebig in der Welt verteilen, während sie für 
die Fleißigen in Deutschland ständig neue Härten schaf-
fen.

(Beifall bei der AfD)

Sie stellen damit klar, an welcher Stelle für Sie Ihr Sou-
verän, der deutsche Bürger, kommt. Der kommt nämlich 
nach all Ihren Verschwendungsprojekten an Stelle 8 096.

Meine Damen und Herren, der Halbzeitbericht liefert 
keine zufriedenstellenden Antworten auf die Frage, wie 
die Staatengemeinschaft als Ganzes die Ziele besser 
erreichen kann. Er unterstreicht die Einseitigkeit der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem er nahezu 
monokausal die klimatischen Veränderungen als Pro-
blemursache benennt und demzufolge nur die grüne 
Transformation mit all ihren ökonomischen und sozialen 
Verwerfungen als Lösung anbietet. Wenn Sie halt nur 
einen Hammer haben, sieht alles für Sie aus wie ein 
Nagel.

(Beifall bei der AfD)

Sie machen keine Politik für die Menschen, für deren 
Wünsche, Hoffnungen und deren berechtigte Anliegen. 
Als Folge davon wird es einsam um Sie, und die Wähler 
wenden sich einfach denjenigen zu, die diese Wünsche, 
Hoffnungen und Anliegen ernst nehmen. Das ist derzeit 
ausschließlich die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort: für die FDP-Fraktion Knut 

Gerschau.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Knut Gerschau (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Nachhaltigkeit hat momentan eher das 
Zeug zum Unwort des Jahrzehnts zu werden; denn es 
muss für vieles herhalten.

Die globalen Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 
interpretieren viele anders. Gern wirft man ihnen vor, 
reines Gutmenschentum zu praktizieren und weltfremd 
zu sein. Bei uns in Deutschland enden die Ziele oft in 
übermäßiger Bürokratie. Für Unternehmen sind sie seit 
der CSRD-Richtlinie eine zusätzliche lästige Berichts-
pflicht. Dadurch wird der positive Begriff „Nachhaltig-
keit“ leider unnötig belastet.

Heute sind Nachhaltigkeitsberichte und Geschäfts-
berichte noch zwei unterschiedliche Dinge. Nachhaltig-
keit wird leider mehr als Pflicht oder Luxus betrachtet, 
nicht als wirtschaftliche Chance. Dabei kann Nachhaltig-
keit eine wirtschaftliche Erfolgsformel für Deutschland 
werden. Dafür brauchen wir Vertrauen in Technik, nicht 
Misstrauen. Dafür brauchen wir Transrapid und nicht ein 
Zurück zur Postkutsche und Entschleunigung.

Erst wenn ressourceneffiziente, schadstoffarme und 
klimafreundliche Produkte zum Asset der Unternehmen 
werden, wenn sie Teil des wirtschaftlichen Erfolgs wer-
den, dann bringt uns Nachhaltigkeit nicht erst in ferner 
Zukunft etwas, dann wird sie Arbeitsplatz- und Wohl-
standsgarant im Hier und Jetzt,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nicht Jobvernichter und Bürokratiemonster, sondern 
Fachkräftemagnet und Exportschlager.

Ein Beispiel. Das weltweite Marktvolumen für Um-
welttechnik und Ressourceneffizienz wird sich bis 2025 
voraussichtlich fast verdoppeln. Deutsche Unternehmen, 
insbesondere mittelständische Unternehmen, sind dabei 
gut aufgestellt. Aber sie setzen diese Lösungen in anderen 
Ländern um, weil allein die Genehmigung neuer umwelt-
freundlicher Produkte hierzulande leider länger dauert als 
deren Entwicklung.

Ein anderes Beispiel. In der größten Industrie Deutsch-
lands, der Bau- und Immobilienbranche, kann Dekarbo-
nisierung zum entscheidenden Wachstumstreiber werden. 
Dazu braucht es aber auch Unternehmen, die sich dafür 
den Hut aufsetzen, neue Materialien, Produkte und Ser-
vices entwickeln und mit anderen Unternehmen gemein-
same Lösungen entwickeln. Nachhaltiges Bauen und 
nachhaltige Haustechnikprodukte können dafür sorgen, 
dass wir in diesen Bereichen unseren Exportanteil wieder 
steigern können.

Also: Nachhaltigkeit muss sich zum nachhaltigen 
Wachstumsmotor für unsere Wirtschaft entwickeln. Die 
Ideen und Produkte gibt es schon, die klugen Köpfe auch. 
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Wir müssen die Unternehmen, die Menschen nur lassen, 
indem wir Freiräume schaffen und nicht zusätzliche Vor-
schriften

(Beifall bei der FDP)

und indem wir die Chancen im technischen Fortschritt 
sehen und nicht nur Missbrauchsrisiken. So kann Nach-
haltigkeit wieder Spaß machen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

In Ihrem Bericht zur Halbzeit der Agenda 2030 hat die 
Bundesregierung vornehmlich die nationalen Anstren-
gungen in den Blick genommen. Ich möchte nun auch 
den Blick auf die entwicklungspolitische Seite lenken; 
denn dort ist die Bilanz sehr durchwachsen. Die 20er- 
Jahre sollten eigentlich ein Jahrzehnt für die Entwicklung 
sein. Allerdings ist mindestens die Hälfte der Nachhaltig-
keitsziele akut gefährdet. Aber bis 2030 sind es noch 
sechs Jahre. Das ist zumindest genug Zeit, um einen 
Teil des verlorenen Bodens wieder zurückzugewinnen. 
Dazu brauchen wir entschlossenes Handeln sowohl in 
den Geberländern, aber auch in den Entwicklungsländern 
selbst.

Wir brauchen allerdings keine Verteilung von Hilfs-
geldern mit der Gießkanne. Wir benötigen eine grund-
sätzliche Verbesserung der wirtschaftlichen Situation in 
den betroffenen Ländern. Dazu haben wir auch eine 
Reihe von Stellschrauben: Investitionen in klimaneutrale 
Energien wie Wasserstoff; denn anders wird der wach-
sende Energiebedarf in Afrika und Asien die Klimakrise 
eher noch beschleunigen. Wir brauchen die Sicherung 
eines regelbasierten und freien Handelssystems, genau 
wie im Bericht der Bundesregierung gefordert, eine Kon-
zentration auf multilaterale Foren; denn diese sind häufig 
effektiver als vereinzelte bilaterale Initiativen. Vor allen 
Dingen brauchen wir Bildung, Bildung, Bildung; denn 
eine gute Bildung und Ausbildung für junge Bevölkerun-
gen in unseren Partnerländern ist für eine eigenverant-
wortliche Entwicklung der Wirtschaft unverzichtbar.

Sehr geehrte Damen und Herren, noch haben wir alle 
Chancen. Nutzen wir diese energisch und ohne Zeit zu 
verlieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Jan-Niclas Gesenhues.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
In diesen Stunden endet das Weltwirtschaftsforum in 
Davos, wo sich die Staatenlenker, Wirtschaftslenker, 
Wirtschaftswissenschaftlerinnen und Wirtschaftswissen-
schaftler jährlich treffen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Passend zur Jahrestagung bringt das Weltwirtschafts-
forum immer einen Weltrisikoreport heraus. In diesem 
Weltrisikoreport werden immer die größten Krisen für 
Wirtschaft und Wohlstand auf unserem Planeten aufgelis-
tet.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Entgegen der Thesen, die man manchmal in diesem 
Haus hört, und entgegen dem, was hier manchmal sugge-
riert wird, sind die vier größten Risiken für Wirtschaft 
und Wohlstand auf unserem Planeten in den nächsten 
zehn Jahren ökologische Krisen: Extremwetter, das Kol-
labieren der ökologischen Systeme, das Artensterben, der 
dramatische Ressourcenverzehr. Das sind die Hauptrisi-
ken für Wirtschaft und Wohlstand auf unserer Erde. Des-
wegen ist ein Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit und zur 
Erreichung der Agenda 2030 immer auch ein Beitrag, 
um das Fundament unseres Wohlstands zu sichern, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Um diese Risiken für unseren Wohlstand anzugehen, 
ist es wichtig, international zu handeln; denn globale 
Herausforderungen brauchen globale Lösungen. Herr 
Gerschau hat vorhin auch schon darauf hingewiesen. 
Ich bin dieser Bundesregierung ausgesprochen dankbar, 
dass sie diese globalen Lösungen auf den Weg bringt. Ich 
bin dankbar für den Beitrag der Bundesregierung zum 
Abschluss des Weltnaturschutzabkommens von Mont-
real, ein Riesenerfolg. Ich bin dankbar für den Beitrag 
der Bundesregierung für den Abschluss des Hochsee-
schutzabkommens, und ich bin dankbar für den Beitrag 
zu den aktuell laufenden Verhandlungen für ein globales 
Abkommen gegen Plastikvermüllung. Das ist auch ein 
ganz wichtiger Schritt zur Erreichung der Ziele der 
Agenda 2030.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Meine Damen und Herren, völlig klar ist aber auch: 
Nachhaltigkeit werden wir nur in einer offenen, in einer 
demokratischen Gesellschaft erreichen. Ich finde es groß-
artig, wie sich Zehntausende Menschen im Moment in 
Deutschland in allen Städten dem Faschismus in den 
Weg stellen

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und auf die Straße gehen, um unsere freie Gesellschaft, 
um unsere Demokratie, zu verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf von der AfD)

Jetzt wird es darauf ankommen, dranzubleiben und sich 
an der Kaffeetafel, am Arbeitsplatz, im Sportverein jeden 
Tag den Feinden der Demokratie in den Weg zu stellen – 
den Feinden der Demokratie, die hier in den Reihen der 
AfD sitzen, meine Damen und Herren,
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

dieser AfD, die Nazis in ihren Reihen toleriert, die sich 
mit Nazis trifft, um abstruse menschenverachtende De-
portationspläne zu schmieden,

(Andreas Bleck [AfD]: Ihr habt Deutschland 
abgewirtschaftet! Ihr werdet bei der nächsten 
Bundestagswahl abgestraft! – Albrecht Glaser 
[AfD]: Dreckiger Schmutz!)

dieser AfD, die ein autoritäres Programm verfolgt, die im 
Übrigen mit ihrer EU-Feindschaft unsere Wirtschaft zu-
grunde richten würde,

(Andreas Bleck [AfD]: Das macht ihr! Noch 
nie ging es uns so schlecht!)

die mit ihrer Klimaignoranz unsere Lebensgrundlagen 
zerstören würde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Lukas 
Köhler [FDP])

Für alle mit einem Herz für Nachhaltigkeit sage ich – 
ganz bewusst auch an die Kolleginnen und Kollegen 
aus der CDU/CSU-Fraktion –: Diese rechtsextreme 
AfD darf niemals – ich wiederhole: niemals – in Deutsch-
land Regierungsverantwortung tragen!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Andreas Bleck [AfD]: Das entscheiden 
immer noch die Wähler!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Anja Weisgerber.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Nachhaltigkeit bedeutet, die Bedürfnisse 
der Gegenwart so zu befriedigen, dass die Möglichkeiten 
künftiger Generationen nicht eingeschränkt werden. 
Nachhaltigkeit bedeutet aber auch, Wirtschaft, Soziales 
und Umweltschutz unter einen Hut zu bringen. Denn nur, 
wenn wir diesen Dreiklang auch wirklich zusammenden-
ken, nur wenn wir es schaffen, wirtschaftlich zu wachsen 
und gleichzeitig Ressourcen zu schonen, können wir wi-
derstandsfähiger sein.

Für unseren Wohlstand brauchen wir auch weiterhin 
Wachstum. Wir müssen dieses Wachstum aber nachhal-
tiger gestalten. Und genau das schafft die Ampel nicht, 
meine Damen und Herren. Als eines der wirtschaftlich 
leistungsfähigsten Länder der Welt steht Deutschland 
im Vergleich zu anderen Ländern viel schlechter da. An-
dere Staaten Europas und der Welt performen deutlich 
besser und verzeichnen trotz Krisen noch ein Wirtschafts-
wachstum. Bei uns in Deutschland schlägt die Rezession 
aber voll zu. Und das liegt auch an der Politik der Bun-
desregierung,

(Andreas Bleck [AfD]: Vor allem!)
das liegt auch an den Rahmenbedingungen, die die Poli-
tik setzt. Hohe Energiepreise, immer mehr Bürokratie 
und die Streichung von Förderprogrammen für den Um-
stieg auf klimafreundliche Technologien – all das belastet 
unsere Wirtschaft und die Menschen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Gerade jetzt wäre es wichtig, kluge und nachhaltige 

Entscheidungen zu treffen, die die kommenden Genera-
tionen in den Blick nehmen. Diese nachhaltigen Ent-
scheidungen vermisse ich bei der Ampelregierung. Ihre 
Finanzpolitik ist nicht nachhaltig. Sie machen immer 
mehr Schulden und kürzen nicht da, wo es wirklich not-
wendig und sinnvoll wäre.

(Widerspruch bei der SPD – Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)

Ihr Bürgergeld ist nicht nachhaltig. Anstatt Arbeitslose in 
den Job zu bringen, funktionieren Sie die Jobcenter zu 
Zahlstellen um.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Blödsinn!)

Sie erhöhen das Bürgergeld in diesem Jahr um 12 Prozent. 
Auf der anderen Seite belasten Sie die Wirtschaft massiv 
und nehmen in Kauf, dass Höfe sterben und als Folge die 
heimische Nahrungsmittelproduktion in Gefahr gerät.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Wer war denn die 
letzten Jahre Landwirtschaftsminister?)

Das passt nicht zusammen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der Ampel.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bettina Hagedorn 
[SPD]: Bei Ihnen passt gar nichts zusammen!)

Bei der Kreislaufwirtschaft, einem echten Zukunfts-
thema, das Ökonomie und Ökologie im Sinne des Prin-
zips der Nachhaltigkeit verbindet, haben Sie eine Leer-
stelle. Sie handeln hier viel zu zögerlich. Mit dem Prinzip 
der Kreislaufwirtschaft würden wir unabhängiger wer-
den. Wir müssen doch dafür sorgen, dass die Rohstoffe, 
die bei uns im Land sind, recycelt werden. Genau das 
wäre nachhaltige Politik im Sinne der künftigen Genera-
tionen. Die Kreislaufwirtschaftsstrategie der Bundes-
regierung lässt aber weiterhin auf sich warten.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir teilen aus-
drücklich die Ziele der Agenda 2030. Wir müssen aber 
auch die Politik, die hier im Hohen Haus gemacht wird, 
nachhaltiger gestalten. Mit dieser Bundesregierung 
schaffen wir das aber nicht. Wir von der Union könnten 
es besser.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP – Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Größter Witz des Ta-
ges!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Bundesregierung die 

Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Bärbel Kofler, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wir diskutieren heute die beiden Dimensionen der Nach-
haltigkeitsstrategie der Vereinten Nationen: die nationale 
Strategie und die internationale Dimension dieser Agen-
da.

Es wurde von einigen Kolleginnen und Kollegen be-
reits gesagt: Die Halbzeitbilanz fällt ernüchternd aus. Bli-
cken wir in die Welt, sehen wir: 735 Millionen Menschen 
weltweit hungern. Das ist knapp jeder zehnte Mensch. 
Über 160 Millionen Kinder müssen weltweit arbeiten. 
Und – das wurde bereits mehrfach von Kollegen gesagt – 
Klimawandel und Artensterben bedrohen unsere Lebens-
grundlage.

Das ist Grund, mehr zu tun, vermehrt zu handeln; denn 
die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung werden nach 
derzeitigem Stand nirgends auf der Welt erreicht, nicht 
in anderen Ländern und auch nicht bei uns. Das muss 
Grund sein für uns – Staatsministerin Ryglewski hat es 
gesagt –, jetzt den Turbo einzulegen und zu handeln.

Umso erschreckender ist, dass wir mittlerweile in 
Deutschland eine Debatte führen, in der unser interna-
tionales Engagement für die Nachhaltigkeitsziele, unser 
Engagement im Kampf gegen Hunger, Armut und Klima-
wandel, infrage gestellt wird. Das ist kurzsichtig. Globale 
Probleme machen nicht an nationalen Grenzen halt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Deshalb brauchen wir eine starke internationale Zusam-
menarbeit, eine starke Entwicklungszusammenarbeit, um 
die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das war aus gutem Grund bisher immer Konsens unter 
den demokratischen Parteien in diesem Hause und in 
diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Umso befremdlicher ist, dass dieser Konsens zurzeit un-
ter Beschuss steht. Wir sind mit Fehlinformationen kon-
frontiert,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Von „Correctiv“!)

wir haben auch heute wieder einige gehört hier. Interna-
tionale Fragestellungen werden mit nationalen Fragestel-
lungen verknüpft und gegeneinander ausgespielt, statt 
dass gemeinsam Lösungen für gemeinsame Probleme ge-
sucht werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dieser Tendenz müssen wir uns gemeinsam entschie-
den entgegenstellen. Entwicklungspolitik ist gut inves-
tiertes Geld – auch in die Zukunft der Wirtschaft, auch 
in die Zukunft der Menschen hier in Deutschland. Dafür 
drei Beispiele:

Erstens: Klimaschutz. Wir haben über Extremwett-
ereignisse diskutiert, wir haben sie erlebt, ich in meinem 
Wahlkreis im Süden Deutschlands, aber insbesondere die 
Menschen im Ahrtal. Extremwetterereignisse aufgrund 
von Klimawandel sind globale Herausforderungen, die 
wir global bekämpfen müssen. Wir müssen Maßnahmen 
bei uns in Deutschland ergreifen, wir müssen aber auch 
mit anderen Ländern zusammenarbeiten, um dem Klima-
wandel etwas entgegenzusetzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und ja, das kostet; aber nichts zu tun, kostet mehr.
(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Unbewiesene Be-

hauptung!)
Die katastrophalen Folgen sehen wir auch in unserem 
eigenen Land. Die Menschen in den Hochwassergebieten 
leiden tagtäglich darunter.

Zweiter Punkt: die soziale Dimension der Nachhaltig-
keit, auch im internationalen Bereich. Entwicklungspoli-
tik trägt dazu bei, Menschen vor Ort ein besseres, men-
schenwürdigeres Leben zu ermöglichen, damit sie ihr 
Leben selbstbestimmt, in Arbeit und Würde voranbrin-
gen können. Das trägt zur Befriedung von Gesellschaften 
bei. Das wiederum trägt dazu bei, dass sich weniger Men-
schen auf die Flucht begeben müssen. Entwicklungspoli-
tik trägt auch dazu bei, dass Geflüchtete in den jeweiligen 
Aufnahmeländern eine bessere Perspektive finden. Das 
trägt zu Stabilisierung und Stabilität bei. Es ist doch im 
Interesse Deutschlands und Europas, zu einer friedliche-
ren und stabileren Welt beizutragen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf: Bravo!)

Wenn wir uns die dritte Dimension der Nachhaltig-
keitsziele, die ökonomische Dimension, ansehen, dann 
ist es genauso. Es gibt zig wissenschaftliche Studien, 
die belegen, dass wir gemeinsam hier in unserem Land 
unseren Wohlstand nur erhalten können, wenn wir mit 
anderen gute, partnerschaftliche Beziehungen pflegen. 
Jeder zweite Euro in diesem Land wird durch den Export 
verdient. Wir brauchen dafür Verbündete, wir brauchen 
Handelspartner, aber wir brauchen vor allem andere Län-
der und andere Menschen, die Vertrauen in uns haben. 
Entwicklungszusammenarbeit baut Brücken in andere 
Regionen dieser Erde und steht für Vertrauen und Part-
nerschaft auf Augenhöhe mit den anderen Ländern dieser 
Erde.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Das nützt den Menschen auch hier. Was brauchen wir 
denn aus ökonomischer Sicht? Wir brauchen stabile Lie-
ferketten. Wir brauchen die Möglichkeit, weiter als 
starkes Exportland zu agieren. Und ja, wir brauchen 
auch Fachkräfte in unserem Land, die das Vertrauen ha-
ben, dass sie bei uns menschenwürdig aufgenommen 
werden und mit uns gemeinsam an unserem Wohlstand 
arbeiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese drei Beispiele 
gemäß den drei Dimensionen der Nachhaltigkeit – der 
sozialen, der ökologischen und der ökonomischen – zei-
gen: Wir brauchen mehr internationale Zusammenarbeit. 
Wir brauchen mehr Entwicklungspolitik, heute mehr 
denn je. Weitere Kürzungen in diesem Politikfeld stellen 
den Wohlstand in unserem Land infrage, und dem stelle 
ich mich entschieden entgegen. Wir brauchen nicht we-
niger, wir brauchen mehr internationale Zusammenarbeit.

Danke. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Albrecht Glaser.
(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Aldous 

Huxley, ein ähnlich großer Kopf wie sein Freund Orwell, 
hat im letzten Jahrhundert sinngemäß gesagt: Wenn wir 
das Bevölkerungsproblem nicht lösen, werden alle unsere 
anderen Probleme unlösbar. – Hoimar von Ditfurth hat in 
den 80er-Jahren geschrieben – ich zitiere mit Erlaubnis 
der Präsidentin –: Wir müssen uns dessen bewusst sein, 
dass in den Medien präsentierte Katastrophenszenarien 
wie Klimawandel und Nahrungsmittelkrisen ausnahms-
los Sekundärprobleme sind. Zitat Ende.

Zu Beginn des letzten Jahrhunderts betrug die Welt-
bevölkerung rund 1,5 Milliarden Menschen – nicht viel 
mehr als 1800 –, 1925, zu Huxleys Zeit, 2 Milliarden, 
1960 3 Milliarden, 2000 6 Milliarden, 2023 8 Milliarden, 
und in der mittleren Prognosevariante der UN für 2050 
beträgt sie 10 Milliarden. Allein die Bevölkerung Afrikas 
wird sich von 1,3 Milliarden in der Jetztzeit bis 2050 auf 
2,5 Milliarden verdoppeln. Nigeria wird am Ende dieses 
Jahrhunderts das bevölkerungsreichste Land der Erde 
sein.

Was das für die Nachhaltigkeitsziele „kein Hunger“, 
„keine Armut“, „bezahlbare, saubere Energie“, „men-
schenwürdige Arbeit“ bedeutet, meine Damen und Her-
ren, kann man an den Fingern einer Hand abzählen, und 
was das, nebenbei, für die Migration bedeutet, auch.

Dennoch kommt das Bevölkerungsproblem weder in 
der Agenda 2030 der UN noch im Arbeitsprogramm 
der EU zur Agenda 2030 vor. Dies gilt auch, natürlich, 
für den Bericht der Bundesregierung zur Halbzeit der 

Agenda 2030 der UN. Stattdessen lesen wir unter 
„Menschliches Wohlbefinden“ – Zitat –: „Wir wollen 
die gesellschaftliche Teilhabe stärken …“ Das meint be-
stimmt die Einführung von Volksbegehren. – Alle Arten 
von Bildung, insbesondere die „gendertransformative“, 
sollen weltweit gestärkt werden. Es fallen einem die deut-
schen PISA-Ergebnisse ein. – Es kommt eine „Strategie 
gegen Einsamkeit“ vor, die man erarbeiten wolle. Es 
kommt „Green Culture“ vor. Es kommt die „zirkuläre 
Wirtschaft“ – wahrscheinlich die 360-Grad-Variante – 
vor. Es kommt Wirtschaftswachstum vor, das vom Roh-
stoffverbrauch entkoppelt ist. Dazu fällt einem die Lithi-
umgewinnung für Millionen von E-Fahrzeugen ein.

Mit Stolz wird in dem Bericht von der Einhaltung der 
regulären Kreditobergrenze 2023 gesprochen. Die Aus-
sage stammt vom Oktober vergangenen Jahres, doch sie 
hat sich in der Zwischenzeit bereits erledigt.

Für ein gutes Leben in Deutschland brauche es eine 
gesellschaftliche „Transformation“, schreibt die Regie-
rung am Ende. Wenn eine Regierung und ein Staat eine 
Gesellschaft „transformieren“ wollen, meine Damen und 
Herren, dann ist das Totalitarismus.

(Beifall bei der AfD)

Wenn eine Gesellschaft sich einen Staat schafft, dann ist 
das Demokratie. Diese Lektion müssen diese Regierung 
und die sie tragenden Parteien erst noch lernen.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Nils 

Gründer.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nils Gründer (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

liebe Kollegen! Ich bin damals zu den Jungen Liberalen 
gegangen, weil mir das Thema Sicherheit am wichtigsten 
war. Ich habe ehrenamtlich mit Flüchtlingen gearbeitet 
und habe gesehen, welche Folgen es haben kann, wenn 
man kein sicheres Zuhause hat, und wie wertvoll es ist, 
wenn man eines hat.

Wenn ich jetzt aber an die Zukunft denke oder auch an 
die Frage, in welche zukünftige Welt man Kinder setzt, 
weiß ich, dass wir alle zusammen hier im Raum ganz 
schön viel zu tun haben.

Viel zu lange nämlich wurden Nachhaltigkeit und Si-
cherheit nicht zusammengedacht. Die tragischen Folgen 
davon sehen wir tagtäglich in der Ukraine. Eben weil die 
internationale Sicherheitsarchitektur zu fragil ist und weil 
wir Aggressoren und Terroristen in Zukunft den Spiel-
raum nehmen müssen, ist das der Kern der Agenda der 
nächsten Jahre.

Ein konkretes Beispiel, an dem wir das sehen können, 
ist die Arktis. Das Beispiel passt zur heutigen Nachhaltig-
keitsdebatte, weil die Arktis ein Symbol für die mit si-
cherheits-, klima- und wirtschaftspolitischen Interessen 
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verbundenen Politikfelder darstellt. Wir müssen anfan-
gen, all diese Politikfelder endlich zusammenzudenken. 
Das wäre nachhaltig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Nordpolarmeer könnte laut Experten bereits in zehn 
Jahren, also ab 2035, in den Sommermonaten komplett 
eisfrei sein.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das haben sie vor 
20 Jahren auch schon gesagt!)

Das bedeutet einen Wegfall der Lebensgrundlagen für 
Biodiversität und einen Kipppunkt für unser Weltklima. 
Und immer mehr kommt es in der Region zu einem 
Schaulaufen der Großmächte. Russland baut seine militä-
rische Präsenz dort massiv aus; das sieht man zum Bei-
spiel an der immer größer werdenden Eisbrecherflotte.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wozu brauchen die 
Eisbrecher, wenn das Eis weg ist?)

China bezeichnet sich auf einmal als arktisnaher Staat. 
Das Interesse an den Ressourcen und den neuen See-
wegen, die durch das Abschmelzen des Eises entstehen, 
ist offensichtlich. Wir müssen uns also auch einmal mit 
der Frage auseinandersetzen: Was machen wir eigentlich, 
wenn dort kein Eis mehr ist?

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)

Wie schützen wir dort eigentlich die Seewege?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Im Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwick-
lung kontrollieren wir als Abgeordnete die Fortschritte 
bei der Nachhaltigkeit. Ich finde es besonders schön, 
dass das immer weitestgehend im Konsens passiert, 
über Legislaturperioden hinweg, und wir dabei nicht in 
Parteitaktik verfallen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als jemand, der in seinen Zwanzigern ist, kann ich 
sagen: Es ist nur fair und auch nur gerecht meiner und 
den kommenden Generationen gegenüber, dass wir ein 
intaktes System und eine intakte Gesellschaft hinterlas-
sen. Es ist eine Frage des Respekts vor unseren Bedürf-
nissen, vor unseren Rechten, vor allem aber vor unseren 
Möglichkeiten in der Zukunft. Die Nach-mir-die-Sint-
flut-Mentalität hat in diesem Land noch nie jemandem 
irgendwas genützt und wird auch in Zukunft nichts nüt-
zen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Johannes Wagner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen!

(Der Redner hält ein Glas Wasser hoch)

Ist dieses Glas halb voll oder halb leer?

(Dr. Karamba Diaby [SPD]: Halb voll!)

Die Halbzeitbilanz der Agenda 2030 scheint auf den ers-
ten Blick ernüchternd. Aber ich würde argumentieren: 
Das Glas ist nicht halb leer, sondern halb voll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Karamba Diaby [SPD]: Richtig!)

Ja, wir sind bei den Nachhaltigkeitszielen nicht da, wo 
wir sein wollen. Aber gleichzeitig haben wir schon sehr 
viel geschafft:

Das Glas ist halb voll, wenn wir uns zum Beispiel vor 
Augen führen, dass wir letztes Jahr so wenig Kohle ver-
stromt haben wie zuletzt im Jahr 1959, und das trotz des 
russischen Angriffskrieges und trotz des längst überfäl-
ligen Atomausstiegs. Das ist ein gigantischer Erfolg die-
ser Bundesregierung und unseres Wirtschaftsministers.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Knut 
Gerschau [FDP])

Das Glas ist halb voll, wenn wir auf die Weltklima-
konferenz schauen: Endlich wurden die Folgen der Kli-
makrise auf unsere Gesundheit gemeinsam festgehalten, 
und wir haben die Abkehr von fossilen Energien be-
schlossen – eine Priorität und ein Erfolg deutscher Au-
ßenpolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aber auch wenn das Glas halb voll ist: Es bleibt noch 
viel zu tun. Würden alle Menschen so leben wie wir in 
Deutschland, bräuchten wir eigentlich drei Erden. Wir 
haben aber keine drei Erden; wir haben nur eine Erde. 
Deswegen müssen wir uns die Fragen stellen: Wie kön-
nen wir im Einklang mit den planetaren Grenzen gut 
leben, gerecht den zukünftigen Generationen gegenüber? 
Wie können wir ein Wirtschaftssystem schaffen, das ein-
berechnet, dass natürliche Ressourcen –

(Knut Gerschau [FDP]: Und? – Der Redner 
trinkt einen Schluck Wasser – Heiterkeit bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der SPD und der FDP – Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU]: Jetzt ist das Glas aber 
leer! – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Cheers!)

endlich sind? Wir haben also noch viel nachzuholen, aber 
auch so viel zu gewinnen: Die Ziele der Agenda 2030 zu 
erreichen, bedeutet: globale Gerechtigkeit, globale Ge-
sundheit, ein lebenswerter Planet.
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In den letzten Tagen wurde auf Twitter wieder eine 
neue Sau durchs Dorf getrieben: In Peru würden mit 
deutschen Entwicklungsgeldern Radwege gebaut. Darü-
ber regten sich die Rechten auf.

(Enrico Komning [AfD]: Zu Recht!)
Dabei ist das doch ein super Beispiel, wie wir die Agenda 
2030 erreichen können. Denn erstens handelt es sich da-
bei nicht um Zuschüsse, sondern um Kredite, die zurück-
gezahlt werden, also eine Art nachhaltiges Investment.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hört! Hört! – Enrico Komning 
[AfD]: Oh ja!)

Und zweitens nutzt eine umweltfreundliche Infrastruktur 
auch uns, so wie jede einzelne Klimaschutzmaßnahme 
weltweit auch uns in Deutschland nutzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir alle, auch wir in Deutschland, profitieren von einer 
Welt, in der alle Menschen gerecht und gesund leben 
können,

(Enrico Komning [AfD]: Wir können aber 
nicht alleine die Welt retten!)

und das idealerweise natürlich mit Radwegen, egal ob in 
Peru oder hier in Berlin, wo wir in puncto Radwegen 
wohl noch einiges an Entwicklungshilfe gut gebrauchen 
könnten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Albrecht Glaser [AfD]: Witzig, sehr 
witzig, Herr Kollege!)

Zum Abschluss möchte ich ein SDG besonders her-
vorheben, das Ziel 16: Frieden, Gerechtigkeit und starke 
Institutionen. Wenn sich Vertreter/-innen einer politi-
schen Partei mit Rechtsextremen und Faschisten treffen, 
um Grundrechte abzubauen und zu planen, wie man Mil-
lionen von Menschen deportieren kann, dann höhlt das 
unsere demokratischen Institutionen aus. Das dürfen wir 
nicht zulassen. Nie wieder!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, um mit einer 
positiven Note zu enden – das Glas ist auch dann halb 
voll, wenn ich mir anschaue, wie viele Tausend Men-
schen in den letzten Tagen auf die Straße gegangen sind, 
um unsere Demokratie zu verteidigen. Vielen Dank da-
für! Lassen Sie uns gemeinsam dafür kämpfen!

Danke schön.
(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der SPD – Beifall bei Abge-
ordneten der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Wolfgang Stefinger.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die 17 Nachhaltigkeitsziele sind eine Richt-
schnur und auch ein Handlungsauftrag für die Politik. 
Gerade im internationalen Bereich, im Bereich der Ent-
wicklungszusammenarbeit, geben sie die Richtung vor. 
Wenn wir uns die Ziele anschauen – keine Armut, kein 
Hunger, sauberes Wasser, Arbeit und Wirtschaftswachs-
tum, Frieden –, dann sehen wir: Es gibt noch viel zu tun, 
und die Zielerreichung bis 2030 ist schwierig, wenn nicht 
sogar in manchen Dingen unmöglich.

(Albrecht Glaser [AfD]: Natürlich ist das un-
möglich!)

Aber wir dürfen uns hier nicht entmutigen lassen.
Klar muss sein, dass eine Vielzahl der Themen, über 

die wir hier diskutieren, nur international lösbar ist. Des-
wegen ist diese Zusammenarbeit entsprechend wichtig. 
Frau Staatssekretärin Kofler, Sie haben es angesprochen: 
Es braucht die internationale Zusammenarbeit. Aber ge-
rade deswegen verstehe ich nicht, warum diese Bundes-
regierung in diesem Bereich die größten Kürzungen in 
der Geschichte dieses Landes vornimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn man weniger Geld zur Verfügung hat, dann muss 
man die Prioritäten anders setzen. Wir würden Schwer-
punkte setzen im Bereich „Lebensgrundlagen verbessern, 
Armut und Hunger bekämpfen“

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Merkt man bei Ihnen aber gar 
nichts von!)

und, Frau Innenministerin, auch im Bereich „Fluchtursa-
chen bekämpfen“. Das wären unsere Schwerpunkte im 
Bereich der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und Ent-
wicklung.

Und wie kann man das am besten machen? Indem man 
Jobs und Wirtschaftswachstum in diese Länder bringt, 
indem wir eine strategische Zusammenarbeit aufbauen, 
indem wir im Bereich Ressourcen/Rohstoffmanagement, 
im Bereich Infrastruktur zusammenarbeiten.

Aber es ist leider zu erkennen, dass das Thema Wirt-
schaftspolitik in dieser Regierung eine Leerstelle ist.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)

Der Titel „Wirtschaftliche Zusammenarbeit“ ist in der 
Vergangenheit gekürzt worden, und er wird noch weiter 
gekürzt werden. Wenn ich das richtig gehört habe, dann 
soll er jetzt auch noch für Gewerkschaften geöffnet wer-
den. Ich möchte sehen, ob eine Gewerkschaft in einem 
Entwicklungsland einen Job schaffen wird; da bin ich 
wirklich gespannt, ob das passiert.

Auch beim Thema „Klimaschutz und Umweltschutz“ 
sehen wir ehrlicherweise ein Stück weit eine Leerstelle. 
Wir müssen uns den internationalen Waldschutz vorneh-
men. Jeder Euro dort ist zehnmal besser investiert als in 
einem Heizungsverbotsgesetz, das die Leute hier zwingt, 
ihre Heizungen zu ersetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
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So ein Quatsch! Das wird nicht wahrer, wenn 
Sie es immer wieder wiederholen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Kongobecken zu 
schützen, den Amazonas zu schützen, die Länder beim 
Aufbau einer klimaneutralen Wirtschaft und Energiever-
sorgung zu unterstützen, bringt fürs Klima und für die 
Nachhaltigkeit weitaus mehr.

Lassen Sie mich, Frau Präsidentin, weil das auch im 
Bericht steht, noch einen Satz zur feministischen Ent-
wicklungspolitik sagen. Hunger ist eine Frage des Ge-
schlechts. Wenn Sie tatsächlich feministische Entwick-
lungspolitik machen wollen, bekämpfen Sie bitte den 
Hunger! 60 Prozent der Hungernden sind Frauen und 
Mädchen. Ich kann Ihnen nur eines sagen: Von Ideologie 
werden die Menschen nicht satt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion Jakob 

Blankenburg.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jakob Blankenburg (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Damit wir in Deutschland dauerhaft gut leben können, 
braucht es eine umfassende Transformation – wirtschaft-
lich, aber eben auch gesellschaftlich.

(Albrecht Glaser [AfD]: Wohin denn? Wo 
transformieren Sie uns denn hin?)

In dem heute zur Debatte stehenden Papier zur Halb-
zeit der Agenda 2030 skizziert die Bundesregierung die 
Schwerpunkte ihrer aktuellen, aber auch ihrer zukünfti-
gen Nachhaltigkeitspolitik. Sie erläutert ganz genau, wie 
ebendiese Transformation gelingen soll, wo es hingehen 
soll. Dabei formuliert sie den Anspruch, Nachhaltigkeit 
deutlich weiter zu denken als nur in Bezug auf die Um-
welt- und Klimapolitik. Das Ziel ist es, den Zusammen-
hang von Gesundheit und Wohlbefinden, von Ökologie 
und sozialer Gerechtigkeit ressortübergreifend zu denken 
und voranzubringen. Diesem Ziel schließen meine Frak-
tion und ich uns ausdrücklich an.

Aber wir müssen auch so ehrlich sein – das haben wir 
heute in der Debatte schon einige Male gehört –: Beim 
Erreichen dieses Ziels haben wir noch deutliche Reser-
ven. Während wir bei der ökologischen Transformation 
in vielen Bereichen deutliche Fortschritte machen, berei-
ten mir manche Indikatoren der sozialen Nachhaltigkeit 
noch deutlich größere Bauchschmerzen. Einige Beispie-
le: Die Zahl der jungen Menschen ohne Schulabschluss 
steigt, anstatt zu sinken.

(Albrecht Glaser [AfD]: So ist es! Ganz rich-
tig! Warum wohl?)

Die Ziele der Reduktion der vorzeitigen Sterblichkeit von 
Männern und Frauen werden deutlich verfehlt. Die Ganz-
tagsbetreuung von kleinen Kindern wurde zwar verbes-
sert, bleibt aber weit hinter unseren Zielwerten zurück.

Um tatsächlich in all diesen Dimensionen der Nach-
haltigkeit voranzukommen – der ökologischen, der 
ökonomischen, aber auch der sozialen –, arbeitet die 
Bundesregierung aktuell im Austausch mit vielen unter-
schiedlichen Akteurinnen und Akteuren sowie Bürgerin-
nen und Bürgern an der Weiterentwicklung der Nachhal-
tigkeitsstrategie. Das Ergebnis soll dann Ende dieses 
Jahres vorliegen.

Auch mit uns, dem Deutschen Bundestag, ist die Bun-
desregierung dazu im Dialog. Liebe Staatsministerin 
Ryglewski, ich freue mich, dass Sie uns heute zu Beginn 
dieser Debatte Einblicke in die Weiterentwicklung dieser 
Strategie gegeben haben. Und auch im Parlamentarischen 
Beirat für nachhaltige Entwicklung, in dem ich die SPD- 
Fraktion als Obmann und Sprecher vertrete, sind wir re-
gelmäßig mit Ihnen, Frau Staatsministerin, aber auch mit 
anderen Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregie-
rung dazu im Gespräch. Das ist gut und wertvoll.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage es ganz 
offen: Es bedarf einer intensiven Beschäftigung des ge-
samten Hauses mit der Fortschreibung und Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie, wenn wir sie wirklich zum 
Leben erwecken wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Nachhaltigkeit darf eben nicht nur bei uns im Parlamen-
tarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung auf der 
Agenda stehen. Sie ist ein Querschnittsthema und sollte 
deshalb auch in allen Ausschüssen intensiv diskutiert 
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir, die Mitglieder im Parlamentarischen Beirat für 
nachhaltige Entwicklung, werben hier in den Reden ein-
mal quer durch die demokratischen Fraktionen intensiv 
dafür und arbeiten daran, dass das Thema Nachhaltigkeit 
und auch der Beirat selbst bei uns im Bundestag sicht-
barer werden. Die heutige Debatte ist aus meiner Sicht 
dafür schon ein sehr guter Anfang. Es freut mich, dass wir 
auch ein Positionspapier vorlegen konnten, das Vor-
schläge macht, wie die Arbeit des Beirats noch effizienter 
ausgestaltet werden, aber auch noch wirksamer in die 
Öffentlichkeit getragen werden kann. Diese Vorschläge 
haben wir in einem breiten Konsens der demokratischen 
Fraktionen gemeinsam ausgehandelt. Für die Umsetzung 
brauchen wir aber nun den Veränderungswillen des ge-
samten Hauses.

Dabei zähle ich auf Ihre Unterstützung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, und danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Volker Mayer-Lay.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuschauer! Der Halbzeitbericht der 
Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung wartet 
mit so mancher Überraschung auf und erheitert an vielen 
Stellen schon beim Lesen. Ganz besonders viel Freude 
hatte ich bei Ziffer 8 Ihres Berichts zur nachhaltigen 
Finanzpolitik. Sie sprechen allen Ernstes davon, die fi-
nanzpolitische Handlungsfähigkeit zu stärken und das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen 
in den Staat zu fördern. Da muss man sich schon fragen: 
Ist das noch Ironie oder Ihre besondere Art von Humor, 
oder ist es einfach nur Traumtänzerei?

(Beifall bei der CDU/CSU)
In der jetzigen Situation in diesem Land von gefördertem 
Vertrauen der Menschen in den Staat zu sprechen, hat mit 
der Realität überhaupt nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
SPD: Also, ich habe viel Vertrauen!)

Sie erschüttern in jeder Woche erneut das Vertrauen 
der Menschen in den Staat und in die Politik insgesamt. 
Sie ziehen Ihr Ding durch, ohne Rücksicht auf Verluste.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Sie stellen einen verfassungswidrigen Haushalt auf. An-
statt Ihre unwirksamen finanziellen Wohltaten mit der 
Gießkanne einzustellen, streichen Sie Förderungen, er-
höhen die Steuern und machen das Leben der Menschen 
noch viel teurer. Das ist das Gegenteil von Nachhaltig-
keit, das ist Beliebigkeit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und dann behaupten Sie allen Ernstes, Sie würden mit 

Ihrer Finanzpolitik das Vertrauen der Menschen in den 
Staat fördern. Was glauben Sie denn, warum hier Hun-
derttausende von Menschen auf die Straße gehen? Weil 
das Vertrauen in die Politik so groß ist? Entschuldigung, 
aber ich glaube, Sie haben da irgendwas verpasst. Wir 
erleben den allergrößten Vertrauensverlust in die Politik 
seit zig Jahren,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Rainer Kraft [AfD])

und Sie merken nicht einmal, wie weit Sie sich von den 
Menschen entfernt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Albrecht Glaser 
[AfD]: Das ist Transformation!)

Wir haben es heute schon ein paar Mal gehört: Die drei 
Säulen der Nachhaltigkeit sind das Soziale, die Ökologie 
und die Ökonomie. Bei der Ampel scheint mir da aber 
irgendwas durcheinander gekommen zu sein. Bei Ihnen 
sind es eher die Fantasie, die Ideologie und die Utopie, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Nachhaltig wäre eine Finanzpolitik, bei der Mensch, Um-
welt und Wirtschaft gleichermaßen profitieren. Aber 
unsere Betriebe verlassen das Land, die Zahl der Insol-

venzen steigt, die Wirtschaft schrumpft und unsere Un-
ternehmen wie auch die Landwirtschaft sind nicht mehr 
konkurrenzfähig. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. Wenn 
Sie dann glauben, dass Hunderttausende von Menschen, 
die für eine Politik, die besser, gerechter und finanzierbar 
ist, auf die Straße gehen,

(Zuruf des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])
sich verrannt hätten und umkehren müssten, dann rufe ich 
Ihnen zu: Wenn Ihnen auf der Autobahn Tausende von 
Fahrzeugen entgegenkommen, dann sind Sie selbst die 
Geisterfahrer, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Also tun Sie dem Land einen Gefallen, und kehren Sie 
um, bevor es zu spät ist.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort der fraktionslose Abgeord-

nete Bernd Riexinger.
(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Bernd Riexinger (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Es ist bezeichnend, dass der Bericht der 
Bundesregierung keinen einzigen Satz zur schreiend un-
gerechten Verteilung von Einkommen und Vermögen ent-
hält.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)
In einer Zeit, in der Milliardäre ihr Vermögen und Kon-
zerne ihre Gewinne in unfassbaren Dimensionen vermeh-
ren, während die Löhne hinterherhinken, im sozialen Be-
reich gekürzt wird und wichtige Zukunftsinvestitionen 
auf der Strecke bleiben, ist das mehr als ein kleines Ver-
säumnis.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)
Solange Sie nicht den Mut haben, Milliardäre, Konzerne 
und Superreiche gerecht zu besteuern, um die dringenden 
Zukunftsaufgaben zu finanzieren, dürfen Sie sich nicht 
wundern, wenn viele Menschen sauer sind und auf 
die Straße gehen. Der Bericht macht vor allem deutlich, 
dass diese Bundesregierung groß im Ankündigen, aber 
schlecht im Umsetzen ist.

Dass Sie versuchen, die Lage im eigenen Land schön-
zureden, wird der tatsächlichen Lebenslage vieler Men-
schen und den wachsenden Problemen und Krisen nicht 
gerecht.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)
Selbst gemessen an den offiziellen Indikatoren für Nach-
haltigkeit läuft es bei Bildung, Verkehr und Umwelt 
schlecht. Auch weitere Ziele werden nicht erreicht.

An einigen Stellen ist der Bericht durch die vergange-
nen Monate zur Realsatire geworden. Sie reden von Ver-
besserungen beim Bürgergeld, die mittlerweile infrage 
gestellt sind. Sie loben sich für das 49-Euro-Ticket und 
verweigern eine klare Finanzierungszusage. Sie schrei-
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ben von der Förderung des Radverkehrs und streichen die 
Mittel dafür massiv zusammen. Es ist doch absurd, die 
unsinnige und investitionshemmende Schuldenbremse 
mit aller Gewalt aufrechtzuerhalten und auf Steuerge-
rechtigkeit zu verzichten, selbst wenn der soziale Zusam-
menhalt gefährdet wird.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Wenn die selbsternannte Fortschrittskoalition die 
Kurve kriegen will, muss sie die Kreditbeschränkungen 
aussetzen, die Aufrüstung stoppen und endlich Superrei-
che und Milliardäre gerecht besteuern.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Tina 

Rudolph.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Tina Rudolph (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! 
Wenn ich diesen Pin hier mit den 17 Nachhaltigkeitszielen 
der Vereinten Nationen im Wahlkreis trage, dann werde 
ich oft gefragt, was diese Farben eigentlich bedeuten. Das 
ist immer eine wunderbare Möglichkeit, zu erklären, dass 
hinter diesen 17 Farben der Anspruch steht, den sowohl 
wir uns als auch die Regierungen weltweit sich und ihren 
Bürgerinnen und Bürgern versprochen haben, nämlich in 
verschiedensten Lebensbereichen das Leben für die Men-
schen besser zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Knut Gerschau [FDP])

Diese Farben sprechen davon, dass wir den Anspruch 
haben, auf den Feldern Gesundheit, Bildung, Hunger- 
und Armutsbekämpfung, menschenwürdige Arbeit, gute 
Arbeitsbedingungen, saubere Umwelt, nachhaltige Stadt-
entwicklung, Frieden und Gerechtigkeit jeden Tag, jedes 
Jahr besser werden zu wollen und besser werden zu müs-
sen, zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger hier in 
Deutschland, aber auch weltweit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Knut Gerschau [FDP])

An einem Tag wie heute, wo wir das, was wir in Bezug 
auf die Agenda 2030 erreicht haben, Revue passieren 
lassen, müssen wir uns hier auch ehrlich machen und 
feststellen, dass wir in vielen Bereichen noch nicht das 
erreicht haben, was wir erreichen wollen. Deutschland 
steht damit nicht allein da. Heute muss genau der Mo-
ment sein, wo wir uns noch intensiver versprechen, an 
diesen Punkten zu arbeiten. Ich glaube, es mangelt in 
diesem Haus nicht an der Einigkeit, dass wir hier einen 
Zahn zulegen müssen und dass es das ist, was wir den 
Bürgerinnen und den Bürgern schulden.

Gleichzeitig komme ich in dieser Debatte bei den 
Wortbeiträgen, die hier gehalten wurden, nicht umhin, 
auch noch einmal das Thema Akzeptanz anzusprechen. 
Es ist uns bewusst, dass in Zeiten wie diesen die Men-
schen von uns das klare Versprechen brauchen, dass 
Nachhaltigkeit mehr ist als die Debatte über Müllvermei-
dung, Blühstreifen und all diese Themen. Diese gehören 
dazu, auch sie sind Aspekte der ökologischen Nachhal-
tigkeit, aber Nachhaltigkeit ist eben mehr. Wenn man 
sich den Indikatorenbericht anschaut – übrigens, Herr 
Riexinger, ein Tipp an Sie: da steht durchaus zu diesen 
Themen auch etwas drin –, dann findet man da auch das 
Versprechen, dass es unser Anspruch ist, die vorzeitige 
Sterblichkeit zu senken und die Lebenserwartung zu er-
höhen. Hier haben wir zum Beispiel auch in Deutschland 
ganz klar einen Nachholbedarf. Wir sind eines der stärks-
ten Länder, was das Bruttoinlandsprodukt angeht, und 
stehen darauf bezogen eben nicht an dem Punkt, an dem 
wir stehen könnten und sollten. Hier müssen wir besser 
werden, und hier müssen wir vor allem das Versprechen 
einlösen, dass ein Fortschritt allen zugutekommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn die Streuung, die wir bei solchen Werten verzeich-
nen, kann bedeuten, dass viele Menschen trotz einer 
gesteigerten Lebenserwartung aufgrund von Armut, auf-
grund von fehlenden Lebenschancen, aufgrund von feh-
lender Bildung, deswegen auch aufgrund von fehlendem 
Zugang zur Gesundheitsversorgung eine bis zu zehn 
Jahre geringere Lebenserwartung haben. Es muss unser 
klares Versprechen sein, dass wir hieran arbeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt schaffe ich es leider nicht, auf noch mehr Aspekte 
einzugehen. Deswegen will ich das als ein großes Bei-
spiel stehen lassen.

Ich bedanke mich bei Ihnen, Frau Staatsministerin, und 
bei allen, die beteiligt sind, und möchte den Bürgerinnen 
und Bürgern noch sagen: Es ist unser Anspruch, diese 
Farben für Sie, für euch mit Leben zu füllen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Alexander Engelhard.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Engelhard (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Pro-
teste der Bauern in diesen Wochen im ganzen Land zei-
gen, wie ernst die Lage in Deutschland ist. Mit dem heute 
debattierten Bericht der Bundesregierung sehen wir ein-
mal mehr, dass der Dreiklang der Nachhaltigkeit nicht 
stattfindet. Ihre Politik ist sozial einseitig, ökonomisch 
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nicht erfolgreich, und nicht einmal ökologisch geht es 
voran.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es! – 
Bettina Hagedorn [SPD]: Na, das sagt der 
Richtige!)

Durch die finanziellen Kürzungen im Bereich der 
Landwirtschaft und die daraus entstehenden Existenz-
sorgen bei den Bäuerinnen und Bauern sorgen Sie für 
weitere psychologische Belastungen. Sie stellen die Men-
schen schlechter, die sieben Tage die Woche, oft 70 Stun-
den arbeiten.

Ihr Problem ist, dass Sie das Bruttoeinkommen eines 
Selbstständigen, der davon alle Sozial- und Vorsorge-
ausgaben sowie Zukunftsinvestitionen bezahlen muss, 
nicht in ein sozial gerechtes Verhältnis setzen können. 
Mit der Steuererhöhung beim Agrardiesel und der Sen-
kung des pauschalierten Umsatzsteuersatzes, um nur 
zwei Beispiele zu nennen, schwächen Sie die Landwirt-
schaft in ihrer Zukunftsperspektive.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die kleinbäuerliche Landwirtschaft, konventionell wie 
ökologisch, belasten Sie damit am meisten.

Auch bei Ihrem vermeintlichen Schwerpunkt, der 
Ökologie, wird es nicht besser, sondern schlechter. Ein 
Beispiel dafür ist die Streichung des Sonderrahmenplans 
„Maßnahmen des Ökolandbaus und der biologischen 
Vielfalt“. Außerdem schädigen Sie die ökologische Di-
mension der Nachhaltigkeit, wenn Sie durch Ihre ver-
fehlte Politik die Nahrungsmittelproduktion ins Ausland 
treiben. Längere Transportwege und meist ein größerer 
CO2-Fußabdruck sind die Konsequenz. Und das ist nicht 
alles: Oft müssen auf den Äckern im Ausland mehr Res-
sourcen eingesetzt werden, um die gleiche Menge an 
Nahrungsmitteln zu produzieren.

Wir leben in Deutschland an einem Gunststandort und 
sind damit gesegnet, regionale, hochwertige Nahrungs-
mittel für eine vollwertige Ernährung der Menschen pro-
duzieren zu können. Ernährungssicherheit ist Kernauf-
gabe eines Staates. Das war bis jetzt selbstverständlich. 
Sorgen Sie dafür, dass das so bleibt!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Landwirtschaft kann und will Nachhaltigkeit. Un-

terstützen Sie sie dabei, anstatt sie zu behindern!
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort der fraktionslose Abgeord-

nete Robert Farle.
(Takis Mehmet Ali [SPD]: Einmal in der Wo-
che! – Bettina Hagedorn [SPD]: O mein Gott!)

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! So wie Deutschland die UNO-Agenda 
2030 mit ihren 17 Nachhaltigkeitszielen praktisch um-
setzt, kann man zur Halbzeit nur von einer Bilanz des 

Schreckens sprechen. Was ist seit 2015 passiert? Weitere 
illegale Masseneinwanderung in die Sozialsysteme, Gen-
derwahnsinn und Bildungsmisere,

(Zuruf des Abg. Axel Müller [CDU/CSU])
schrittweise Zerstörung unseres Mittelstands durch Über-
regulierung und Konzernprivilegien, statt grünem Wirt-
schaftswunder Deindustrialisierung, Rekordinflation und 
Minuswachstum, statt günstiger und sauberer Energie die 
höchsten Strom- und Energiepreise der Welt.

Grüner Wasserstoff ist jetzt das nächste Heilsver-
sprechen der Grünen, das als Lösung für die selbst 
verursachte Energiekrise verkauft wird. Sämtliche Was-
serstoffpilotprojekte wie das sogenannte Reallabor West-
küste 100 zur Dekarbonisierung der Raffinerie Heide 
wurden trotz hoher Fördermittelzusagen vom Betreiber-
konsortium noch vor dem ersten Spatenstich wegen zu 
hoher Kosten abgeblasen. Nichts passiert! Millionen ab-
gefasst, abgeblasen. Damit ist auch das angeschlossene 
Projekt „Grüner Heizen“ gestorben.

Genauso scheiterten die beiden in Großbritannien ge-
planten Wasserstoffdörfer an der Wirklichkeit. Die Vor-
stellung, mit grünem Wasserstoff Stahl zu produzieren, 
taugt bestenfalls als Vorlage für ein neues Kinderbuch. 
Herr Habeck sagte bei „Anne Will“, die Ampel sei von 
der Wirklichkeit umzingelt. So ist es, wenn grüne Uto-
pien auf die Realität treffen.

Mein Fazit: Ja zur Nachhaltigkeit – aber Sie können 
das gar nicht; Sie wissen nichts darüber – und nein zum 
Abmarsch in eine Gebots- und Verbotswirtschaft! Nein 
zum Totalitarismus!

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Nein zur totalen Transformation unserer Gesellschaft in 
eine Diktatur, wo die Grünen am Ende bestimmen, was 
der einzelne Bürger noch darf und nicht darf! In Deutsch-
land brauchen wir keine Demokr– –

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Felix Schreiner [CDU/CSU]: Grüße 
nach Moskau! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Keine Demokratie! Genau!)

keine Diktatur, sondern eine Demokratie auf der Grund-
lage des Grundgesetzes, für alle gleichermaßen, und 
keine solchen Hetzreden, wie ich sie hier heute gehört 
habe.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Ralph Brinkhaus.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Gut ist, 

dass fast alle Redner sich heute ernsthaft und sachlich mit 
dem Thema Nachhaltigkeit beschäftigt haben.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Was schlecht oder halb gut ist – hier müssen wir uns 
ehrlich machen, Herr Wagner, Sie sagten, das Glas sei 
halb voll –, ist, dass wir die Ziele nicht erreicht haben, 
die wir uns gemeinsam vorgenommen haben. Und was 
ganz schlecht ist, ist, dass diese Debatte das wohl auch 
nicht ändern wird.

Jetzt könnte ich es mir einfach machen und die Ampel 
dafür kritisieren. Ich könnte sagen: Sie haben Nachhaltig-
keit in den Koalitionsvertrag hineingeschrieben, sind 
aber nicht so wirklich gut bei der Reduzierung von CO2 
im Verkehr

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Reicht jetzt aber 
auch!)

und in den Gebäuden, Sie haben ein paar Probleme mit 
der finanziellen Nachhaltigkeit. Ich könnte natürlich auch 
sagen, dass mit uns alles viel besser gelaufen wäre – wäre 
es wahrscheinlich auch.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Na ja, na ja, na ja!)

Aber am Ende des Tages muss man eines sagen, wenn 
man mal ganz ehrlich ist: Wir sind bei den Nachhaltig-
keitszielen auch an unseren Ambitionen gescheitert und 
ihnen nicht gerecht geworden, genauso wie es jetzt bei 
der Ampel ist. Wir haben uns in dieser Woche genügend 
vorgehalten, was der andere jeweils falsch macht. Ich 
glaube, wenn wir Demokratie gut gestalten wollen, 
dann sollten wir gemeinsam daran arbeiten, was wir rich-
tig machen können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Da wir uns das genügend vorgehalten haben, lassen Sie 
uns nach vorne schauen. Es gab einige interessante Wort-
beiträge. Frau Ganserer hat gesagt: Wir brauchen mehr 
Controlling. – Herr Blankenburg hat gesagt: Wir müssen 
die Ziele als Querschnittsaufgabe begreifen. – Ich glaube, 
das ist auch richtig.

In Deutschland haben wir in der Politik, und zwar wir 
alle, das Problem, dass wir Ziele nicht konsequent genug 
verfolgen. Frau Rudolph, Sie haben von der Lebenser-
wartung gesprochen. Es ist eigentlich eines der wichtigs-
ten Ziele der Politik, dass Menschen möglichst viele 
gesunde Jahre erleben. Verfolgen wir das wirklich syste-
matisch? Sollten wir uns nicht vornehmen: jedes Jahr 
einen Monat mehr? Sollten wir uns nicht gemeinsam 
überlegen, was die passenden Maßnahmen – Vorsorge, 
Prävention, Ernährung, bessere Forschung – sind, um 
diese Ziele zu erreichen? Und sollten wir dann nicht jedes 
Jahr messen, wie weit wir die Erfüllung dieser Ziele 
erreicht haben, und uns dann gemeinsam darüber unter-
halten, wie wir sie besser erreichen können? Das wäre der 
Weg.

(Zuruf von der SPD)

So arbeiten wir im Deutschen Bundestag aber leider 
nicht. Aber das können wir ändern, indem wir zum Bei-
spiel die Überarbeitung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie, für die Sie, Frau Ryglewski, jetzt zuständig 
sind, in den Bundestag holen. Sie wird von der Regierung 
festgelegt und dem Bundestag zur Kenntnis gegeben; wir 
dürfen ein bisschen mitberaten. Ich glaube, diese Strate-
gie gehört in den Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Carsten Träger 
[SPD])

Dafür, meine Damen und Herren, brauchen wir auch 
eine Aufwertung des Parlamentarischen Beirats für nach-
haltige Entwicklung. Das könnte das Instrument, das 
Gremium sein, das Nachhaltigkeitscontrolling macht, 
ohne den Fachausschüssen was wegzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das könnte das Gremium sein, das den Finger in die 
Wunde legt und sagt: Bei Gesundheit müssen wir noch 
nacharbeiten. – Vielleicht sind wir in einem anderen Be-
reich auch gut und müssen nicht nacharbeiten.

Wenn wir so systematisch arbeiten, meine Damen und 
Herren, dann können wir den Menschen auch zeigen, 
dass Demokratie ohne Populismus die beste Staatsform 
ist, die es gibt. Ich glaube, es ist dringender denn je, dass 
wir zeigen, dass wir in der Demokratie gemeinsam leis-
tungsfähig sind – bei allen Unterschieden, die wir in 
unseren Meinungen haben –; denn darauf kommt es am 
Ende des Tages an.

Frau Präsidentin, wenn Sie mir noch einen letzten Satz 
gestatten: Es ist ja so, dass wir in der nächsten Sitzungs-
woche eine Haushaltswoche haben. Da werden wir uns 
über Geld unterhalten. Das machen wir zwei Wochen im 
Jahr. Ehrlich gesagt, über Ziele unterhalten wir uns ein 
paar Stunden im Jahr. Ist es denn wirklich das Königs-
recht des Parlaments, über Geld zu entscheiden, meine 
Damen und Herren? Das Königsrecht des Parlaments ist, 
darüber zu entscheiden, wie dieses Land aussehen soll. 
Das hat was mit Zielen zu tun. Ich werbe dafür, dass wir 
Nachhaltigkeitswochen einführen, dass wir Zielwochen 
einführen, in denen wir gemeinsam darüber debattieren, 
wie es in diesem Land weitergeht. Das ist wichtiger als 
Geld.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Das war ein sehr langer letzter Satz, Herr Brinkhaus. – 

Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/8719 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keine an-
deren Überweisungsvorschläge. Dann verfahren wir wie 
vorgeschlagen.
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Tagesordnungspunkt 30 b. Den Bericht über die Wei-
terentwicklung des Parlamentarischen Beirats für nach-
haltige Entwicklung auf Drucksache 20/10100 haben wir 
zur Kenntnis genommen.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 31 a und 31 b 
auf:

a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Leistungen für Asylbewerber senken – 
Rechtliche Spielräume nutzen
Drucksache 20/9740
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Norbert Kleinwächter, René Springer, Jürgen 
Pohl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
Sozialstaat sichern – Bürgergeld für EU- 
Bürger und Drittstaatsangehörige begren-
zen
Drucksache 20/10063
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Zuerst hat das Wort für die 
CDU/CSU-Fraktion Stephan Stracke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Die Ampel hat sich einen Paradig-
menwechsel in der Migrationspolitik auf die Fahne ge-
schrieben. Was Sie unter diesem Paradigmenwechsel ver-
stehen, davon bekommen die Menschen in Deutschland 
heute einen klaren Eindruck: Expresseinbürgerung nach 
nur drei Jahren Aufenthalt und die generelle Möglichkeit 
der doppelten Staatsbürgerschaft. Das ist der falsche Weg 
und kündigt einen Kompromiss, der jahrzehntelang ge-
halten hat, unnötig auf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Hört! 
Hört!)

Was Sie mit dem Paradigmenwechsel meinen, zeigt 
auch ein Blick in die Asylstatistik. Waren es 2021 rund 
190 000 Asylanträge, die in Deutschland gestellt wurden, 
so waren es 2023 über 350 000. Dazu kommen noch 
1,1 Millionen Flüchtlinge aus der Ukraine. Die Folge 
Ihrer Migrationspolitik, Ihres Paradigmenwechsels ist 
eine Überlastung dieses Landes. In den Kommunen bei 
mir im Wahlkreis werden Zelte an den Landratsämtern 
aufgestellt, um die Menschen unterzubringen. Wir erle-

ben eine Überlastung in den Kitas, in den Schulen, in den 
Arztpraxen, in den Behörden. Sie, meine sehr verehrten 
Vertreter der Ampel, Sie gefährden damit die Stabilität, 
die Sicherheit und den inneren Frieden in unserer Gesell-
schaft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Notwendig ist eine grundlegende Neuordnung unseres 
Asylsystems auf europäischer wie nationaler Ebene. Und 
was tut die Ampel? Jetzt endlich setzt sie das um, was die 
Ministerpräsidentenkonferenz Anfang November letzten 
Jahres mit dem Bundeskanzler beschlossen hat,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das habt ihr gestern 
noch kritisiert, dass wir das machen!)

was wir lange gefordert und eingefordert haben, näm- 
lich die Bezugsdauer der abgesenkten Asylbewerberleis-
tungen von 18 auf 36 Monate heraufzustufen und die 
Aufnahme von Arbeitsgelegenheiten für Asylbewerber 
deutlich zu erleichtern. Jetzt endlich! Ihre Umsetzungs-
geschwindigkeit erinnert in diesem Zusammenhang eher 
an eine Schnecke. Die Ambitionslosigkeit, die Sie hier an 
den Tag legen, ist tatsächlich erschreckend,

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Zu langsam!)

und es deutet vor allem auch auf den Zustand innerhalb 
Ihrer Koalition hin, warum Sie bei diesen einfachen Din-
gen nicht schneller sind, nicht handwerklich schneller 
arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich Merz 
[CDU/CSU]: Deutschlandtempo!)

– Das Deutschlandtempo.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, statt dieses 

Klein-Kleins der Ampel und statt großer Worte, die in 
der Realität nichts anderes sind als große Tatenlosigkeit, 
brauchen wir eine echte Asylwende. Dabei ist es unab-
dingbar, das Asylbewerberleistungsgesetz neu auszurich-
ten. Die deutschen Sozialleistungen haben sich zu einem 
Migrationsmagneten entwickelt. Wir gaben allein im Jahr 
2022 über 6,5 Milliarden Euro für Asylbewerberleistun-
gen aus. Das muss sich ändern. Wir wollen die Leistun-
gen für Asylbewerber reduzieren.

Damit Sie mich nicht falsch verstehen: Natürlich ha-
ben die Asylbewerber einen Anspruch auf die Sicherung 
ihres Existenzminimums.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach!)

Daran rütteln wir auch nicht. Aber der pauschale Verweis 
auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 
der an dieser Stelle von Ihrer Seite immer wieder kommt, 
verstellt den Blick darauf, dass die Spielräume in der Tat 
viel größer sind, als häufig von Ihnen behauptet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir wollen auch nicht pauschal kürzen, sondern es 
geht uns darum, uns die spezifischen Bedarfe von einzel-
nen Personengruppen anzusehen. Brauchen denn Men-
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schen in Erstaufnahmeeinrichtungen beispielweise tat-
sächlich Leistungen für Eintrittsgelder in Kultur- und 
Freizeitveranstaltungen

(Rasha Nasr [SPD]: Ja, natürlich! – Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die 
sollen Deutsch lernen!)

oder für Zeitungen und Zeitschriften oder vieles mehr aus 
diesen Bereichen, wenn sie nicht einmal Deutsch spre-
chen können?

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und wie lernen sie es? – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie lernt man denn Deutsch? Sie wol-
len doch, dass die Leute Deutsch lernen! Rich-
tigerweise! – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das kann doch nicht Ihr Ernst 
sein!)

Es bedarf in Erstaufnahmeeinrichtungen ganz bestimmt 
nicht solcher Leistungen. Das wollen wir dann auch 
durch eine entsprechende Grundgesetzergänzung absi-
chern, die wir an dieser Stelle vornehmen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein Zweites. Ihnen geht es zu häufig um die Abschie-
bepraxis. Das Rückführungsgesetz, das Sie gestern be-
schlossen haben, wird sich in der Praxis als wirkungslos 
erweisen. Dänemark macht es anders. Dort setzt man 
nämlich auf freiwillige Ausreisen derjenigen, die kein 
Aufenthaltsrecht haben.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist bei uns der größte Teil!)

Genau daran müssen wir arbeiten. Welche Anreize haben 
denn Ausreisepflichtige, unser Land zu verlassen? Unser 
Sozialstaat sieht tatsächlich die Möglichkeit von Sanktio-
nen vor, wenn sie ihre Mitwirkungspflicht verletzen, und 
an dieser Stelle ist es die Ausreisepflicht, die verletzt 
wird. Deswegen wollen wir die Leistungen hier auf das 
physische Existenzminimum reduzieren.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist schwer zu ertragen! So viel Unwissen-
heit über das Thema!)

Das Gleiche wollen wir auch auf Geduldete erstrecken, 
solange ihre freiwillige Ausreise tatsächlich rechtlich zu-
lässig, möglich und zumutbar ist. Nur so ordnen wir 
Deutschland neu: durch eine echte Neuaufstellung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Sehr, sehr gute Rede! Schön her-
geleitet!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Rasha 

Nasr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Man kann ja schon ein bisschen die Uhr danach stellen: 
Die Ministerpräsidentenkonferenz kommt zusammen. 
Am nächsten Tag steht Herr Merz vor den Kameras und 
sagt: zu wenig, zu langsam, nicht gut genug. – Wir be-
schließen hier ein Gesetz, das Forderungen, die Sie auf-
machen, umsetzt. Am nächsten Tag stehen Sie hier und 
sagen: Ist nicht gut genug. Reicht uns nicht. Wir wollen 
mehr.

Wir haben gestern zum Beispiel den Leistungsbezug 
der niedrigeren Asylbewerberleistungen für 36 statt wie 
bisher für 18 Monate umgesetzt. Auch was die Bezahl-
karte angeht, frage ich mich, wo Sie in den letzten Mo-
naten waren. Wie oft müssen wir – und übrigens auch 
Ihre eigenen Parteifreunde – Ihnen denn noch erklären, 
dass das rechtlich bereits möglich ist und wie schwer das 
umzusetzen ist?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wie oft müssen wir Ihnen noch erklären, dass eine Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe derzeit genau daran arbeitet? 
Hessen und Niedersachsen sind dabei, gemeinsam mit 
dem Bund eine Lösung zu erarbeiten.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Aha! Also er-
arbeitet wird es! Nicht umgesetzt!)

Ich habe seit einigen Monaten immer wieder eine Zeile 
der Chemnitzer Band Kraftklub im Kopf, wenn ich Ihnen 
zuhöre – ich zitiere –:

„Oder gib die Schuld ein paar ander’n armen 
Schweinen 
Hey, wie wär’s denn mit den Leuten im Asylbewer-
berheim“

Das scheint derzeit Ihr Credo zu sein. Kein einziger 
Mensch in diesem Land steht besser da, wenn wir Ge-
flüchteten noch mehr wegnehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein kleiner Faktencheck: Asylsuchende erhalten rund 
18 Prozent weniger als Bürgergeldempfänger, also weni-
ger, als das Existenzminimum vorsieht. Irgendwann ist es 
doch mal gut! Kein Mensch in diesem Land profitiert 
davon, wenn wir Geflüchteten noch mehr wegnehmen. 
Setzen Sie sich also lieber dafür ein, dass wir mehr Tarif-
bindung in diesem Land bekommen,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Stracke [CDU/CSU]: O Gott! Was 
hat denn das damit zu tun?)

dass Leute ein ordentliches und gutes Gehalt haben! Und 
wenn Sie schon Verteilungskämpfe führen wollen – und 
das machen Sie hier, Kollege Stracke –, dann gehen Sie 
endlich an die höchsten Vermögen in diesem Land ran 
und treten nicht ständig nach unten!
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie haben es 
einfach nicht verstanden!)

Ich würde mich wirklich sehr freuen, wenn die Kolle-
ginnen und Kollegen der Union sich dafür einsetzen wür-
den, Fluchtursachen zu bekämpfen. Stellen Sie sich mal 
vor: Menschen, die unter Armut leiden oder Verfolgung 
und Tod befürchten müssen, müssten gar nicht fliehen. 
Das wäre doch mal was. Nein, Sie treten lieber nach 
unten. Dabei wird kein einziger Geflüchteter kehrt-
machen, weil Sie hier diese Dinge fordern. Wir müssen 
das anders angehen. Sie machen es sich zu einfach.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Sie aber auch! – Stephan 
Stracke [CDU/CSU]: Wir haben über 260 000 
Ausreisepflichtige! 260 000! – Gegenruf der 
Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind aber nicht alles Asylverfah-
ren!)

Wenn Menschen sich beispielsweise aus Griechenland 
auf den Weg in ein anderes europäisches Land machen, 
hat das auch damit zu tun, dass Griechenland keinerlei 
Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben bietet

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

oder Leistungen für Asylsuchende hat. Die Menschen 
kriegen dort einfach nichts, null,

(Enrico Komning [AfD]: Sie beleidigen gerade 
eine europäische Partnernation!)

und das, nachdem sie bereits alles gegeben und sich unter 
Gefahr für Leib und Leben auf den Weg in ein friedliche-
res Leben gemacht haben.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Wenn Ihnen also wirklich an einer solidarischen Auf-
nahme der Geflüchteten in Europa gelegen ist, rufen Sie 
doch mal Ihren Freund Mitsotakis an und erinnern ihn, 
was europäische Solidarität wirklich bedeutet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie reden seit Jahren von der Brandmauer gegen rechts. 
Warum stellen Sie diesen Antrag ausgerechnet in der 
Woche, nachdem wir alle noch einmal deutlich vor Au-
gen geführt bekommen haben, wes Geistes Kind die Kol-
legen hier ganz rechts sind?

(Enrico Komning [AfD]: Genau dieselben 
Forderungen!)

Rechten Populismus bekämpft man nicht, indem man den 
gleichen Quatsch nachplappert.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Enrico Komning [AfD]: Ja-
wohl, da haben Sie recht! Da haben Sie so was 
von recht! Alles abgeschrieben von der AfD!)

Haben Sie noch eigene Positionen? Stellen Sie sich ei-
gentlich auch an die Seite der Kolleginnen und Kollegen 
aus Ihren eigenen Reihen, auf die es diese Leute hier 

abgesehen haben? Was ist mit Ihren eigenen Partnerinnen 
und Partnern mit Migrationsgeschichte, die als Erste weg 
wären, wenn diese Leute hier tatsächlich etwas zu sagen 
hätten? Was machen Sie eigentlich mit Ihren eigenen 
Parteifreunden, die an diesem Nazitreffen teilgenommen 
haben? Passiert da noch mal was?

(Enrico Komning [AfD]: Waren da auch CDU-
ler dabei? Wer hätte das gedacht! CDU-Ge-
heimtreffen!)

Machen Sie sich eigentlich auch solche Gedanken? Ich 
kann davon nichts erkennen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Dann liegt das 
aber an Ihnen!)

Die Merz-CDU hat kein Herz für Menschen, die auf 
Hilfe angewiesen sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Merz-CDU schert sich einen feuchten Kehricht da-
rum, was mit Geflüchteten passiert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was für eine Pole-
mik!)

Die Merz-CDU hat fast nichts mehr von dem, was sie 
einst groß gemacht hat,

(Enrico Komning [AfD]: Das ist gut so!)

und das sollte Ihnen zu denken geben.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie haben in 
der Sache überhaupt nichts beizutragen, Frau 
Nasr! Das sind immer Ihre gleichen Schallplat-
ten!)

Setzen Sie sich nicht mit der AfD auseinander! Das hat in 
den letzten Monaten offenbar auch nichts gebracht. Set-
zen Sie sich mit Ihren eigenen Problemen auseinander! 
Davon gibt es genug.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Norbert Kleinwächter.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Mit ihrer Strategie der Bauernfängerei schlägt 
die CDU/CSU-Fraktion heute vor, die Leistungen für 
Asylbewerber zu kürzen. Neun Jahre, nachdem Angela 
Merkel angefangen hat, Hundertausende, gar Millionen 
illegale Migranten in unser Land zu winken, fällt der 
Marketingabteilung von Friedrich Merz plötzlich ein, 
dass es eine Anreizwirkung der deutschen Sozialleistun-
gen geben könnte. Was für eine Demagogie!

(Beifall bei der AfD)
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Aber wie konsequent grundgesetzwidrig die CDU 
denkt und von Anfang an gehandelt hat, verrät sie in 
einem Satz – kleiner Freudʼscher Fehler – in ihrem An-
trag. Sie meinen da Asylbewerber, aber schreiben – Zi-
tat –: „Migrationsentscheidungen beruhen … auf einer 
Vielzahl von Gründen.“ Migrationsentscheidungen? 
Meine Damen und Herren, Asyl ist keine Migrationsent-
scheidung. Flucht, definiert nach der Genfer Flüchtlings-
konvention, ist die Flucht vor „begründeter Furcht vor 
Verfolgung“. Da rennen Leute um ihr Leben, um ihre 
körperliche Unversehrtheit. Deswegen heißt es in Arti-
kel 31 Absatz 1 GFK: ins nächste sichere Gebiet. Sie 
verbietet es den Leuten, ins Heimatland zurückzukehren; 
denn dann verlieren sie ihren Flüchtlingsstatus.

(Beifall bei der AfD)

Asyl ist keine Migrationsentscheidung. Sobald die Mi-
gration Ergebnis einer Entscheidung ist, kann sie nicht 
mehr Asyl sein, und genau deswegen, Herr Merz, sind 
die sämtlichen Hundertausende, Millionen Migranten, 
die seit der Amtszeit von Angela Merkel nach Deutsch-
land gekommen sind, eben keine Flüchtlinge, sondern 
ordinäre illegale Migranten, die illegal die Grenze über-
quert haben, unter Begehung einer Straftat, und die bei 
uns Asyl begehren – Leistungen, genauer gesagt.

(Beifall bei der AfD)

Ich habe eine Frage von Herrn Bsirske gesehen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Genau, Herr Kleinwächter. Ich kam nur nicht dazwi-

schen, weil Sie gerade so im Redefluss waren. Gestatten 
Sie die Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung?

Norbert Kleinwächter (AfD):
Er darf gerne.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Bsirske.

Frank Bsirske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kleinwächter, Sie haben anlässlich des Europa-

wahlkongresses der AfD dem dort gewählten Spitzen-
kandidaten der AfD für die Europawahl vorgeworfen, er 
wolle die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit und die 
Menschenrechte abschaffen.

(Zuruf von der AfD: Was hat das denn mit dem 
Thema zu tun?)

Meine erste Frage ist: Wie kommen Sie dazu? Und meine 
zweite Frage ist: Wie bewerten Sie die Tatsache, dass die 
AfD einen Menschen auf Platz eins für die Europawahl 
aufgestellt hat, dem Sie vorwerfen, die Menschenrechte, 
die Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie in diesem 
Lande abschaffen zu wollen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Helge 
Lindh [SPD])

Norbert Kleinwächter (AfD):
Lieber Herr Kollege Bsirske, ich wundere mich, wa-

rum Sie Applaus von Ihren Kollegen bekommen; denn 
Sie stellen schon wieder eine Frage, die nicht zum Thema 
passt. – Danke.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war jetzt aber 
peinlich!)

Bevor wir über Demokratiefeindlichkeit von anderen 
reden, sollten wir noch mal darauf eingehen, dass Sie 
genau diese Migrationsimporte dadurch begangen haben, 
dass Sie – und zwar Sie alle: CDU/CSU, SPD, Grüne, 
FDP, Linke – den Bürgern vermittelt haben, dass es einen 
humanitären Anspruch gäbe, einen humanitären An-
spruch, der aber von Anfang an nie da war. Sie haben 
den Bürgern vorgegaukelt, wir müssten diese Leute auf-
nehmen; aber das kann genau nicht sein, weil beim Asyl 
die individuelle Aufnahmeentscheidung dem Staate ob-
liegt, Sie das aber den Bürgern aufgezwängt haben. Sie 
haben damit die Gemeinschaft – uns alle, die Steuerzah-
ler – um Hunderte Milliarden Euro Steuergelder, die 
Kommunen um ihre finanzielle Zukunft,

(Beifall des Abg. Albrecht Glaser [AfD])

die Frauen um ihre Sicherheit, die Kinder um ihre Bil-
dung und die Messermordopfer um ihr Leben beraubt.

(Rasha Nasr [SPD]: Sie sind die größte Gefahr 
für dieses Land! Sie und Ihre Leute! Auf zum 
nächsten Nazitreffen!)

Das ist Ihre tiefe historische Schuld, werte Kolleginnen 
und Kollegen von CDU/CSU und insbesondere SPD.

(Beifall bei der AfD)

Solange Sie sich nicht von Angela Merkel, ihren Un-
terstützern und ihrer gesamten Politik distanzieren, ste-
hen Sie weiterhin für eine Perversion des Asylsystems, 
das weggegangen ist von diesem individuellen Anspruch 
auf Asyl, hin zu einer Regelung, wo faktisch die Vorlage 
eines Passes – wenn auch eines gefälschten – aus den 
wirklich ärmsten, kaputtesten, bildungsfernsten, krimi-
nellsten und islamistischsten Regionen der Welt eine Ein-
trittskarte nach Deutschland und in alle Sozialsysteme 
wurde.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Mein Gott! – Weitere Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Damit machen Sie, Frau Nasr, Deutschland arm, kaputt, 
bildungsfern, kriminell und islamistisch.

(Beifall bei der AfD – Rasha Nasr [SPD]: Sie 
machen Deutschland kaputt! Sie hassen dieses 
Land! Antidemokraten!)

Sie merken, werte Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU und CSU, wie winzig der Schritt ist, hier Leistun-
gen für Asylbewerber zu senken. Gleichwohl: In der Tat 
können Sozialleistungen eine Anreizwirkung haben, und 
das haben sie auch.
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(Rasha Nasr [SPD]: Das ist mehrfach wissen-
schaftlich widerlegt! Dass Sie das nicht wissen 
wollen, ist klar!)

Wir sehen das im Bürgergeldsystem: 47 Prozent der Be-
zieher sind Ausländer, nicht nur Asylbewerber. Deswe-
gen fordern wir als AfD, dass der Zugang zum Bürger-
geld allgemein begrenzt wird. Man braucht in Zukunft, 
wenn es nach uns geht, eine Niederlassungserlaubnis.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Was? Niederlas-
sungserlaubnis? Reden Sie doch mal über The-
men, wovon Sie Ahnung haben! Aber Sie ha-
ben ja von nichts eine Ahnung!)

Man braucht Sprachniveau B2.

(Rasha Nasr [SPD]: Wenn es nach Ihnen geht, 
fliegen wir alle raus! Sie wollen deutsche 
Staatsbürger deportieren!)

Man braucht fünf Jahre existenzsichernde Tätigkeit in 
Deutschland, bevor man Bürgergeld beziehen kann.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Würde des Men-
schen ist unantastbar!)

Und wir wollen es auch begrenzen auf ein Jahr am Stück 
und maximal fünf Jahre während der gesamten Lebens-
zeit. Wissen Sie, warum? Weil es jederzeit möglich ist, 
nach Hause zurückzukehren und dort eine sinnvolle Er-
werbstätigkeit wahrzunehmen.

Ja, die CDU hat in gewisser Weise recht: Migrations-
entscheidungen basieren auf einer Vielzahl von Gründen. 
Unser Sozialleistungssystem aber darf keines davon sein.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, hat das Wort 

zu einer Kurzintervention der Kollege Bsirske.

(Zuruf von der AfD: Der hat doch schon ge-
redet! Kommt jetzt was zum Thema?)

Frank Bsirske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kleinwächter, wir reden über Herrn Krah. Herr 

Krah hat an Treffen mit Neonazis teilgenommen, wo es 
um die Massendeportation von Geflüchteten und Men-
schen mit Migrationshintergrund ging.

(Enrico Komning [AfD]: Ist das das, wo die 
CDU auch mit dabei war?)

Das ist Gegenstand dieser Debatte; denn wir sprechen 
hier über Asylbewerber.

Ich frage Sie: Wie können Sie es mit Ihren Werten 
vereinbaren, dass als Spitzenkandidat Ihrer Partei für 
die Europawahl jemand gesetzt wird, dem Sie vorwerfen, 
er wolle die Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit und 
die Demokratie abschaffen? Wie können Sie das mit sich 
vereinbaren?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Und wie stehen Sie dazu, dass Ihre Partei jemanden auf-
stellt, von dem Sie sagen, er wolle die Demokratie, die 
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit abschaffen?

Schlagen Sie sich jetzt nicht in die Büsche! Ich finde, 
Sie sind gefordert, Flagge zu zeigen, zu dem zu stehen, 
was Sie gesagt haben, und zu sagen, was das bedeutet in 
einer Situation, wo sich AfDler treffen und über Massen-
deportationen von Millionen reden sowie darüber, das 
Grundgesetz zu brechen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

im Grunde darüber, dunkle Schatten der Vergangenheit 
wiederzubeleben. Ich frage Sie: Wie stehen Sie dazu?

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Kleinwächter, möchten Sie antworten?

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werter Herr Bsirske, wir reden hier über Asylbewer-

ber.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das sind auch Menschen!)

Meiner Kenntnis nach ist Herr Maximilian Krah kein 
Asylbewerber in Deutschland. Des Weiteren weise ich 
den Vorwurf zurück, dass irgendjemand in der AfD mas-
senweise Leute deportieren wolle.

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was ich gerade ausgeführt habe, werter Herr Bsirske, 
ist in der Tat, was Asylrecht ist, was die Grünen die ganze 
Zeit in der öffentlichen Wahrnehmung verdrehen. Sie 
vermitteln den Bürgern, diese Millionen Menschen, die 
hierherkommen, hätten tatsächlich einen Asylanspruch. 
Das haben sie nicht, weil sie nicht ins nächste sichere 
Gebiet geflohen sind, weil sie keine begründete Furcht 
vor Verfolgung vortragen können. Sie haben, wie ich es 
in meiner Rede ausgeführt habe, ein System etabliert, in 
dem es ausreicht, einen Pass aus einer der ärmsten, ka-
puttesten, ideologischsten Regionen der Welt zu haben, 
um Zugang nach Deutschland zu bekommen. Und genau 
diese Politik müssen wir rückgängig machen. Diese Po-
litik müssen wir verändern.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Großer Gott!)

Ja, es gibt Debatten in der AfD, wie wir das gestalten 
können. Aber ich kann Ihnen versichern: Die AfD hält 
das Grundgesetz ein. Sie setzt das Asylrecht um, das wir 
eigentlich haben,

(Rasha Nasr [SPD]: Ihre Politik ist ein Fron-
talangriff auf unser Grundgesetz!)

und sie wird den konsequenten Rechtsbruch, den Sie alle 
in einigen Bundesländern begangen haben – CDU, CSU, 
SPD, Grüne, FDP und auch Die Linke, zumindest argu-
mentativ –, komplett rückgängig machen. Wir stehen für 
ein Deutschland der Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie, 
der Freiheit und der Sicherheit.
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Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Wir fahren fort in der Debatte. Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Stephanie Aeffner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich würde mich freuen, wenn der demokrati-
sche Teil dieses Hauses einmal innehielte und wir uns 
anschauten, welche Gefahren gerade in diesem Land dro-
hen und wohin diese Debatten uns bringen. Ich mache 
mir Sorgen um den gesellschaftlichen Zusammenhalt, 
um unseren Sozialstaat, dessen Versprechen auf ein so-
ziales Netz, das Menschen in Krisen auffängt, immer 
mehr angegriffen wird, und letztlich um unsere Demo-
kratie. Wann ist Schluss damit, immer neue Brandherde 
zu legen, immer mehr Öl ins Feuer zu gießen?

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie machen das 
doch mit Ihrer schlechten Politik! – Gegenrufe 
der Abg. Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir haben diese Woche im Bundestag die Verlänge-
rung des Bezugs von Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz von 18 auf 36 Monate beschlossen. 
Wir haben diese Woche im Haushaltsausschuss beschlos-
sen, dass der Regelsatz des Bürgergelds komplett gestri-
chen werden kann für Menschen, die eine angebotene 
Arbeit nicht aufnehmen. Worauf aber niemand in all 
diesen Debatten schaut, ist, was die Stellung von immer 
weiter gehenden Forderungen für all die Menschen be-
deutet, die berechtigt diese Leistungen beziehen und die 
einen Anspruch auf Unterstützung durch unseren Sozial-
staat haben. Jetzt werden Grundgesetzänderungen gefor-
dert. – Okay, man kann auch die Ewigkeitsklausel in der 
Verfassung ignorieren, aber das lassen wir mal beiseite.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das ist doch ein 
Quatsch!)

Die komplette Streichung des Bürgergeldes, Zwangs-
arbeit wird gefordert. Die Verteilung von Bezahlkar- 
ten für Asylbewerberleistungsberechtigte soll jetzt auch 
auf Analogleistungsberechtigte ausgeweitet werden usw. 
Was ist mit all denen, die immer weitermachen? Anschei-
nend ist eines völlig egal: die Folgen der Gesetzesände-
rungen für die Gesamtgesellschaft, die Stigmatisierung 
und Entmenschlichung bestimmter Gruppen.

Es wird das Bild eines Heeres von Arbeitslosen ge-
zeichnet, als wären die Menschen im Bürgergeldbezug 
immer die gleiche Gruppe.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: 3,9 Millionen!)

Völlig falsch: Arbeitslosigkeit ist eine vorübergehende 
Krise im Leben von Menschen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Warum arbei-
ten denn dann Flüchtlinge so unterproportio-
nal, Frau Aeffner? Weil Sie die Leute nicht 
vermitteln in den Arbeitsmarkt!)

– Darf ich jetzt ausreden?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Menschen arbeitslos werden, sind in der Regel 
60 Prozent nach einem Jahr wieder in Arbeit. Nach 
zwei Jahren sind 80 Prozent wieder in Arbeit, nach drei 
Jahren knapp 90 Prozent.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die Langzeit-
arbeitslosigkeit hat sich verfestigt, insbeson-
dere in Ihrer Regierungszeit! Das ist der Stand! 
Sie haben doch keine Ahnung! So ist es! Ihr 
kennt euch nicht aus! Das ist das Problem!)

Dennoch tun wir in der Debatte ums Bürgergeld so, als 
müssten wir Menschen in Arbeit zwingen. Wenn wir so 
weitermachen, ist irgendwann nichts mehr übrig von un-
serem sozialen Auffangnetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wenn aber Menschen, die heute selber hetzen, in Pro-
blemlagen geraten, dann gibt es plötzlich Entschuldigun-
gen und in der eigenen Lebenssituation immer Erklärun-
gen, warum man nichts dafür kann, während alle anderen 
an ihrem Schicksal selber schuld sind.

Bei Geflüchteten passiert genau das Gleiche. Es gibt 
immer weitere Forderungen nach Abschreckung. Immer 
wieder wird Dänemark zitiert. Wenn man sich das 
anguckt, sieht man: Es hat in Dänemark marginale Aus-
wirkungen gehabt, die Sozialleistungen abzusenken. 
Durch die Abschreckung sind nämlich nur marginal we-
niger Menschen gekommen. Es hat aber auf etwas ganz 
anderes wesentliche Auswirkungen, nämlich auf die Ge-
flüchteten, die im Land sind.

Schauen wir uns unsere Situation mal an: Wir haben 
2022 rund 482 000 Menschen im Asylbewerberleistungs-
bezug gehabt. Die bereinigte Schutzquote in Deutschland 
beträgt 90 Prozent. 80 Prozent der ausreisepflichtigen 
Menschen erhalten eine Duldung.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Ja, genau! Das 
ist das Problem!)

Unter den Hauptländern sind Afghanistan, Irak und Iran. 
Ist es nicht auch die Union, die sich immer wieder hin-
stellt und „Jin, Jiyan, Azadî“ ruft und sagt: „Wir müssen 
die Frauen im Iran unterstützen“? Und wenn sie eine 
Duldung erhalten, dann ist das plötzlich nicht mehr in 
Ordnung? Wo ist denn da die Solidarität?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die sind 
aber weiterhin ausreisepflichtig, Frau 
Aeffner!)

Der überwiegende Teil aller Schutzsuchenden hier im 
Land hat ein Aufenthaltsrecht, und der überwiegende Teil 
bleibt hier.
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(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Der Staat ver-
zichtet nur auf die Abschiebung mit der Dul-
dung! Das ist der Punkt! Das ist der Unter-
schied!)

Daher muss unser Ziel doch sein, dass wir Menschen in 
diesem Land integrieren, dass wir ihnen Teilhabe ermög-
lichen, dass wir ihnen Arbeitsintegration ermöglichen. 
Mit all diesen weiter gehenden Forderungen wird genau 
das immer schwerer.

Die Asylbewerberleistungen sind um 100 Euro nied-
riger als das Bürgergeld. 100 Euro bei einem so geringen 
Betrag bedeutet, dass Menschen weniger in Vereine ge-
hen; sie sollen ja Ihrer Meinung nach nicht mal mehr 
Zeitung lesen. Sie können keine Kontakte knüpfen, sie 
können nicht in der Gesellschaft ankommen. Schauen wir 
auf Kinder: Drei Jahre Asylbewerberleistungsbezug, was 
bedeutet das für ihre Bildungschancen? All das ist egal. 
Es hilft den Menschen in diesem Land null, wenn wir 
Integration behindern, anstatt sie zu befördern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich wünsche mir wirklich, dass wir in dieser Debatte 
endlich innehalten und die ganze Gesellschaft nicht wei-
ter in Brand setzen. Das macht mir große Sorgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Jens 

Teutrine.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jens Teutrine (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich finde, wenn man sich die Debatte anhört, 
dann merkt man, wie sie ein wenig die ritualisierten De-
batten der letzten Monate widerspiegelt. Es war eigent-
lich schon fast erwartbar, was hier von allen Seiten auf-
geführt wird.

Die Kollegin Aeffner hat gesagt, das wäre vielleicht 
ein Zeitpunkt, innezuhalten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Ampel!)

Ich möchte die Möglichkeit nutzen, innezuhalten; denn 
ich glaube, dass es eigentlich einen großen Konsens von 
Regierung und Opposition hier im Haus gibt, ein gemein-
sames Ziel, nämlich die populistischen Kräfte kleinzuma-
chen. Ich glaube, ehrlich gesagt, dass das sogar Ziel Ihres 
Antrags ist, Herr Stracke. Und das ist ein gemeinsames 
Ziel. Dieses gemeinsame Ziel wird nicht erreicht, wenn 
es keine politischen Konflikte gibt. Es ist legitim, dass die 
Opposition die Regierung kritisiert, dass die Regierung 
das zurückweist, dass die Regierung darauf verweist, was 
sie alles getan hat, und die Opposition immer fordert: 
mehr und schneller. Das ist alles legitim.

Aber wenn ich mir diese Debatte anhöre, dann weiß ich 
nicht, ob sie bewirkt, diejenigen zurückzuholen, die ak-
tuell vielleicht die AfD wählen aufgrund von Frustration, 
aufgrund von Ängsten, aufgrund wirtschaftlicher Sorge.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Dann müsst ihr 
mal eure Politik hinterfragen, Herr Teutrine! 
Die Ursache von Frustration und Wut und Pro-
test ist eure Politik! Das treibt die Leute auf die 
Straße!)

Es gibt Wähler, die die AfD wählen, weil sie einen Björn 
Höcke wollen. Es gibt Wähler, die die AfD wählen, weil 
sie genau diese Pläne verwirklicht sehen wollen. Es gibt 
aber einen Teil der Wähler, die von anderen Parteien 
kommen, die von der Sozialdemokratie frustriert sind, 
die vielleicht von den Freien Demokraten wechseln. Die 
Frage ist doch: Wie gewinnen wir diese Wähler zurück?

Ein Punkt, der viele stört, ist tatsächlich die Migrati-
onspolitik in Deutschland, und das doch nicht erst seit der 
Bundestagswahl. Machen wir uns doch ehrlich: Die Mi-
grationspolitik ist doch nicht seit der Bundestagswahl 
zum Teil auf falschem Wege, sondern schon länger. Es 
ist doch absurd, wenn man in der Zeitung liest, dass Aus-
zubildende abgeschoben werden.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die Asyl-
zahlen haben sich fast verdoppelt in Ihrer Re-
gierungszeit! Das ist Fakt!)

Es ist doch wirklich absurd, dass wir es Menschen, die 
nach Deutschland kommen und hier arbeiten wollen, 
ganz schön schwer machen mit Bürokratie, mit vielen 
Hürden, mit langen Verfahren. Da sind Menschen, die 
sich in Deutschland integrieren wollen, die arbeitswillig 
sind. Und denen machen wir das Leben seit Jahrzehnten 
schwer, weil wir der Lüge anhängen, Deutschland sei 
kein Einwanderungsland, obwohl Gastarbeiter dieses 
Land aufgebaut haben,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

obwohl in der Pflege, in der Gastronomie viele auslän-
dische Einwanderer arbeiten. Das ist der eine Teil. Natür-
lich gibt es auch irreguläre Migration – das ist der andere 
Teil –, und natürlich sind auch Kommunen überfordert. 
Das bringen Sie mit Ihrem Antrag ja ein, Herr Stracke. 
Aber das ist doch nicht seit gestern so.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Dann tun Sie 
doch was! Sie sind in der Regierung, Herr 
Teutrine! – Gegenruf des Abg. Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat mal jemand Beruhigungstee?)

Ich glaube, es ist verkehrt, Handlungsunfähigkeit zu 
demonstrieren, zu sagen, man könne Migration gar nicht 
ordnen und steuern, man könne es gar nicht hinbekom-
men, sie besser in den Arbeitsmarkt zu integrieren und 
denjenigen, die schutzbedürftig sind, wirklich Schutz zu 
geben. Es ist, glaube ich, wichtig, mehr gegen irreguläre 
Migration zu machen, weil wir doch merken, dass mo-
mentan die Akzeptanz für Migration fehlt, auch für die 
reguläre Migration, die wir aufgrund des demografischen 
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Wandels aber brauchen. Die Menschen differenzieren ja 
gar nicht mehr zwischen Leuten, die als Arbeitskraft hier-
herkommen wollen, denjenigen, die wirklich schutz-
bedürftig sind, die aus einem Krieg fliehen, zum Beispiel 
aus der Ukraine, und denjenigen, die die Hoffnung haben, 
sich in Deutschland etwas aufzubauen und die vielleicht 
auch berechtigte Schutzgründe haben, aber nicht asylbe-
rechtigt sind. Deswegen ist es wichtig, dass die Regie-
rung handelt, dass wir beispielsweise – das wurde an-
gesprochen – bei denjenigen im Bürgergeldbezug, die 
sich nicht bemühen, in Zukunft Vollsanktionen ausspre-
chen können.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Auf zwei Jahre 
befristet!)

Es ist auch richtig, dass diejenigen, die sehr lange Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten 
und keinen Anspruch haben, nicht sofort die höheren 
Sozialleistungen kriegen. Und es ist gut, dass wir uns 
auf europäischer Ebene dafür einsetzen, mit dem GEAS 
eine gemeinsame europäische Asylpolitik zu machen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Deren Umset-
zung Jahre dauert, Herr Teutrine!)

Das war ja schon 2015 der Fehler.
Ich würde mir in dieser Debatte wünschen, dass es 

weniger „falsch“ und „richtig“ gibt, weniger „alle rein“ 
und „alle raus“. Mehr Differenzierung braucht es in die-
ser Debatte.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Genau, deswe-
gen ändern Sie jetzt ja das Staatsangehörig-
keitsrecht, Herr Teutrine!)

Regierung und Opposition, Kommunen und Länder müs-
sen gemeinsam Handlungsfähigkeit zeigen und Migra-
tion noch stärker ordnen.

Ich bin froh, dass der nächste Tagesordnungspunkt die 
Frage der deutschen Staatsbürgerschaft zum Gegenstand 
hat; denn ich finde, der Kompromiss, der gefunden wur-
de, und die Linie, die in der nächsten Debatte aufgezeigt 
wird, spiegelt eine solche Migrationspolitik wider.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie haben 
nichts verstanden, Herr Teutrine!)

Wir erleichtern es nämlich denjenigen, die in Deutsch-
land einen Beitrag leisten, die deutsche Staatsbürger-
schaft zu erlangen, als Zeichen: Wenn du dich integrieren 
willst, wenn du die Sprache lernst, dann kannst natürlich 
auch du Teil dieser Gesellschaft werden; wir würden uns 
freuen, wenn du Teil dieser Gesellschaft wirst.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Aber nicht vor der Integration! Das ist 
doch das Problem! – Stephan Stracke [CDU/ 
CSU]: Das muss doch das Ergebnis der Inte-
gration sein! Das ist vollkommen falsch!)

Aber weil es auch Fehlentwicklungen gibt, erschweren 
wir es denjenigen, die nach Deutschland kommen und 
nur von den Sozialleistungen, vom Sozialstaat leben wol-
len und ihren Lebensunterhalt nicht selbst erwirtschaften; 
die gibt es auch.

Wenn wir bei Demonstrationen auf die Straßen gu-
cken, dann sehen wir doch: Wir haben Probleme mit 
Antisemitismus auch im bürgerlichen Lager, im linken 
Lager. Aber auch in migrantischen Milieus haben wir 
Probleme mit Antisemitismus. Ich würde mir manchmal 
wünschen, dass wir alle unsere Debatten ein wenig mehr 
an der Frage orientierten „Wie könnten wir Probleme 
lösen?“,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Stephan Stracke 
[CDU/CSU]: Die FDP hat in der Sache nichts 
mehr beizutragen, das zeigt sich durch Ihren 
Redebeitrag!)

die Gesellschaft nicht schwarz und weiß zeichneten, son-
dern den Mut hätten, Grautöne zu zeigen. Ich glaube, das 
macht am Ende die AfD wirklich klein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Stephan Stracke 
[CDU/CSU]: Die FDP hat fertig! Sie können 
es nicht!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Maximilian Mörseburg.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Maximilian Mörseburg (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Frau Nasr – sie ist, glaube ich, schon 
weg –,

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Sie kommt gleich 
wieder!)

Herr Teutrine, wenn man Ihnen zuhört, wie Sie beide, wie 
sich SPD und FDP an der Opposition, an der CDU ab-
arbeiten, könnte man ja meinen, die Union sei in einer 
großen Krise.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das stimmt!)
Aber die katastrophalen Umfrageergebnisse der Ampel-
parteien sind nicht Ergebnis der lösungsorientierten und 
sachlichen Debatten der Union,

(Zuruf von der SPD: Das ist ja lächerlich!)
die nichts anderes tut, als die Sorgen und Nöte der Men-
schen, der Bürgerinnen und Bürger aufzugreifen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie schüren Sorgen!)

Vielmehr kommen sie aus Ihrer Verweigerung, ernstge-
meinte Vorschläge zu machen,

(Anke Hennig [SPD]: Sie reden von Vorschlä-
gen? – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Welche Vorschläge haben Sie denn?)

wie und in welchem Ausmaß unser Sozialstaat den Men-
schen helfen kann, die ohne Asylgrund zu uns nach 
Deutschland kommen und verständlicherweise hier ein 
neues Leben aufbauen wollen.
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(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wer „ohne Asylgrund“ ist, können 
nicht Sie entscheiden! Das machen andere In-
stanzen!)

Die Ampelregierung hingegen setzt weiterhin auf ihre 
Belehrungsrhetorik. Sie verstehen immer noch nicht, wie 
die Gefahr vom rechten Rand gebannt werden kann. Ich 
zitiere hierzu Jasper von Altenbockum,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zitieren Sie mal lieber Ihre Vorschläge!)

der vorgestern in der „F.A.Z.“ dazu schrieb:

„Einfacher fällt dagegen die phrasenhafte Inszenie-
rung (‚Nie wieder ist jetztʼ) von Abscheu und Em-
pörung, der Ekel über das radikale Fremdartige die-
ser Partei. Doch die Entrüstung über das Böse hat 
weniger die Angst vor der Größe und Hässlichkeit 
der AfD vor Augen als vielmehr den Stolz über die 
Größe und die Schönheit der eigenen moralischen 
Überlegenheit. Die entlastet von der Herausforde-
rung, Konsequenzen aus eigenen Versäumnissen zu 
ziehen, die zum Aufstieg der AfD beigetragen haben 
könnten.“

Das fasst Ihr gesamtes Gebaren der letzten Wochen zu-
sammen.

Statt guter Politik gibt es von Ihnen nur noch Sonn-
tagsreden.

(Zuruf der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vielleicht liegt es daran, dass Ihre Koalition sich in diesen 
Fragen gar nicht mehr einigen kann. Die Wahrheit ist: Sie 
schaden nicht nur sich selbst, sondern auch unserem ge-
samten demokratischen System, das leider immer mehr 
Unterstützung verliert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn Sie nicht mehr können, dann hören Sie einfach auf. 
Wir brauchen keine Zoffregierung, sondern eine, die ent-
schlossen die Themen angeht, die auf der Agenda stehen.

(Rasha Nasr [SPD]: Und wir brauchen eine 
vernünftige Opposition, Herr Mörseburg! 
Meine Güte! Wie wäre es denn mal mit kon-
struktiver Mitarbeit?)

Und eines der Themen, das auf der Agenda steht, ist nun 
mal das Asylbewerberleistungsgesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht bei unseren Vorschlägen darum, sachlich, 
ernsthaft und sinnvoll die Leistungen für Asylbewerber 
anzupassen. Davon erhoffen wir uns, dass die Kassen 
entlastet werden und unsere Bürger auch ein Stück weit 
Gerechtigkeit erhalten.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Geht es irgendjemandem besser, weil es 
jemand anderem schlechter geht?)

Die unstrittige Magnetwirkung, die unser Sozialsystem 
auf Migranten ohne Asylgrund hat,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Wissenschaft sagt was anderes!)

wäre auf jeden Fall etwas schwächer dadurch.
Ja, wir müssen auch unserer historischen Verantwor-

tung gerecht werden und bei Krieg und Vertreibung hel-
fen; aber das tun wir doch auch. Kein anderes europäi-
sches Land nimmt so viele Asylbewerber auf wie wir. 
Ende 2022 waren es 3,08 Millionen Schutzsuchende in 
Deutschland.

(Rasha Nasr [SPD]: Wie gesagt: Rufen Sie 
doch Mitsotakis an! Erinnern Sie ihn daran, 
was europäische Solidarität bedeutet!)

Aber wir müssen auch unseren gegenwärtigen Verant-
wortungen gerecht werden. Wir müssen dafür sorgen, 
dass unsere Gesellschaft nicht überlastet wird und dass 
die Staatskassen dieses Landes solide geführt werden. 
Deswegen wäre es richtig, liebe SPD, wenn Sie sich an 
Dänemark orientierten, wo auch Sozialdemokraten am 
Werk sind, die aber erkannt haben, dass Integration nicht 
grenzenlos gelingen kann,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die sind etwas 
weiter! – Leni Breymaier [SPD]: Wir brauchen 
von Ihnen keine Tipps!)

und die ihre Asyl- und Migrationspolitik an unsere Zeit 
angepasst haben. Dort gab es im Monat August 235 Zu-
gänge, 2 590 Erstanträge bis November insgesamt. Bei 
uns waren es über 350 000 Erstanträge im Jahr 2023 – 
und Sie sagen, es gäbe keine Magnetwirkung, es gäbe 
keine Pullfaktoren. Man muss sich nicht wundern, wenn 
man bald aus Landtagen fliegt, wenn man Wahlen ver-
liert, wenn man so die Realität verleugnet, wie Sie es im 
Moment tun.

(Beifall bei der CDU/CSU – Leni Breymaier 
[SPD]: Sie sind kein guter Mensch! Sie sind 
ein schlechter Mensch!)

Sie werden unseren Antrag natürlich ablehnen, wie Sie 
alle unsere Anträge in dieser Legislaturperiode abgelehnt 
haben.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Können Sie mal was zum Antrag 
sagen?)

Aber vielleicht können Sie mal wieder ein bisschen ab-
schreiben. Das wäre gut für dieses Land.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Annika 

Klose.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen aus den demokratischen Fraktionen! Werte Zu-
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schauer/-innen! Herr Mörseburg, ich muss mich doch 
über Ihre Rede sehr wundern und möchte Sie fragen – 
auch wenn Sie gerade nicht aufmerksam sind –, ob Sie 
eigentlich gestern hier im Deutschen Bundestag anwe-
send waren. Wir haben da das Rückführungsverbes-
serungsgesetz beschlossen, das die Hälfte der Anliegen 
aus Ihrem Antrag bereits abgeräumt hat. Sie werfen uns 
vor, nicht tätig zu sein. Gleichzeitig ist die Hälfte von 
dem, was Sie fordern, bereits beschlossen. Irgendwie 
passt das hinten und vorne nicht zusammen.

(Beifall bei der SPD – Stephan Stracke [CDU/ 
CSU]: Sie wissen, dass der Antrag vom De-
zember stammt, dass wir einen Gesetzentwurf 
vorgelegt haben, dem Sie nicht zugestimmt ha-
ben!? Und jetzt erst verspätet! Das ist Ihr 
Deutschlandtempo!)

– Ja, ich weiß, dass dieser Antrag aus dem Dezember 
stammt. Trotzdem muss ich feststellen, dass in der Rede 
so getan wird, als würde nichts getan,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Ist ja so! – 
Stephan Stracke [CDU/CSU]: Zu spät, zu 
langsam – das ist Ihr Tempo!)

und dass dieser Regierung vorgeworfen wird, sie würde 
das alles ignorieren. Das ist mitnichten der Fall.

Ich möchte in meiner Rede noch mal einen Schritt zu-
rückgehen und die Frage aufwerfen: Warum hat Deutsch-
land eigentlich so ein starkes Recht auf Asyl gemäß Ar-
tikel 16a unseres Grundgesetzes? „Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht“, heißt es darin. Der Grund, warum 
Deutschland ein sehr starkes Recht auf Asyl hat, liegt 
eben in unserer Geschichte, liegt in Deutschland vor 
80 Jahren, in den Gräueln von Nazideutschland und 
dem Dritten Reich.

Millionen von Menschen mussten aus diesem Land 
fliehen, waren verfolgt, wären sonst in Konzentrations-
lagern gelandet oder hätten um ihr Leben fürchten müs-
sen.

(Maximilian Mörseburg [CDU/CSU]: Wissen 
Sie, was in Artikel 16a steht?)

Auch Willy Brandt, unser früherer Kanzler, musste ins 
Asyl in Norwegen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Darum geht es 
in dieser Debatte nicht! Lenken Sie nicht ab! – 
Zuruf von der AfD)

Millionen von Menschen wollten aus Deutschland flie-
hen, aber konnten es nicht, weil auch die Grenzen anderer 
Staaten bereits geschlossen waren, und waren dem Nazi-
terror dann schutzlos ausgeliefert und fielen ihm zum 
Opfer.

Der Grund für ein starkes Recht auf Asyl in Deutsch-
land liegt in zwei von Deutschland begonnenen Weltkrie-
gen, die zu den größten Flüchtlingskatastrophen des 
20. Jahrhunderts geführt haben. Das sind Gründe, warum 
Deutschland ein sehr starkes Recht auf Asyl hat.

(Beifall bei der SPD – Marc Biadacz [CDU/ 
CSU]: Darüber diskutieren wir doch gar nicht, 
Frau Klose! – Stephan Stracke [CDU/CSU]: 

Davon steht nichts in unserem Antrag! Reden 
Sie zur Sache, Frau Klose!)

Der Parlamentarische Rat hat 1948/49 sehr intensiv da-
rüber diskutiert, welche Konsequenzen daraus zu ziehen 
sind. Die damaligen Mitglieder haben meiner Meinung 
nach ein extrem gutes Grundgesetz erarbeitet, in dem 
steht: „Die Würde des Menschen ist unantastbar“, die 
Würde jedes Menschen. Übrigens ist Artikel 16a als 
klare Abgrenzung gegenüber dem Naziregime, aber na-
türlich auch als Bekenntnis in die Zukunft zu verstehen. 
Hier gibt es keine Obergrenzen. Wir gewähren Menschen 
Schutz.

Deutschland ist heute ein komplett anderes Land, und 
darauf bin ich extrem stolz, muss ich sagen.

(Beifall bei der SPD)

Heute ist Deutschland ein Land, in dem Menschen Schutz 
finden, in dem sie Perspektiven bekommen. Ich bin da-
rauf stolz, dass sie diese Perspektiven bekommen, und 
wir müssen daran arbeiten, dass das mehr wird. Ich finde, 
dass diese Debatte und die Anträge, die von CDU/CSU 
und AfD dazu vorliegen, diesem Anliegen überhaupt 
nicht gerecht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir können hier keine Obergrenzen einführen. Jeder 
Mensch hat das Recht, Schutz zu finden. 1951 hat sich 
auch die Staatengemeinschaft mit der Genfer Flüchtlings-
konvention dazu bekannt.

(Zuruf des Abg. Albrecht Glaser [AfD])

Auch das war übrigens eine Reaktion auf die Folgen des 
Zweiten Weltkrieges.

Wir müssen heute gucken: Wie kriegen wir das denn 
hin und umgesetzt? Und das ist der Punkt. Darüber haben 
wir schon in den letzten Monaten gesprochen. Die Kom-
munen brauchen mehr Unterstützung, um die Menschen 
hier ordentlich zu integrieren und ankommen zu lassen. 
Darüber haben wir auch schon im Zusammenhang mit 
den MPK-Beschlüssen eben gesprochen, und die Kom-
munen kriegen eben weitere Milliarden, um das stemmen 
zu können. Wir müssen aber auch darüber sprechen, wie 
wir die Menschen hier integrieren können, und das A und 
O ist doch, diese Menschen in Arbeit zu bringen.

(Beifall bei der SPD – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Machen Sie es doch! Sie regie-
ren! Tun Sie mal was!)

Ich wünsche mir, dass wir darüber sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Ich wünsche mir auch, dass wir darüber sprechen, dass 
Millionen dieser Menschen bereits arbeiten. Schauen Sie 
sich doch mal die Statistiken an! Dann sehen Sie, was aus 
den syrischen Geflüchteten von 2015/2016 geworden ist. 
Die übergroße Mehrheit ist heute in Arbeit.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht, Frau Klose!)

Und deswegen möchte ich mit dem letzten Satz die Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber und die Kolleginnen und 
Kollegen in diesem Land grüßen, –
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Annika Klose (SPD):
– die diesen Menschen eine Chance gegeben haben, die 

ihnen Arbeit geboten haben –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Annika Klose (SPD):
– und die in den allermeisten Fällen eine gute Fachkraft 

gewonnen haben. Diesen Weg müssen wir weitergehen, 
und ich hoffe, dass wir ihn gemeinsam beschreiten wer-
den und nicht immer die einen gegen die anderen aus-
spielen, –

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das sind doch Fake 
News!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss!

Annika Klose (SPD):
– sondern darüber sprechen, wie wir gemeinsam Per-

spektiven schaffen können.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Klose. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Gerrit Huy, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD)

Gerrit Huy (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Liebe 

Gäste!

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [fraktionslos])

Ich freue mich, dass die CDU heute mal wieder eine 
langjährige Erkenntnis der AfD teilt. Die Leistungen für 
Asylbewerber sind zu hoch. Sie sind ein enormer Anreiz 
für die Einwanderung in unsere Sozialsysteme.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Sie brauchen 
ein Korrektiv!)

Deswegen fordern Sie jetzt Sach- statt Geldleistungen, 
eine Bezahlkarte, die Rücküberweisungen ins Ausland 
verunmöglicht. Das alles steht seit Jahren in unserem 
Programm und haben wir seit Jahren immer wieder in 
Reden vorgetragen.

(Beifall bei der AfD)

Geduldete wollen Sie lediglich zwei Wochen im Land 
lassen und dann wieder ins Ausland schicken, wenn dort 
ein Schutzstatus vorliegt. Das heißt, Sie wollen sie ei-
gentlich gar nicht dulden. Dann sagen Sie das doch ehr-
lich!

Duldung zu reduzieren oder zu verkürzen, finden wir 
gut. Aber das setzt natürlich auch voraus, dass man wil-
lens und auch fähig ist, diese Menschen, wenn sie nicht 
freiwillig gehen, auch wieder herauszuschaffen. Wir 
nennen das „Remigration“, rechtsstaatliche Remigration 
selbstverständlich.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
SPD – Rasha Nasr [SPD]: Eine Schande sind 
Sie, für dieses Haus und für dieses Land!)

Dazu müssen wir wohl noch etwas präziser werden.
Dabei ginge das alles doch viel einfacher.

(Rasha Nasr [SPD]: Lässt sich selber von Steu-
ergeldern aushalten! – Gegenruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD]: „Abschieben im 
großen Stil“, sagt ihr selber dazu!)

Wir müssten einfach nur zu unseren Nachbarn schauen, 
wie die das machen. Die können das nämlich besser – das 
stellen Sie selber fest in Ihrem Antrag –; sonst würden ja 
nicht alle Schutzsuchenden am Ende bei uns landen.

In Frankreich zum Beispiel bekommen Asylbewerber 
in der Antragsphase sogar etwas mehr Geld als in 
Deutschland. Aber sobald ihr Antrag abgelehnt ist, be-
kommen sie gar nichts mehr. Wer sich dann noch im Land 
aufhält, begeht eine Straftat. Und das machen viele an-
dere EU-Länder ähnlich.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [fraktionslos])
In Dänemark bekommen Asylbewerber vor allem Sach-
leistungen. Asyl ist immer zeitlich begrenzt. Dann geht es 
ab nach Hause oder nach Deutschland.

(Zurufe von fraktionslosen Abgeordneten)
Polen ist in der Antragsphase schon deutlich restriktiver 
als wir, und sobald der Antrag abgelehnt ist, gibt es gar 
nichts mehr.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von fraktionslosen Abgeordneten)

– Lassen Sie doch mal die Schreiereien.
(Beifall bei der AfD)

Anders bei uns:
(Rasha Nasr [SPD]: Wir werden immer laut 

sein gegen Leute wie Sie! Nie wieder!)
Spätestens ab dem Bezug von Bürgergeld geht es unseren 
Zuwanderern sogar besser als vielen deutschen Rent-
nern – was Sie gerne verdrängen –,

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
die nach 45 Arbeitsjahren das Pech haben, in einer Groß-
stadt zu wohnen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Takis 
Mehmet Ali [SPD]: Was haben Sie inzwischen 
dafür getan?)

Wir fragen uns allerdings: Ist Ihr Antrag wieder reine 
CDU-Rhetorik, oder distanzieren Sie sich wirklich von 
Frau Merkels verkorkster Asylpolitik?

(Beifall bei der AfD – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Nein, ich glaube, die machen weiter!)
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Wollten Sie nicht gerade noch mit Frau Merkel Wahl-
kampf machen?

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit denen wollen 
wir nichts zu tun haben!)

Die Bürger jedenfalls haben längst erkannt, welches 
Chaos uns die alte CDU-Asylpolitik beschert hat. Und 
wenn auch die Ampel dies noch verschlimmert hat, Ihren 
Anteil haben die Bürger nicht vergessen.

(Beifall bei der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das merken 
die Bürger jetzt auch!)

Und mit wem wollen Sie überhaupt die schärfere Asyl-
politik durchsetzen? Mit den Grünen oder mit der SPD? 
Da müssen Sie sich ranhalten, sonst rutscht die vorher 
unter die 5-Prozent-Grenze.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Gerrit Huy (AfD):
Wer Mauern baut, liebe CDU, hat Angst vor der Wahr-

heit und Angst davor, dass die Bürger sie auch erkennen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat um eine 

Kurzintervention gebeten, der ich stattgebe. – Bitte, 
Herr Gehring.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Liebe Zuhöre-
rinnen und Zuhörer! Ich wollte kurz informieren: Das war 
Frau Huy,

(Beifall bei der AfD)
die laut der „Correctiv“-Recherchen an dem Massen-
deportationsplanungstreffen am Wannsee teilgenommen 
hat. Das heißt, Frau Huy ist eine bekennende Neofaschis-
tin,

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Eine links-grüne 
Lüge, eine linksradikale!)

die hier gerade im Deutschen Bundestag gesagt hat,
(Zuruf von der FDP)

sie drohe weitere Verschärfungen an, wo man offensicht-
lich noch präziser werden müsse.

(Zuruf von der AfD: Alles Lügen, Herr 
Gehring!)

– Das hat Frau Huy gerade gesagt.
Sie haben an dem Wannsee-Treffen zu den Massen-

deportationen teilgenommen, wo Sie das angekündigt 
und systematisch geplant haben.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wannsee-Treffen? 
Holocaustverharmlosung machen Sie! Ekel-
erregend, und die CDU macht mit!)

– Nein, das ist freier und investigativer Journalismus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und fraktionslosen Abge-
ordneten)

Im Grundgesetz – das ich hier hochhalte – sind die Frei-
heit der Presse, die Freiheit der Medien, die Freiheit der 
Wissenschaft und die Freiheit des Rechtsstaates ver-
merkt, für alle Menschen in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Jürgen Braun 
[AfD]: Sie verharmlosen die Nazis, nichts wei-
ter!)

Die Würde jedes Menschen ist unantastbar. Da steht 
nicht: Die Würde des deutschen Mannes ist unantastbar, 
sondern: Die Würde jedes Menschen ist unantastbar. Es 
gibt keine Menschen erster, zweiter und dritter Klasse in 
diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und fraktionslosen Abge-
ordneten)

Frau Huy ist genauso wie viele andere in ihrer Fraktion 
eine Neofaschistin, die geplant hat, wie Menschen in 
diesem Land, die meine Nachbarinnen und Nachbarn 
sind

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie sind ein Neo-
faschist!)

– wie zum Beispiel mein Friseur – und die Kindertages-
stätten leiten und dafür sorgen, dass dieses Land funk-
tioniert, die Freundinnen und Freunde sind, ausgewiesen 
werden müssen.

Ich komme aus Essen, 595 000 Einwohnerinnen und 
Einwohner.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie sind ein Neo-
faschist!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie müssen jetzt zum Schluss kommen.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Hälfte müsste nach dem, was Sie bei dem Wann-

see-Treffen geplant haben, Frau Huy, –

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch Blöd-
sinn! Die Illegalen ohne Aufenthaltsrecht!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte, kommen Sie zum Schluss.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ausgewiesen und deportiert werden. Ich wollte nur 

der Bevölkerung transparent machen,
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und fraktionslosen Abge-
ordneten)

dass wir leider solche Neofaschistinnen hier im Deut-
schen Bundestag haben, –

(Jürgen Braun [AfD]: Sie verharmlosen den 
Nationalsozialismus! – Zuruf der Abg. Beatrix 
von Storch [AfD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege!

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– wo die Würde jedes Menschen geschützt werden 

muss.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie jetzt bitte zum Schluss!

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und ich finde das unanständig, menschenverachtend 

und rechtsstaatszersetzend.
(Zuruf des Abg. Jürgen Braun)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte! Ich würde Ihnen ungern das Wort 

entziehen. Das wäre nicht gut.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich hoffe, dass Sie dem Bundestag bald nicht mehr 

angehören.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Huy, Sie können gleich darauf reagieren. – Herr 

Kollege Braun, Kurzinterventionen haben zwei Minuten, 
und die werden hier in aller Regel auch eingehalten. Es 
waren zwei Minuten und zehn Sekunden. – Frau Huy, Sie 
haben die Möglichkeit, zu antworten.

Gerrit Huy (AfD):
Ja, das würde ich gerne wahrnehmen. Vielen Dank. – 

Das sind bösartigste Unterstellungen, die Sie hier ver-
breiten.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
sind Klarstellungen!)

Sie übernehmen ungeprüft irgendwelche Aussagen einer 
kriminellen Recherche

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Waren Sie dabei oder nicht?)

– lassen Sie mich ausreden! – und beteiligen sich an einer 
Schmierenkomödie ungeheuren Ausmaßes.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Waren Sie dabei? – Weitere Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es war weder von Vertreibungen – hören Sie mir gefäl-
ligst zu! – noch von Deportationen die Rede.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Waren Sie dabei?)

Meiner Partei geht es ausschließlich um rechtsstaatliche 
Maßnahmen, die Sie nicht durchsetzen. Das ist Staats-
versagen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Hören Sie doch auf! 
Das nimmt Ihnen ja schon gar keiner mehr ab!)

Sie versuchen, mit dieser Schmierenkomödie von Ihrem 
Versagen abzulenken.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie schaffen es nicht, wieder Ordnung ins Asylchaos zu 
bringen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Thema verfehlt!)

Die Bürger sehen das und lassen Sie herzhaft schrump-
fen. – Danke.

(Beifall bei der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Menschen-
verachtend! – Laura Kraft [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wir sehen uns an der Wahl-
urne!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Wolfgang 

Strengmann-Kuhn,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und ich weise darauf hin: Meine Langmut ist nicht un-
endlich. – Bitte.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Einmal kurz durchatmen, einmal besinnen und 
dann wieder zurück zum Thema. – Zu den Problemen, die 
die Kommunen haben, eine wichtige Vorbemerkung: Die 
Probleme, die die Kommunen haben, haben vor allem 
eine Ursache. Das ist der Krieg von Wladimir Putin ge-
gen die Ukraine

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und deswegen kom-
men Bangladeschis zu uns?)

– Wladimir Putin ist bekanntermaßen AfD-Freund –, der 
dazu geführt hat, dass über 1 Million Menschen bei uns 
aufgenommen wurden,
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(Norbert Kleinwächter [AfD]: Das ist nicht das 
Problem der Kommunen, weil die Ukrainer gar 
nicht in die Flüchtlingsunterkünfte kommen, 
sondern in eine Wohnung mit SBG II! Wissen 
Sie überhaupt, wovon Sie reden?)

und zwar richtigerweise so, dass sie direkt Zugang zum 
Arbeitsmarkt und Unterstützung durch die Arbeitsmarkt-
instrumente haben. Wir würden uns das für alle Geflüch-
teten wünschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

350 000 sind zusätzlich zu uns gekommen. Das klingt 
erst einmal viel, aber – ich will die Größenordnung deut-
lich machen – wir sind ja auch ein großes Land. Wir 
haben 736 Abgeordnete. Wenn man das umrechnet, 
würde das bedeuten, dass hier drei Menschen zusätzlich 
säßen. Und das sollen wir nicht schaffen? Doch, das 
schaffen wir.

(Albrecht Glaser [AfD]: Das ist eine Groß-
stadt! Die muss man erst mal bauen!)

Wir dürfen nicht vergessen: Wir brauchen Zuwan-
derung. Wissenschaftliche Institute sprechen von 400 000 
Menschen jedes Jahr. Darauf müssen wir die Gesellschaft 
und die Politik vorbereiten. Wir müssen also ohnehin die 
entsprechende Infrastruktur ausbauen – Wohnungen, 
Schulen, Kinderbetreuung.

(Lachen des Abg. Stephan Stracke [CDU/ 
CSU] – Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das ist 
ja der Wahnsinn! Das ist ja der Hammer!)

Wir brauchen gezielte Zuwanderung, und dafür haben wir 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz gemacht. Aber wir 
wären doch mit dem Klammerbeutel gepudert, wenn 
wir nicht auch das Potenzial der Menschen, die aus hu-
manitären Gründen zu uns kommen, nutzten und dafür 
sorgten, dass sie aus- und weitergebildet werden und Teil 
unserer Gesellschaft werden. Das wäre die Hauptauf-
gabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Matthias W. Birkwald [fraktionslos])

Und weil wir Zuwanderung brauchen, brauchen wir 
eine Willkommenskultur. Anträge wie die der Union 
und der AfD sind das Gegenteil davon und schüren eine 
ausländerfeindliche Stimmung insgesamt gegen Zuwan-
derung. Damit schrecken Sie diejenigen ab, die wir hier 
dringend brauchen. Und letztlich schaden Sie damit sogar 
unserer Wirtschaft.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Die, die in ihre Heimat-
länder zurückgehen, sind die, die vor unserer 
Wirtschaft davonlaufen!)

Wirtschaftskompetenz geht anders. Bei der AfD erwarten 
wir nichts anderes, aber bei der Union habe ich noch 
Hoffnung.

Das Gleiche gilt auch für die Verfassung. Wir haben in 
den letzten Wochen gemerkt, wer hier die Verfassungs-
feinde sind.

(Albrecht Glaser [AfD]: Das haben Sie über-
haupt nicht gemerkt! Was Sie reden, ist propa-
gandistisch und lügnerisch!)

Mit Blick auf die AfD ist das nicht verwunderlich. Aller-
dings dachte ich, dass die CDU/CSU mit beiden Beinen 
fest auf dem Boden der Verfassung steht. Ich möchte über 
die Verfassung reden.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Na, jetzt wird 
es aber interessant!)

Ich zitiere aus dem Urteil des Ersten Senats des Bundes-
verfassungsgerichts vom 9. Februar 2010:

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Ja, gehen Sie 
mal vors Bundesverfassungsgericht!)

„Das Grundrecht auf Gewährleistung eines men-
schenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 
GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des 
Art. 20 Abs. 1 GG“

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Sie kriegen 
hier ein Urteil nach dem anderen um die Ohren 
gehauen vom Verfassungsgericht!)

„sichert jedem Hilfsbedürftigen diejenigen materiel-
len Voraussetzungen zu, die für seine physische 
Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am 
gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Le-
ben unerlässlich sind.“

Zur Erinnerung, Artikel 20 Absatz 1 lautet: „Die Bun-
desrepublik Deutschland ist ein demokratischer und so-
zialer Bundesstaat.“ Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz lau-
tet: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.“ Die Würde des Menschen, nicht die Würde des 
Deutschen! Die Würde des Menschen – aller Menschen – 
ist unantastbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Matthias W. 
Birkwald [fraktionslos])

Im Urteil zum Asylbewerberleistungsgesetz von 2012 
wird das noch einmal vom Bundesverfassungsgericht 
verdeutlicht:

„Art. 1 Abs. 1 … in Verbindung mit dem Sozial-
staatsprinzip … garantiert ein Grundrecht auf Ge-
währleistung eines menschenwürdigen Existenz-
minimums …“

Das kennen wir schon. – Weiter heißt es:

„Art. 1 … begründet diesen Anspruch als Men-
schenrecht.“

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nicht bei Er-
schleichung!)

„Er umfasst sowohl die physische Existenz als auch 
die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwischen-
menschlicher Beziehungen und ein Mindestmaß an 
Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und po-
litischen Leben. Das Grundrecht steht deutschen 
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und ausländischen Staatsangehörigen, die sich in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten, gleicherma-
ßen zu.“

So das Bundesverfassungsgericht.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Ja! Wo liegt das Problem?)

Wir Grünen fordern deshalb die Abschaffung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes

(Lachen des Abg. Stephan Stracke [CDU/ 
CSU] – Stephan Stracke [CDU/CSU]: Na su-
per! Es wird ja immer besser!)

und auch den besseren Zugang für EU-Bürgerinnen und 
EU-Bürger zum Bürgergeld.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Da haben Sie 
das Bundesverfassungsgericht gänzlich falsch 
verstanden! – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: 
Das ist Verfassungsrecht-Schmalspur!)

Denn die Würde des Menschen gilt für alle Menschen, 
die hier leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

In Randnummer 95 des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts steht:

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das müssen 
Sie noch mal lesen!)

„Auch migrationspolitische Erwägungen,“ – wie sie im 
Antrag der CDU/CSU wieder auftauchen – „die Leistun-
gen an Asylbewerber und Flüchtlinge niedrig zu halten, 
um Anreize … zu vermeiden“

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie haben wie-
der mal überhaupt nicht zugehört, Herr 
Strengmann-Kuhn!)

– hören Sie mal dem Bundesverfassungsgericht zu, Herr 
Stracke;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Stracke [CDU/CSU]: Nein! Es geht doch gar 
nicht um pauschale Kürzungen! Sie reden da-
rüber immer! Uns geht es um individuelle Be-
darfe!)

trinken Sie mal einen Beruhigungstee und besinnen Sie 
sich mal ein bisschen –,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie sind ein 
verfassungsrechtlicher Novize!)

migrationspolitische Begründungen dürfen keine Rolle 
spielen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

So, wie Sie Ihren Antrag begründen, ist er verfassungs-
widrig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Und Sie gehen ja noch weiter.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss. Ich muss 

Ihnen sonst das Wort entziehen.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sie wollen Artikel 20 ändern. Das ist nach dem Grund-
gesetz gar nicht erlaubt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Stephan Stracke 
[CDU/CSU]: Artikel 20a!)

Damit verlassen Sie den Boden des Grundgesetzes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie uns – –

(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, ich habe Ihnen gerade das Wort entzo-

gen. Bitte begeben Sie sich auf Ihren Platz. – Herr Kol-
lege, bitte!

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das gibt es doch 
nicht! – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Da 
fällt mir nichts mehr ein!)

Herr Kollege Strengmann-Kuhn, wenn Sie jetzt das 
Pult nicht verlassen, bitte ich einen der Saaldiener, Sie 
zu begleiten.

(Abg. Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] verlässt das 
Rednerpult – Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Saaldiener! – 
Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie sollten erst 
mal die Verfassung lesen, Herr Strengmann- 
Kuhn!)

Nächster Redner ist der Kollege Pascal Kober, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Pascal Kober (FDP):
Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ohne Frage brauchen wir Ordnung, und wir 
brauchen Kontrolle in Fragen der Migration. Deshalb ist 
es gut, dass ausgerechnet diese Regierung angetreten ist – 
und darin auch erfolgreich ist –, da die Defizite der Vor-
gängerregierung aufzuarbeiten. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das ist eine Aufgabe, der wir uns stellen, und 
das ist eine Aufgabe, wo wir schon wesentliche Schritte 
gegangen sind.
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Beispielsweise haben wir die Dauer des Abschiebege-
wahrsams verlängert. Wir haben die Möglichkeiten er-
leichtert, Menschen abzuschieben, die kriminell sind, 
die als Schleuser tätig sind oder die Mitglieder krimi-
neller Vereinigungen sind. Wir haben die Bezugsdauer 
abgesenkter Sozialleistungen verlängert. Wir haben die 
Möglichkeiten der Durchsuchung von Gemeinschafts-
unterkünften verbessert. Wir haben die Möglichkeit der 
Auslesung von Mobiltelefonen zur Identitätsfeststellung 
erleichtert. Wir haben Grenzkontrollen zu Polen, Tsche-
chien und der Schweiz wieder eingeführt. Wir haben auch 
die Anzahl sicherer Herkunftsstaaten erweitert. Und vor 
allen Dingen haben wir erstmalig Erfolge bei Migrations-
abkommen erzielen können; denn das ist die Vorausset-
zung dafür, dass wir Menschen geordnet zurückführen 
können, die hier kein Aufenthaltsrecht haben. Das alles 
sind wichtige Maßnahmen, die diese Regierung in An-
griff genommen und erfolgreich auf den Weg gebracht 
hat, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und der SPD)
Aber klar ist auch, dass es Menschen gibt, die ein Auf-

enthaltsrecht haben, weil sie zum Beispiel an Leib und 
Seele gefährdet sind und Schutz suchen aufgrund politi-
scher Verfolgung oder aufgrund dessen, dass in ihren 
Heimatstaaten Krieg herrscht. Da wir über die Absen-
kung von Sozialleistungen sprechen: Die beste Möglich-
keit, das zu erreichen, ist, die Menschen in Arbeit zu 
bringen,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sodass das eigene Einkommen Sozialleistungen erst gar 
nicht notwendig macht.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Das ist sogar sozi-
aldemokratisch!)

Es ist daher richtig – die entsprechenden Regelungen hat 
diese Regierung nun auf den Weg gebracht –, die Dichte 
der Kontakte der Jobcenter zu den betreffenden Men-
schen zu erhöhen; denn die Jobcenter können nur, wenn 
sie auch Kontakt zu den Menschen haben, Angebote un-
terbreiten. Das ist ein wesentlicher Schritt, der in den 
nächsten Wochen und Monaten auch seinen Erfolg zeiti-
gen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Stephan Stracke [CDU/CSU]: Dann 
müssen Sie nur noch die Jobcenter angemessen 
ausstatten!)

Wir haben die Voraussetzungen zum Spracherwerb ab-
gesenkt. Denn natürlich ist es auch möglich, während der 
Arbeit die Sprache zu erlernen; es ist vielleicht sogar 
leichter als in einem theoretischen Sprachkurs. Auch 
das ist eine Maßnahme, die dazu führen wird, dass Men-
schen leichter in Arbeit kommen. Auch das ist eine we-
sentliche Maßnahme, die zum Erfolg führen wird.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Herausforderungen sind natürlich groß, aber 
die Chancen sind noch größer. Mittlerweile sagt jedes 
zweite Unternehmen, dass die eigene Geschäftstätig- 

keit aufgrund des Fachkräftemangels beeinträchtigt ist. 
Die DIHK beziffert den gesamtgesellschaftlichen Wohl-
standsverlust aufgrund des Fachkräftemangels auf rund 
100 Milliarden Euro im Jahr. Diesen Fachkräftemangel 
haben Sie als Union im Übrigen ganz alleine zu verant-
worten,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Ja, klar! Genau!)

weil Sie damals, als wir mit Ihnen in der Regierung 
waren, die entscheidenden Maßnahmen, die Ihre Minis-
terin damals treffen wollte, verhindert haben.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Jetzt werden 
Sie intellektuell unredlich, Herr Kober!)

– Lieber Herr Stracke, schreien Sie nur. Genau Sie meine 
ich. Die CSU hat über Jahrzehnte immer wieder die CDU 
gehindert, eine moderne Einwanderungspolitik erfolg-
reich auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Machen Sie weiter so!)

Diese Versäumnisse rächen sich. Wir haben jetzt alle 
Chancen, die Menschen, die zu uns gekommen sind und 
in unserem Land sind und die hier ein Aufenthaltsrecht 
haben, in Arbeit zu bringen. Dieser Aufgabe stellt sich 
diese Regierung wie keine bisher.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Immer mehr ir-
reguläre Migration! So schaut Ihr Paradigmen-
wechsel aus, Herr Kober! Genau so!)

Da werden wir erfolgreicher sein. Wenn Sie sich daran 
beteiligen würden, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Union, dann wäre dieses Land insgesamt weiter.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kober. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Jana Schimke, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Was für eine unterirdische De-
batte wir hier heute wieder erleben!

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt! – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Den Antrag 
hätten Sie sich sparen können!)

Ich bin entsetzt, wie wenig Einsicht, wie wenig Fakten-
kenntnis bei den Regierenden tatsächlich vorhanden ist.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Mich verwun-
dert das nicht!)
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Vor-Ort-Besuch bei der Bundespolizei, liebe Kollegin-
nen und Kollegen: Ich habe mit den Beamten dort über 
die illegale Migration und über Passfälschung gespro-
chen. Das findet in Deutschland in nennenswerten Grö-
ßenordnungen statt.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Hatten Sie auch 
über Rechtsextremismus gesprochen? – Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sub-
unternehmen!)

Wenn man einen gefälschten Pass in den Händen hat, 
dann kann man sich damit zum Jobcenter und zum So-
zialamt begeben und hat sozusagen freien Zugang zu 
allen Leistungen, die dieses Land Bedürftigen bietet. 
Ich persönlich – ich bin keine Innenpolitikerin; ich mache 
Sozialpolitik und Arbeitsmarktpolitik –

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Merkt man aber 
nichts von!)

war entsetzt darüber, mit welcher Dreistigkeit unser 
Rechtsstaat von Außenstehenden ausgenutzt wird.

(Rasha Nasr [SPD]: Schön nach unten treten! 
Immer schön nach unten treten! – Takis 
Mehmet Ali [SPD]: Wer sind denn die Außen-
stehenden? Formulieren Sie doch mal, wer die 
Außenstehenden sind!)

Ich war entsetzt darüber, zu sehen, was für ein Scheitern 
wir tagtäglich hier im System erleben:

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Die Außenstehen-
den! Super! Gehören dazu EU-Bürger?)

in der Rechtsprechung, vor allen Dingen aber auch in der 
Gesetzgebung und im operativen Wirrwarr zwischen 
Bund und Ländern,

(Rasha Nasr [SPD]: Hören Sie auf, den 
Quatsch abzusondern!)

zwischen Behörden und in der täglichen Arbeit, die un-
sere Beamtinnen und Beamten in diesem Land zu leisten 
haben. Ich stand dann mit großen Augen vor diesem 
Beamten und fragte ihn: Wie kriegen Sie das eigentlich 
hin, diese Arbeit tagtäglich mit diesem Engagement, mit 
diesem Einsatz zu leisten?

(Albrecht Glaser [AfD]: Mit Resignation!)
Der Kollege sagte dann mit Tränen in den Augen zu mir: 
Weil es meine Aufgabe ist. – Ich habe ein furchtbar 
schlechtes Gewissen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
weil ein Großteil dessen, was diese Menschen auszuhal-
ten haben, in der Verantwortung dieses Hauses liegt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Geht es noch 
ein bisschen pauschaler gegen Menschen?)

Dennoch kann man zugutehalten, dass wir offen über 
die Ursachen illegaler Migration sprechen. Das tun wir 
vor allen Dingen auch, weil meine Fraktion, die CDU/ 
CSU-Fraktion, seit Langem darauf drängt und seit 
Langem einen Kurswechsel in der Migrationspolitik in 
diesem Land vorantreibt.

(Rasha Nasr [SPD]: Sie spielen Menschen ge-
geneinander aus!)

Es ist aber dramatisch, dass es so weit kommen konnte. 
Wir in Deutschland haben inzwischen eine Sonderrolle 
innerhalb der Europäischen Union, sowohl hinsichtlich 
der Rekordzahlen bei den Asylantragstellungen als auch 
hinsichtlich der geringen Anzahl der Rückführungen und 
auch, was die hohen Sozialleistungen angeht, um die es 
hier heute geht. Unser Sozialstaat kollabiert. Wir verlie-
ren Anerkennung, und wir verlieren unsere Führungsrolle 
innerhalb der Europäischen Union.

Mir sei eine letzte Anmerkung erlaubt, liebe Kollegin-
nen und Kollegen – vieles ist heute an dieser Stelle schon 
ausgeführt worden –: Das, was wir in unserem Antrag 
formuliert haben, zum Beispiel die Dauer des Bezugs 
der Leistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz end-
lich auszuweiten – Sie haben das ja Gott sei Dank gestern 
auf den Weg gebracht –,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen das 
Grundgesetz ändern! Sagen Sie doch mal et-
was dazu, dass Sie das Grundgesetz ändern 
wollen an einer Stelle, an der das gar nicht 
erlaubt ist! Sie verstoßen mit Ihrem Antrag 
gegen das Grundgesetz! Dazu haben Sie nichts 
gesagt! Auch niemand anders! – Gegenruf des 
Abg. Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das ist 
absoluter Quatsch, was Sie da erzählen! 
Braucht man hier gar nicht darüber reden! 
Schauen Sie: Artikel 20a!)

eine bundesweit einheitliche Bezahlkarte auf den Weg zu 
bringen und auch die Sanktionen zu verschärfen, kann 
nur ein Anfang sein. Ich habe allerdings Zweifel, dass 
diese Bundesregierung das, was in diesem Land notwen-
dig ist, tatsächlich anerkennt, tatsächlich verstanden hat. 
Wir werden weiterhin daran arbeiten, dass sich das künf-
tig ändert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Im Antrag steht Artikel 20!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Schimke. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Helge Lindh, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie 

sprechen von den Tränen in den Augen eines Bundes-
polizisten; das nehme ich Ihnen ab. Aber ich habe eben-
falls Tränen in den Augen – ich glaube, auch einige Ihrer 
Kolleginnen und Kollegen in Ihrer Fraktion, Frau 
Schimke, und das sind keine Freudentränen –, wenn ich 
miterlebe, auf welche Weise Sie die Christdemokratie 
vertreten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich habe noch Hoffnung; aber sie stirbt langsam immer 
mehr. Mit Christdemokratie hat das nichts zu tun.
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Wir beginnen aber mit der AfD, und dann kommen wir 
zur CDU/CSU, keine Sorge.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Die bittere Pointe ist nicht, dass es dieses konspirative 
Treffen in Potsdam gab. Die eigentliche bittere Pointe 
ist – das ist sozusagen das Erwachen –, dass das kein 
Ausnahmefall war. Der heutige Antrag beweist, dass 
das gelebte Praxis der AfD, die Normalität ist. Dazu passt 
auch, dass konsequenterweise heute Frau Huy hier auf-
getreten ist. Wir müssen begreifen: Das sind nicht die 
Ausnahmefälle. Verschwörung, Massendeportationsfan-
tasien und rassistisch-völkisches Denken sind in der 
AfD – nicht in Teilen, sondern in Gänze – die Regel. So 
präsentieren Sie das.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Norbert Kleinwächter [AfD]: 
Wo steht etwas von Deportationen?)

Ihr Antrag ist wunderbares Beweismaterial, um die 
AfD auch auf Bundesebene künftig als gesichert rechts-
extremistisch einzustufen, was ein Verbotsverfahren, das 
berechtigt wäre, erleichtert. Sie haben – deshalb danke 
ich Ihnen für den Antrag – geradezu mustergültig die 
Bilder der Identitären Bewegung von Sellner – Ethnoplu-
ralismus und Remigration – dargestellt. Es geht um genau 
diese Ideen: Wie schaffen wir es, massenhaft Leuten das 
Leben so schwer zu machen – übrigens unabhängig da-
von, ob sie Asylsuchende, Drittstaatler oder EU-Angehö-
rige sind –, dass sie dieses Land letztlich verlassen? – 
Genau das predigt Sellner permanent.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch 
Schwachsinn!)

Und was steht in Ihrem Programm? Genau das wollen Sie 
mit der Verminderung von Rechten und Rückkehrhilfen 
erreichen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das hat mit-
einander nichts zu tun!)

– Lesen Sie doch mal den Text, den Sie verbrochen ha-
ben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Lesen Sie ihn doch vor! Das 
wollen wir sehen!)

Da steht auch noch, dass Sie erleichtern wollen, dass 
Leute in ihren kulturellen Kontext zurückkommen. Das 
ist Ethnopluralismus. Das ist völkisch-rassistischer Na-
tionalismus pur und in Textform.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie doch 
einen Beleg!)

Danke für Ihr Belegexemplar!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Lesen Sie doch mal vor! Das 
ist eine Lüge!)

Kommen wir jetzt zur Union. Herr Mörseburg, Sie 
sagen uns, wir sollten uns den dänischen Sozialdemokra-
ten annähern. Das Problem ist nicht eine Annäherung an 
die dänischen Sozialdemokraten. Vielmehr sollten Sie 

sich tunlichst fernhalten von Christdemokratinnen und 
Christdemokraten, die sich unter anderem in der Bur-
schenschaft Gothia mit AfD-Leuten rumtreiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Maximilian Mörseburg [CDU/CSU]: Sie sehen 
einfach die Probleme des Landes nicht, Herr 
Lindh! Lösen Sie die Probleme des Landes!)

Einige von Ihnen, so auch Frau Grütters, haben es begrif-
fen, und Sie sollten es auch begreifen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Lenken Sie 
doch nicht ab, Herr Lindh!)

Sie sollten sich auch einmal überlegen – auch im Hin-
blick auf Ihre Chancen in Ihrem Wahlkreis –, was das für 
die Menschen bedeutet, wenn Sie in einem Wahlkreis mit 
weit über 40 Prozent Menschen mit Migrationsgeschichte 
so reden. Das ist nicht das Signal: Ihr seid selbstverständ-
lich Teil dieser Gesellschaft, und wir sind dankbar für die 
Arbeit, die ihr leistet.

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU])

Die Botschaft, die Sie dann aussenden, ist: Ihr seid nicht 
gewollt.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die haben kein 
Aufenthaltsrecht! Darüber reden wir!)

Also gucken Sie mal auf Ihren eigenen Wahlkreis, bevor 
Sie so etwas hier verzapfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Stracke, Sie sprachen nicht von Pull-Faktoren, 
sondern – das ist der neue heiße Scheiß bei Ihnen – von 
einem Migrationsmagneten; das ist eine Alliteration, also 
kulturell fast hochwertig.

(Heiterkeit der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Was ist denn das für ein Menschenbild? Glauben Sie 
ernsthaft, dass Menschen wie von einem Magneten ange-
zogen werden. Menschen sind immer noch selbstent-
scheidende Subjekte.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Migrationsent-
scheidungen! Genau! Die keine Flucht sind!)

Besonders entlarvend ist der letzte Punkt in Ihrem An-
trag. Sie wollen ernsthaft Artikel 20 des Grundgesetzes 
ändern,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Also die Migra-
tionsforschung ist weiter als Sie! Sie sollten 
sich da mal informieren, Herr Lindh!)

und zwar bezogen auf Staatsangehörigkeit, Dauer des 
Aufenthalts, Rechtmäßigkeit und das Sozialsystem in an-
deren EU-Staaten. Was Sie da schreiben, heißt auf 
Deutsch: –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Lindh, kommen Sie bitte zum Schluss.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie sollten sich 
mal wegbewegen von Ihrer ideologischen Bla-
se!)
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Helge Lindh (SPD):
– Sie wollen künftig, dass Artikel 1 des Grundgesetzes 

lautet: Die Würde des Menschen ist mehr oder weniger 
antastbar, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Lindh, kommen Sie zum Schluss, bitte.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Niveaulos! – 
Stephan Stracke [CDU/CSU]: Das ist ja un-
erträglich!)

Helge Lindh (SPD):
– abhängig von seiner Staatsangehörigkeit, Dauer und 

Art eines Aufenthalts und von den Transferleistungen in 
der EU.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Niveaulos! 
Räumen Sie das Pult!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Lindh.

Helge Lindh (SPD):
Das ist das Ende des Grundgesetzes.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Lindh.

Helge Lindh (SPD):
Schämen Sie sich für so eine Forderung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist Marc Biadacz, CDU/CSU-Frakti-

on.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Konsequente Rückführungen für Personen 
ohne Bleiberecht, schnelle und digitale Verfahren, die 
Einführung einer bundesweiten Bezahlkarte sowie die 
Einsetzung einer Kommission zur Steuerung der Migra-
tion und der Integration, –

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
das ist nicht nur der Vorschlag der Union, sondern die 
Vereinbarung zwischen dem Bundeskanzler und den Mi-
nisterpräsidenten der Länder am 6. November 2023.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dazu der dringende Appell der Städte und Kommunen, 
dass sie unterstützt und entlastet werden. Nur, was fehlt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ist die konsequente Um-
setzung der beschlossenen Maßnahmen. Nur zögerlich, 

liebe Ampel, werden einzelne Vorhaben angegangen. Au-
gen zu und wegducken, liebe Bundesregierung, ist jetzt 
der falsche Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: O 
Gott!)

Zu groß ist die Unzufriedenheit mit Ihrer Ampelpoli-
tik. Die Ausgangslage ist bekannt: Allein im Jahr 2023 
wurden in Deutschland mehr als 350 000 Erstanträge auf 
Asyl gestellt. Das ist eine deutliche Steigerung gegenüber 
den Zahlen vor einem Jahr.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Ja, sehr gerne.

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, dass ich die Zwischenfrage stellen 

kann. – Sehr geehrter Herr Kollege Biadacz, ich wundere 
mich schon ein bisschen, dass Sie Dinge wie die Bezahl-
karte anmahnen und diese heute in Ihrem Antrag fordern. 
Auch Ihnen dürfte bekannt sein, dass es eine Länder- 
Bund-Arbeitsgruppe dazu gibt, dass die Länder heute 
schon Bezahlkarten einsetzen können; an manchen Stel-
len wird es tatsächlich gemacht. Genau an den Stellen, wo 
die Union sich zu Wort meldet, steigt sie dann aus diesem 
gemeinsamen Vorgehen aus.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Was? Wo steigen 
wir denn aus?)

Sie fordern heute eine Regelung, obwohl die Arbeits-
gruppe noch gar nicht zu einem Ende gekommen ist. 
Bayern hat die Bezahlkarte längst ausgeschrieben, ob-
wohl es eine gemeinsame Arbeitsgruppe aller Länder 
gibt. Also, wo ist da das gemeinsame Vorgehen, das die 
Union so beschwört?

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Frage, liebe Frau Kollegin. – Wis-

sen Sie, was unser Problem ist? Dass die Ampel viel 
vorschlägt, dass die Ampel viel erzählt,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich glaube, Sie haben gerade nicht 
zugehört! Die Frage lautet anders!)

aber nachher nicht an die Umsetzung geht.
(Beifall bei der CDU/CSU – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: So ist es! – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das war eine echt peinliche Antwort!)

Genau das ist die Frage, die wir hier in Deutschland be-
antworten müssen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Nicht das Er-
zählte reicht, sondern das Erreichte zählt! Das 
ist der Punkt!)

– Das Erreichte zählt und nicht nur das, was angekündigt 
worden ist.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte auch 
kurz was zu dem sagen, was Frau Huy gerade hier erzählt 
hat. Wir brauchen uns nicht von Angela Merkel zu dis-
tanzieren, Frau Huy.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Doch!)
Was Sie benötigen, ist ein Korrektiv für Ihre Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn für uns ist klar: Das Asylrecht ist ein Grundrecht. 
Das Asylrecht ist ein elementarer Bestandteil unserer 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung.

(Rasha Nasr [SPD]: Davon merkt man in Ihrer 
Politik nichts! – Norbert Kleinwächter [AfD]: 
350 000 politisch Verfolgte!)

Wir unternehmen große Kraftanstrengungen, um Integra-
tion zu fördern.

Wissen Sie, Frau Kollegin Aeffner, was das Problem 
der Ampel ist? Das haben Sie mit Ihrer Frage gerade auch 
gezeigt. Die Union hat vor 135 Tagen einen Deutschland-
pakt zur Begrenzung der Migration vorgeschlagen – vor 
135 Tagen, hier im Parlament durch unseren Fraktions-
vorsitzenden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie war das jetzt mit dem Recht 
auf Asyl? – Gegenruf der Abg. Rasha Nasr 
[SPD]: Nee, lieber das Grundgesetz ändern!)

Und was ist passiert? Nichts. Die Vorschläge aus der 
demokratischen Mitte des Parlaments liegen auf dem 
Tisch. Seitdem sind vier Monate vergangen,

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und das ist einfach zu langsam, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Ampel.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In vielen Städten stehen keine Unterkünfte mehr zur 

Verfügung,
(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Tja, das ist die verfehlte Woh-
nungspolitik der Großen Koalition gewesen!)

auch Sprach- und Integrationskurse können nicht mehr in 
angemessener Zahl durchgeführt werden. Integration ist 
unter diesen Bedingungen einfach nicht möglich. Deswe-
gen ist es jetzt ordnungspolitisch wichtig, dass die Wei-
chen richtig gestellt werden.

Liebe Frau Kollegin, gut, dass Sie jetzt gehandelt ha-
ben und dass Sie beim Asylbewerberleistungsgesetz auf 
die 36 Monate gegangen sind.

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber ich habe bereits am 16. November hier im Par-
lament die Kollegin Klose gefragt: Wann setzen wir die 
36 Monate um? Da gab es gar keine Antwort. Seitdem 
sind wieder Monate, Tage und Stunden vergangen,

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil es parlamentarische Verfahren 
gibt!)

in denen wir unsere Kommunen einfach im Stich gelas-
sen haben. Das muss jetzt ein Ende haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Rasha Nasr 
[SPD]: Das ist doch Schwachsinn! – Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Einfach lächerlich!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Debatte war 
wie auch jetzt von viel Emotionalität geprägt. Auch das 
gehört in dieses Haus. Aber das Thema der Migration 
muss mit Sachlichkeit und mit Ordnungspolitik behandelt 
werden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, aber dann nicht so ein Antrag! – 
Rasha Nasr [SPD]: Fangen Sie doch mal an! 
Was ist denn das für ein Antrag?)

Dafür steht die Union in diesem Haus.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Takis 

Mehmet Ali, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Takis Mehmet Ali (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Die beiden Anträge der AfD und der 
CDU/CSU zeigen eine gute Zusammenfassung der Dis-
kussion in den öffentlichen Medien, hier im Parlament. 
Es ging in den letzten Monaten nicht wenig um die Bür-
gergelderhöhung und die Vollsanktionen bei Totalverwei-
gerern, zu viele Leistungen für Asylbewerber und um 
alles, wo man noch nach unten hauen kann.

Ich frage mich aber, ob das nicht einfach eine Ablen-
kungsstrategie von dem ist, wo man eigentlich den 
Sorgen der Menschen begegnen könnte. Man könnte bei-
spielsweise mal angehen, warum Menschen mit kleinen 
und mittleren Einkommen so viel an Steuern und Sozial-
versicherungsbeiträgen bezahlen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Stephan 
Stracke [CDU/CSU]: Sie sind in der Regie-
rung!)

Sie könnten sich beispielsweise mal Gedanken über eine 
Reform der Einkommensteuer oder der Erbschaftsteuer 
oder auch über eine Einführung der Vermögensteuer ma-
chen, damit die, die ganz wenig Geld verdienen, am Ende 
des Tages mehr im Portemonnaie haben.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Wer erhöht 
denn den CO2-Preis eigentlich, die Netzentgel-
te, die Sozialversicherung, die Krankenver-
sicherung? Wer hat denn das erhöht? Ihre Re-
gierung! Sie haben da mitgestimmt!)

Aber was machen Sie? Sie diskutieren darüber, ob die 
Bürgergelderhöhung zu viel ist.
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Auf der anderen Seite muss man sich auch fragen: Wer 
sind denn die Totalverweigerer wirklich? Sind es nicht 
diejenigen, die hier ganz viel Geld erwirtschaften, aber 
nicht wirklich hier in Deutschland Steuern zahlen,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Steuern hinter-
ziehen!)

wodurch mehrere Milliarden Euro flöten gehen? Sind das 
nicht die echten Totalverweigerer? Dazu findet man na-
türlich gar keine Antworten seitens der CDU/CSU und 
seitens der Rechten.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Themaverfeh-
lung! – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Unsere 
Bundesregierung ist Totalverweigerer!)

Dann sieht man am Antrag der AfD auch, dass das der 
erste parlamentarische Versuch ist, die Ideen aus dem 
Treffen in Potsdam ins Verfahren zu bringen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Was? Unser An-
trag? – Gegenruf der Abg. Rasha Nasr [SPD]: 
Der AfD-Antrag!)

Das ist die Fortführung dieser Gedanken. Neben der Mas-
sendeportation von Menschen mit Migrationshintergrund 
will man das jetzt anders angehen,

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

nämlich indem unliebsame Bevölkerungsgruppen durch 
Entzug des Existenzminimums, durchs Aushungern aus-
wandern sollen. Das ist doch schon der Beginn.

Es geht in dem Antrag nicht nur um Menschen aus 
Drittstaaten, sondern auch darum, dass EU-Bürgerinnen 
und -Bürger das Existenzminimum nicht mehr bekom-
men sollen. Darum geht es doch. Sie verweigern die 
Haltung der Europäischen Union; Sie teilen gar nicht 
die Haltung der Europäischen Union.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Sie haben überhaupt gar keine moralische Haltung dazu, 
was Existenzminimum wirklich bedeutet.

Auf der anderen Seite bin ich umso dankbarer, dass 
sich aus der Mitte der Gesellschaft Stimmen erheben 
und ganz laut werden gegenüber denen, die 1933 nach-
trauern. Sie haben wir inzwischen auch in den Parlamen-
ten.

Ich bin Menschen wie dem Influencer Tahsim dankbar, 
der momentan sehr, sehr viel mit seinen Social-Media- 
Beiträgen dafür arbeitet. Er hat sich letztens eine Strate-
gie mit drei Punkten ausgemalt, eine Liste der besten 
Zufluchtsorte für Menschen mit Migrationshintergrund, 
wenn sie dann deportiert werden.

Erstens. Gehen Sie bei „Hans im Glück“ oder „Back-
Werk“ essen, und am besten bestellen Sie etwas mit 
Schweinefleisch, damit man denkt, dass Sie deutsch sind.

Zweitens: eine Mitgliedschaft in der AfD. Er hat bei 
der AfD-Bundesgeschäftsstelle angerufen und gefragt, ob 
man auch als Mensch mit Migrationshintergrund Mit-
glied werden kann.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wir haben Hun-
derte als Mitglieder!)

Da hat man ihn auf die JA hingewiesen und gesagt: Nein, 
das wissen wir noch nicht, ob Sie als Mensch mit Migra-
tionshintergrund bei uns Mitglied werden können.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch 
Blödsinn!)

Da hat er gesagt: Aber wenn ich bei Ihnen Mitglied bin, 
dann werde ich doch sicherlich von der Abschiebung ver-
schont. – Na ja, am Telefon hat er daraufhin keine echte 
Antwort bekommen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch 
Blödsinn! Wir haben Hunderte Mitglieder!)

Das waren schon mal echte Beweise dafür, dass Sie hier 
einiges anstreben.

Sein dritter Vorschlag war die Krönung: bei seiner 
Mutter. Ich gehe davon aus, dass die Mutter richtig gut 
mit dem sogenannten Terlik schmeißen kann. Das ist jetzt 
die Aufgabe für Sie, zu gucken, was ein Terlik ist. Ich 
gehe davon aus, dass das die beste Verteidigung ist, falls 
Sie mit Ihren Fantasien in diesem Land irgendwann 
durchkommen würden. Das wird aber nie passieren, 
weil die Demokratinnen und Demokraten in diesem 
Hause so lange zusammenhalten werden, dass Sie nie 
wieder – nie wieder! – irgendwas zu sagen haben werden. 
Wir werden 1933 nicht noch einmal zulassen.

Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Clara Bünger, fraktionslos.
(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Clara Bünger (fraktionslos):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gestatten Sie mir eine Vorbemerkung: Gerade 
sprach Gerrit Huy von der AfD, laut „Correctiv“-Recher-
chen

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Die falsch sind!)
Teilnehmerin am sogenannten Geheimtreffen von Rech-
ten und Neonazis in Potsdam, bei dem laut „Correctiv“- 
Recherchen über millionenfache Deportation gesprochen 
wurde.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Alles falsch!)
Es ist absolut untragbar, dass sie hier sprechen durfte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und bei 
fraktionslosen Abgeordneten – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Sie ist Abgeordnete! Na-
türlich darf sie hier sprechen!)

Es zeigt vor allem eins: Die AfD steht offensichtlich 
geschlossen hinter ihren Plänen. Und das ist umso 
schlimmer.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und bei 
fraktionslosen Abgeordneten)
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Aber nun zu dem Antrag der CDU/CSU. Es ist ein 
echter Schaufensterantrag. Viel wurde schon gesagt. Es 
wurden schon gestern Kürzungen beschlossen. Deshalb 
erledigt sich ein Teil Ihres Antrags sowieso. Aber dieser 
Antrag ist ganz klar verfassungswidrig. Ja, verfassungs-
widrig.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Ulrike 
Schielke-Ziesing [AfD]: Sagt Die Linke!)

Ich sage Ihnen auch, warum. Das Bundesverfassungs-
gericht hat wiederholt und unmissverständlich erklärt, 
dass die Menschenwürde migrationspolitisch nicht relati-
viert werden darf. Aber genau das bezwecken Sie mit 
Ihrem Antrag.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
fraktionslosen Abgeordneten – Stephan 
Stracke [CDU/CSU]: Nein! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das steht 
doch da wörtlich!)

– Doch, ich habe ihn mir durchgelesen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Ja, Sie haben 
ihn nicht verstanden! Das ist das Problem!)

In Ihrem Antrag klingt das so, als wäre das Leben für 
Schutzsuchende so luxuriös wie das eines BlackRock- 
Unternehmensmanagers. Ich sage Ihnen, wie die Realität 
aussieht. Wo sind denn die Asylsuchenden unter-
gebracht? In Lagern, ohne Privatsphäre, mit schlechten 
Mahlzeiten. Schikanen und Gewalt durch Wachdienst-
mitarbeiter sind an der Tagesordnung. Wie sieht es mit 
der Gesundheitsversorgung aus? Die gibt es für Asyl-
suchende nur in Notfällen, auch wenn die CDU/CSU 
und die AfD das hier häufig falsch darstellen. Auch Men-
schen, die ernsthafte Krankheiten haben, bekommen 
meist nur Ibuprofen. Das ist die Realität.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Geflüchtete stehen im deutschen Sozialsystem an un-
terster Stelle. Dass Sie nur nach unten treten können, ist 
mir nicht neu. Aber dass die Ampel hier gestern auch die 
Absenkung beschlossen hat, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Clara Bünger (fraktionslos):
– anders als es hier von Rasha Nasr dargestellt wurde, 

ist absolut untragbar. Wir als Linke machen da nicht mit. 
Menschenrechte und Menschenwürde gelten für alle 
Menschen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
fraktionslosen Abgeordneten)

Ich hoffe, dass die Ampel versteht, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte.

Clara Bünger (fraktionslos):
– dass die AfD und die CDU/CSU das hier instrumen-

talisieren.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
fraktionslosen Abgeordneten)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Jens 

Peick, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jens Peick (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Abgeordnete! Als letzter Redner einer Debatte 
wäre es eigentlich schön, die Debatte zusammenfassen 
zu können und mit etwas Positivem zu enden. Allein 
mit Blick auf den Antrag und die Debatte will es mir nicht 
gelingen; denn die Debatte hat zwei Dinge gezeigt.

Erstens. Liebe Union, Sie haben sich komplett verrannt 
in dieser These,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Und zweitens: 
Die SPD kann es nicht!)

dass Sie Menschen sozial abschrecken könnten, die vor 
Krieg, Verfolgung und Hunger fliehen. Vermutlich haben 
Sie sich in der Welt noch nicht richtig umgesehen, aber 
ich sage Ihnen eines – und darauf können wir stolz sein –: 
In Deutschland wird es immer besser sein als in all diesen 
Ländern, aus denen die Menschen zu uns kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wenn Ihre Strategie jetzt ist, unseren Staat so weit 
abzuwickeln, bis er nicht mehr attraktiv ist – für nieman-
den –, dann machen wir da nicht mit. Unser Sozialstaat ist 
eine Errungenschaft, und die werden wir auch weiter 
gegen Sie verteidigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der SPD: Jawohl!)

Zweitens. Die Debatte hat eines gezeigt – das kann ich 
Ihnen nicht ersparen –: Mit dem Weggang von Angela 
Merkel hat Ihre Partei anscheinend auch den Anstand 
verloren. Mehr fällt mir dazu nicht ein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – La-
chen bei der AfD)

Dieser Antrag und andere zeigen doch ein erschre-
ckendes Menschenbild. Ich will das auch erklären. Es 
gibt bei Ihnen keine roten Linien mehr. Das zeigt sich 
besonders an der Frage, die auch Kollege Strengmann- 
Kuhn aufgemacht hat. Sie wollen mit Ihrem Antrag das 
Sozialstaatsprinzip des Artikels 20 des Grundgesetzes 
einschränken. Artikel 20 hat aber nicht umsonst, so wie 
auch Artikel 1, eine Ewigkeitsgarantie; denn er ist eine 
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entscheidende Lehre aus dem Nationalsozialismus und 
dem größten Zivilisationsbruch in der Geschichte der 
Menschheit.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Artikel 20 soll 
doch gar nicht eingeschränkt werden! Was er-
zählen Sie denn da? – Gegenruf des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das steht in Ihrem 
Antrag, Herr Stracke! Haben Sie ihn nicht ge-
lesen?)

Diese Ewigkeitsgarantie schützt nämlich den Kern der 
Verfassung. Hören Sie ruhig mal zu! Die Ewigkeitsgaran-
tie schützt den Kern der Verfassung vor Aushöhlung, und 
der Kern ist ein Menschenbild, das nicht nach Herkunft 
und Nationalität unterscheidet.

Hier berufen Sie sich regelmäßig auf das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, wenn es um den Haushalt 
geht.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die CDU/CSU gewandt: Es 
geht um Artikel 20! Vielleicht sollten Sie Ihren 
Antrag mal Korrektur lesen!)

Jetzt gibt es Diskussionen, die Schuldenbremse zu än-
dern. Da gehen Sie keinen Schritt mit und sagen, das 
könne man nicht eben so tun. Aber wenn Ihnen die Recht-
sprechung des Verfassungsgerichts nicht passt, dann sind 
Sie ganz schnell dabei, das Grundgesetz zu ändern. Da 
machen wir nicht mit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das ist nämlich doppelzüngig.
Liebe Union, wir haben in diesem Land echte Proble-

me. Das ist vollkommen unstrittig. Auch der Kollege 
Teutrine hat versucht, das zusammenzuführen. Da sind 
wir an vielen Stellen auch beieinander. Aber wir müssen 
die Probleme doch da angehen, wo sie entstehen. Wir 
haben einen Fachkräftemangel, der den Wohlstand in 
Deutschland gefährdet. Deswegen tun wir alles, um die 
Menschen, die bei uns sind – auch Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber –, so schnell wie möglich zu qualifi-
zieren, in Jobs zu vermitteln, damit wir unseren Wohl-
stand erhalten. Dafür arbeiten wir jeden Tag. Daran kön-
nen Sie sich gerne beteiligen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Damit schließe ich die Aussprache. – 

Ich darf den Kollegen Strengmann-Kuhn bitten, sich wie-
der auf seinen Platz zu begeben.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 20/9740 und 20/10063 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Vorschläge? – Das sehe und höre ich 
nicht. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 32 a und 32 b 
auf:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Modernisierung des Staats-
angehörigkeitsrechts (StARModG) 
Drucksache 20/9044
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Inneres und Heimat (4. Aus-
schuss)
Drucksache 20/10093

b) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Den Wert der deutschen Staatsangehörig-
keit bewahren

Drucksache 20/9764

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt 
ein Änderungsantrag der fraktionslosen Abgeordneten 
Gökay Akbulut und Martina Renner vor. Über den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung werden wir später na-
mentlich abstimmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, ihren 
Platzwechsel zügig vorzunehmen. Das gilt auch für die 
Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU-Fraktion.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Frau Staatsministerin beim Bundeskanzler 
Reem Alabali-Radovan für die Bundesregierung das 
Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Reem Alabali-Radovan, Staatsministerin beim Bun-
deskanzler:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Heute beschließen wir die Reform des Staats-
angehörigkeitsrechts. Darauf haben so viele Menschen 
schon so lange gewartet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir erkennen endlich die Lebensrealitäten von Millio-
nen Menschen mit Einwanderungsgeschichte an. Zu-
gehörigkeit und Heimat – das geht auch im Plural. Wir 
schaffen für alle die Möglichkeit der doppelten Staats-
bürgerschaft. Zwei Pässe, das ist im Jahr 2024 das nor-
malste der Welt und längst Realität in vielen Ländern. 
Wer seit fünf Jahren hier lebt und gut Deutsch spricht, 
wer den eigenen Lebensunterhalt sichern kann, wer sich 
zu unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
bekennt und Deutscher werden will, soll auch Deutscher 
werden können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Wer sich für unser Land einbringt, bekommt auch etwas 
zurück. Das ist ein wichtiges Zeichen. Wir rücken Volk 
und Bevölkerung näher zusammen; denn wer fester Teil 
unserer Gesellschaft ist, soll wählen und auch gewählt 
werden können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich danke Nancy Faeser für ihr konsequentes Dranblei-
ben. Mit der Reform vollenden wir endlich das, was wir 
vor 25 Jahren begonnen haben, was all die Jahre hart 
umstritten und umkämpft war. Jetzt wird es Gesetz.

Deutschland war schon immer ein Einwanderungs-
land. Wir sorgen nun dafür, dass Deutschland ein zu-
kunftsfähiges Einwanderungsland ist: mit Gesetzen, die 
Chancengerechtigkeit und Teilhabe für alle ermöglichen. 
Mit einem Mindset, das nicht einteilt in Wir und Die, 
sondern sich zu Vielfalt und Offenheit bekennt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Spätestens seit letzter Woche ist wirklich jedem und 
jeder klar geworden, dass es Kräfte gibt – auch in diesem 
Parlament –, die dieses Deutschland abschaffen wollen. 
Sie wollen Menschen einfach aussortieren, und zwar auf 
Grundlage einer völkisch-rassistischen Ideologie. Eine 
Villa vor den Toren Berlins, konspirative Zusammen-
kunft, Pläne für die Deportation von Millionen Men-
schen – dazu ein paar Häppchen. Das war 1942 die Wann-
see-Konferenz zur Verschleppung und Ermordung der 
jüdischen Bevölkerung Europas. Sie jährt sich morgen 
zum 82. Mal. Im November 2023 trafen sich faschistische 
Fanatiker

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: CDU!)

im Landhaus Adlon, nur 5 Kilometer vom Ort der Wann-
see-Konferenz mit einer Geisteshaltung,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Mehr CDU als 
AfD!)

die daran anknüpft.
Sicher ist: Deutschland 2024 ist nicht Weimar 1933. 

Aber damit sich die Geschichte nicht wiederholt, müssen 
wir aus der Geschichte die richtigen Lehren ziehen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ja, wir haben ein starkes Grundgesetz, starke Institutio-
nen, eine starke Zivilgesellschaft. Aber es gibt keine 
Ewigkeitsgarantie; alles muss entschlossen verteidigt 
werden. Und wir müssen verdammt noch mal aufpassen, 
dass aus dem stetigen Zündeln kein Feuer wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich bin heute auch wütend. Ich bin wütend, dass es so 
weit gekommen ist, dass jahrzehntelang weggeschaut 
wurde, dass Menschen wie Sie uns das Deutschsein stän-
dig absprechen wollen. Sie sind die Alternative für Hass.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Leif-Erik Holm [AfD]: Das macht 
doch keiner! Was erzählen Sie denn da?)

Es sind Rechtsextreme im alten und neuen Gewand, die 
es nicht ertragen können, dass wir eine vielfältige Gesell-
schaft sind, in der allen die gleichen Chancen und Rechte 
zustehen, in der Herkunft kein Schicksal sein darf; nur die 
gemeinsame Zukunft zählt. Viele mit familiärer Einwan-
derungsgeschichte haben aber gerade Angst um ihre Zu-
kunft. Ihr Sicherheitsgefühl ist im Mark erschüttert, das 
Reden von gepackten Koffern ist für sie real. Die Mehr-
heit muss jetzt laut sein, wie die vielen Menschen, die 
jetzt zu Recht auf die Straße gehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir Demokratinnen und Demokraten müssen zusam-
men klar und deutlich sagen: Die Brandmauer steht. Wir 
wehren den Anfängen. Und ich füge persönlich hinzu: 
Wir 20 Millionen Menschen mit Einwanderungsge-
schichte bleiben hier. Das ist unser aller Land. Wir lassen 
es uns nicht wegnehmen.

(Rasha Nasr [SPD]: Jawohl!)
„Nie wieder!“ ist kein Lippenbekenntnis. „Nie wieder!“ 
ist jetzt.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Nächster Redner 

ist der Kollege Alexander Throm, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Dieses Gesetz der Ampel ist in dieser Wahl-
periode wohl das mit den weitreichendsten negativen 
Folgen für unsere Gesellschaft.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist doch nicht Ihr Ernst!)

Sie geben mit diesem Gesetz zentrale staatliche Interes-
sen

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Rasha Nasr [SPD]: Sie haben 
der Staatsministerin nicht zugehört! Das ist 
eine Frechheit!)

wie Steuerung, Vorsicht und Sicherheit auf. Und das 
schadet unserem Land langfristig, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Während andere Länder, wie etwa Frankreich, nach 
durchaus leidvoller Erfahrung und mit guten Gründen 
den umgekehrten Weg gehen und ihre Einbürgerungs-
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regeln verschärfen, machen Sie genau das Gegenteil und 
senken die Anforderungen massiv ab. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dieses Gesetz ist aus der Zeit gefallen.

(Rasha Nasr [SPD]: Sie sind aus der Zeit ge-
fallen!)

Es ist keinesfalls modern. Das ist kein Staatsangehörig-
keitsmodernisierungsgesetz. Das, was Sie uns heute vor-
legen, ist ein Staatsangehörigkeitsentwertungsgesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Rasha Nasr [SPD]: So ein Quatsch! Das ist 
eine Unverschämtheit! – Weitere Zurufe von 
der SPD)

Einbürgerung nach fünf oder gar drei Jahren geht viel 
zu schnell. Das ist keine Wartefrist, wo die Menschen im 
Wartehäuschen sitzen. Es ist eine Prüffrist des Staates,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: So ist es!)
ob die Integration der Menschen, die unsere Staatsbürger 
werden wollen, auch nachhaltig und dauerhaft gelungen 
ist.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Woran machen Sie 
das denn fest, Herr Throm?)

Und weil wir den Pass auf Ewigkeit verleihen, gilt der 
gute alte deutsche Satz: Drum prüfe, wer sich ewig bin-
det.

(Zuruf von der SPD: Das ist keine Ehe!)
Nach fünf oder gar drei Jahren kann noch keine Verwur-
zelung in unserem Land stattgefunden haben.

(Stephan Thomae [FDP]: Gründlichkeit der 
Prüfung!)

Je kürzer die Fristen sind, desto höher das Risiko für 
unseren Staat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Rasha Nasr [SPD]: Wer sind Sie, das zu beur-
teilen?)

Mit der generellen Zulassung der doppelten Staatsbür-
gerschaft fehlt im Kern das Bekenntnis zu unserem Land.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Sprechen Sie 
uns das ab?)

Und vor allem tragen Sie dadurch die politischen Kon-
flikte des Auslands in unser Land hinein, zum Beispiel 
durch das Wahlrecht. Sie haben im Gesetzentwurf selbst 
geschrieben, dass es etwa 2,5 Millionen Menschen gibt, 
die schon länger als zehn Jahre in Deutschland sind und 
somit schon nach dem alten, dem geltenden Recht Staats-
bürger werden könnten, dies aber nicht tun, weil sie dann 
ihren alten Pass abgeben müssten. Auch das ist eine Ent-
scheidung, welches Land einem näher und wichtiger ist.

(Zurufe von der SPD: Das ist doch falsch!)
Deswegen ist es falsch, die doppelte Staatsbürgerschaft 
generell zuzulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Frau Ministerin Alabali-Radovan, wir waren heute 

Morgen zusammen im Deutschlandfunk zu hören, also 
nacheinander, weil Sie nicht gemeinsam mit mir diskutie-
ren wollten.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Aha! – Dunja 
Kreiser [SPD]: Immer bei der Wahrheit blei-
ben!)

Sei’s drum. Sie waren sehr offenherzig und haben erklärt, 
dass Ihr Ziel sei, einem großen Teil der in Deutschland 
lebenden Menschen das Wahlrecht zu geben.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Aha! – 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist peinlich!)

Sie wollen sich neue Wählerschaften generieren mit die-
sem Gesetz.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Aha! – Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr 
Throm, das sagt das Bundesverfassungs-
gericht! – Gegenruf von der CDU/CSU: Ach 
Quatsch, Frau Polat!)

Aber Vorsicht!
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Da gibt es eine Zwischenfrage; ich würde sie gerne 
zulassen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Darf ich mal kurz fragen, Herr Kollege Throm, wo Sie 

eine Zwischenfrage gesehen haben?

Alexander Throm (CDU/CSU):
Ja, gerne, wenn Sie so fragen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ich lasse die Zwischenfrage zu. Herr Throm kann das 

nicht machen, aber ich. – Bitte.

Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön, dass Sie beide die Zwischenfrage zu-

lassen. – Meine Frage betrifft Ihren Kollegen David 
McAllister. Was sagen Sie ihm, wenn Sie die doppelte 
Staatsbürgerschaft abschaffen wollen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Ihm sage ich: Herzlich willkommen! Wie allen ande-

ren EU-Bürgern. Im Übrigen auch Menschen aus anderen 
durchaus befreundeten Staaten wie Amerika oder wie 
unserem Freundesland Israel.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Iran! – Weitere Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Selbstverständlich kann es doppelte Staatsbürgerschaften 
geben, aber nicht generell.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: So ist es!)
Wir müssen unterscheiden zwischen den Ländern, die mit 
uns befreundet sind, die uns nahestehen,

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)
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bei denen wir keine ausländischen politischen Konflikte 
nach Deutschland hereintragen, und denen, wo es eben 
auch kritisch werden könnte.

Deswegen ist das, was Sie machen

(Zuruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])

– nicht Sie persönlich, aber Sie werden ja wohl auch 
zustimmen –, genau der falsche Weg. Die Ampel schert 
die ganze Welt über einen Kamm.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie scheren Menschen über einen 
Kamm! Das ist erbärmlich!)

Und das tut unserem Land nicht gut, sondern wird die 
Konflikte in unserem Land weiter anheizen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Daniel Baldy [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Throm, wir haben eine weitere Zwi-

schenfrage, diesmal von der Kollegin Polat. Lassen Sie 
die auch zu? Ich würde sie auch noch zulassen.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Selbstverständlich.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Kollege Throm, Sie 

wissen ja, dass schon jetzt die Mehrheit der Einbürgerun-
gen unter Hinnahme der Mehrstaatigkeit stattfindet. Ich 
selbst habe keinen Einbürgerungsantrag stellen müssen. 
Ich habe aber auch die doppelte Staatsbürgerschaft. Ich 
bin diesem Land loyal gegenüber.

(Zuruf von der AfD: Daran haben wir unsere 
Zweifel!)

Ich diene meinem Land als Abgeordnete. Sprechen Sie 
mir das ab, Herr Kollege Throm?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Frau Polat, selbstverständlich nicht.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber sehr großzügig! – 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah, Sie können das persönlich entschei-
den!)

Dafür schätze ich Sie zu sehr, nicht in Ihren politischen 
Überzeugungen – das wissen Sie –, aber im Persönlichen 
durchaus. Wir sitzen schon einige Zeit zusammen im 
Innenausschuss.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie wissen, aus welchem Land mein Vater 
kommt! – Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber das ist doch keine Sym-
pathieentscheidung! Es geht doch um Rechte!)

Genau darum geht es. Natürlich gibt es positive Bei-
spiele, wo die doppelte Staatsbürgerschaft generell kein 
Problem ist. Natürlich gibt es positive Beispiele, wo je-
mand auch nach drei Jahren schon nachhaltig integriert 
ist. Sie dürfen das bloß nicht – Frau Polat, ich rede noch 
mit Ihnen – auf alle Fälle ausdehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Genau so ist es! – Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Das ist der entschei-
dende Punkt! – Widerspruch von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ziel des Staatsangehörigkeitsrechts ist, eine Prüfung 
durchzuführen, wer tatsächlich zu unserem Land und in 
unsere Gesellschaft dauerhaft, auf ewig, passt. Und des-
wegen ist Vorsicht geboten, ist Sicherheit geboten und 
nicht das Ausschütten mit der Gießkanne, Frau Kollegin.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie persön-
lich entscheiden das dann, wer reinkommt! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Throm entscheidet das, oder Herr 
Merz, wer hier reindarf! – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Türsteher für 
Deutschland!)

– Nein, das entscheidet leider die Ampel mit ihrem Ge-
setz, Frau Kollegin Haßelmann, und Sie entscheiden es 
falsch.

Anschließend an das, was ich zum Wahlvolk gesagt 
habe: Passen Sie auf, was Sie tun! Die meisten, die 
noch keine deutsche Staatsbürgerschaft beantragt haben, 
kommen aus der türkischen Community.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wovor haben Sie denn Angst?)

Herzlich willkommen! Jawohl. Und die meisten, die hier 
leben, wählen dann AKP und Erdoğan bei ihren Wahlen.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Was ist das für ein 
Quatsch, was Sie da erzählen?)

Sie tragen diese Konflikte zu uns ins Land hinein.
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Spätestens seit dem 7. Oktober müssten wir wissen, dass 
wir bei Deutschen wie Nichtdeutschen Integrationspro-
bleme haben.

(Beifall der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU] – Zurufe von der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Migrationskrise, der 
Krieg in Israel: Jetzt ist die völlig falsche Zeit, ein solches 
Gesetz einzubringen.

(Beifall der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Sie spalten damit unsere Gesellschaft noch tiefer, als sie 
es bereits ist.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Denken Sie mal an 
die Debatte von gestern!)

Sie gießen Öl ins Frustfeuer unserer Bevölkerung. Und 
deswegen schaden Sie damit unserem Land.
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Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Norbert Kleinwächter [AfD] – Katharina 
Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schä-
men Sie sich für diese Rede!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Throm. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Schahina Gambir, Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Erinnern Sie sich noch an Ihren 18. Geburts-
tag?

(Beatrix von Storch [AfD]: Der ist bei Ihnen ja 
noch nicht lange her!)

Dieser Tag ist für die meisten Menschen ein echter Mei-
lenstein. Auch für mich hat sich das Jahr, in dem ich 18 
wurde, fest in meiner Erinnerung verankert. Das lag aller-
dings weniger an meinem Geburtstag, sondern vielmehr 
daran, dass ich mit 18 endlich eingebürgert wurde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nachdem ich bereits 15 Jahre in Deutschland gelebt hatte, 
war das ein echter Befreiungsschlag. Endlich ein eigener 
Personalausweis, rechtliche Gleichstellung und echte 
Teilhabe. Endlich keine Angst mehr vor Unsicherheiten 
beim Aufenthalt und die Gewissheit, meine Zukunft aktiv 
gestalten zu können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich hatte das Gefühl von Freiheit, Zugehörigkeit und 
auch Stolz darauf, die hohen Hürden der Einbürgerung 
bewältigt zu haben. Denn entgegen einigen Behauptun-
gen wird die Staatsbürgerschaft mit dieser Reform weder 
verramscht noch leichtfertig vergeben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Die Einbürgerung ist ein Zeichen der Anerkennung für 
Menschen, die seit Jahren zu Deutschland gehören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wer Teil unserer Gesellschaft ist, muss auch wählen 
und gewählt werden können,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Beatrix von Storch 
[AfD]: Nein, muss er nicht! – Weitere Zurufe 
von der AfD: Nein!)

als vollwertiges Mitglied mit allen Rechten und Pflichten, 
die dazugehören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Norbert Kleinwächter [AfD]: Wann ist 

man Teil der Gesellschaft? – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist das!)

Die Einbürgerungszahlen in Deutschland halten derzeit 
nicht mit der Realität einer vielfältigen Gesellschaft 
Schritt. Der Ausschluss von der politischen Partizipation 
stellt nicht nur für die Betroffenen eine Benachteiligung 
dar,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Es gibt ja die 
politische Partizipation zu Hause!)

sondern ist auch ein echtes Defizit unserer Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Stephan 
Thomae [FDP])

Heute machen wir einen bedeutenden Schritt mit der 
langersehnten Modernisierung des Staatsbürgerschafts-
rechts. Wir folgen mit der Verkürzung der Einbürge-
rungsfristen dem internationalen Trend.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nein, ganz im 
Gegenteil! Schauen Sie doch nach Frankreich!)

Wer die Voraussetzungen erfüllt, sollte nicht länger war-
ten müssen als notwendig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Mehrstaatigkeit ist Teil der Lebensrealität vieler Men-
schen, und auch das erkennen wir mit dieser Reform 
endlich an. Durch eine erleichterte Einbürgerung hono-
rieren wir auch die Lebensleistung der sogenannten Ver-
trags- und Gastarbeitergeneration.

(Rasha Nasr [SPD]: Endlich!)

Zudem werden wir die Einbürgerungspraxis von Staaten-
losen verbessern – ein wichtiges, wichtiges Signal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Bei den von uns angestrebten Verbesserungen für Per-
sonen, die unverschuldet ihren Unterhalt nicht selbststän-
dig bestreiten können, hätten wir uns als Grüne ganz klar 
mehr gewünscht. Die Möglichkeit der Ermessenseinbür-
gerung für diese Menschen stellt einen Kompromiss dar. 
Hier gilt es, zukünftig ganz genau hinzuschauen, zu eva-
luieren und nach Möglichkeit nachzujustieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Ich komme zum Schluss. Die Gestaltung unserer Ein-
wanderungsgesellschaft und die Herstellung gleichbe-
rechtigter Teilhabe aller gehören zu den großen Zukunfts-
aufgaben. Das stärkt den sozialen Zusammenhalt, dient 
der Integration und macht das Land demokratischer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es liegt also im öffentlichen Interesse, –
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie wirklich zum Schluss, 

bitte.

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– die Einbürgerung zu erleichtern. Daher bitte ich um 

Zustimmung für diesen Gesetzentwurf.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dr. Christian Wirth, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Die Verleihung der 

Staatsbürgerschaft ist eigentlich eine Auszeichnung, eine 
Auszeichnung an eine Person, die durch ihren persön-
lichen Einsatz zum Gedeihen des Gemeinwesens beige-
tragen hat, die sich bemüht hat, Teil der Gemeinschaft zu 
werden – eine Leistung, die mit der deutschen Staats-
bürgerschaft belohnt wird, mit allen Rechten, aber auch 
Pflichten. Die Verleihung der Staatsbürgerschaft ist eine 
Würdigung der Person, an die sie verliehen wird. So 
sollte es zumindest sein.

In welche Schieflage das deutsche Staatsangehörig-
keitsrecht durch die voranschreitende Liberalisierung 
seit der Kanzlerschaft Schröders geraten ist, zeigt die 
Debatte um die Einführung neuer Tatbestände zum Ver-
lust der deutschen Staatsbürgerschaft. Aus den Reihen 
der Union, der SPD und auch der AfD wird der Entzug 
der deutschen Staatsbürgerschaft zum Beispiel für ein-
gebürgerte Antisemiten gefordert.

Silvesterausschreitungen, Angriffe auf Sicherheits-
kräfte, Clankriminalität, Scharia-Polizei-Fantasien an 
deutschen Schulen, Schwimmbadkrawalle – alles heute 
und zukünftig mit deutscher Staatsangehörigkeit mög-
lich. Und der Bürger fragt sich: Warum?

Von Merkel bis Scholz wurde gefordert, dass alle Aus-
länder ohne Bleiberecht ausgewiesen werden müssen. 
Das nennt man, auch nach der Definition der Bundes-
zentrale für politische Bildung, Remigration.

(Beifall bei der AfD)
Nichts anderes fordert die AfD.

Und für alle Empörten dieser Tage: Wo waren Sie 
eigentlich im letzten Sommer, als von der Innenminister-
konferenz und Frau Innenministerin Faeser über den Vor-
schlag nachgedacht wurde, Clanmitglieder auch dann ab-
zuschieben, wenn diese keine Straftat begangen haben? 
In Form von Sippenhaft, ohne jegliches Verschulden, 
ohne Verurteilung wegen einer Straftat sollten diese we-
gen Verbrechen von Familienangehörigen abgeschoben 
werden, so Frau Faeser und die Innenministerkonferenz. 
„Keine Strafe ohne Gesetz“ und „Keine Strafe ohne 
Schuld“ sind tragende Säulen unserer Verfassung und 

jeder Demokratie. Diese Überlegungen Faesers verstoßen 
gegen diese demokratischen Grundregeln, gegen Artikel 2 
in Verbindung mit Artikel 103 Grundgesetz.

(Beifall bei der AfD)

Wo waren hier die betroffenen Politiker der Altparteien 
mit ihrem Nazigeschwurbel? Wo war „Correctiv“? Wo 
waren hier die Sondersendungen der ARD und des 
ZDF? Wo waren hier die Empörten auf der Straße? 
Das sollten Sie sich alle vor Augen führen, die Sie von 
„Deportation“ und „Wannsee-Konferenz“ fabulieren. 
Dort ist die industrielle Vernichtung von Menschenleben 
beschlossen worden, Frau Staatsministerin Abalabi- 
Radovan.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben den Namen nicht mal richtig 
ausgesprochen! Nicht mal das können Sie!)

So relativiert man die Verbrechen der Nazis, so verhöhnt 
man Opfer.

(Beifall bei der AfD)

Man sollte doch eigentlich meinen, dass im Angesicht 
solcher Diskussionen die Aufweichungen des Staats-
angehörigkeitsrechts aus den vergangenen Legislaturpe-
rioden auf den Prüfstand gestellt werden. Stattdessen for-
dert die Ampel heute die Turboeinbürgerung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir fordern die nicht, wir beschließen 
die heute, die Mehrfachstaatsangehörigkeit!)

Die deutsche Staatsbürgerschaft soll verramscht werden 
an quasi alle, die sich fünf bzw. drei Jahre in Deutschland 
aufgehalten haben. Deutschkenntnisse kaum noch nötig, 
Doppelpass die Regel.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Das ist doch alles 
falsch, was Sie erzählen! Gucken Sie doch 
mal, was Sie ablesen!)

Bald dürfen wir neben DITIB in den Schulen auch die 
Erdoğan-Partei AKP hier im Parlament begrüßen, wahr-
scheinlich als Ersatz für Sie.

(Beifall bei der AfD)

Das ist des Pudels Kern: Sie wollen die Staatsbürger-
schaft nutzen, um Ihre gescheiterte Migrationspolitik zu 
verteidigen. Und hier werden Ihre Lebenslügen enttarnt.

Lebenslüge eins: Wir sind ein Einwanderungsland.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihnen wird doch gar nichts weggenom-
men!)

Wir sind kein modernes Fachkräfteeinwanderungsland, 
wir sind ein Fachkräfteauswanderungsland, ein Opfer-
land.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die wandern wegen Ihnen aus! – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Weil 
Sie gegen Menschen hetzen!)

Einwanderungsländer suchen sich ihre Einwanderer und 
ihre Fachkräfte aus.
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Die zweite Lebenslüge: Die Migration nach Deutsch-
land werde benötigt, um das Demografie- und Facharbei-
terproblem zu lösen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gut, dass so viele Menschen erkennen, 
was in Ihnen steckt!)

Aber nach Deutschland wandern illegale Migranten nur 
in die Sozialsysteme ein; das haben jetzt gerade zwei 
neue Studien belegt. Eine Studie aus den Niederlanden 
belegt, dass Migranten aus Afrika und den arabischen 
Ländern für die Volkswirtschaft in der Regel Kosten 
von 600 000 Euro verursachen,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Gut, dass auch 
die Wirtschaft immer mehr feststellt, wie wirt-
schaftsfeindlich Sie sind!)

während Einwanderer aus den USA, Japan und der EU 
zwischen 400 000 und 600 000 Euro in die Sozialkassen 
spülen. Warum dann Einbürgerung?

Auch Professor Raffelhüschen, ein ausgewiesener 
Fachmann, warnt in einer neuen Studie, dass die Zuwan-
derung, die Sie betreiben, uns bis jetzt 5,8 Billionen Euro 
gekostet hat. 5,8 Billionen Euro: Das sind fast 6 000 Mil-
liarden Euro – bis jetzt.

(Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Christian Wirth (AfD):
Machen wir weiter so mit „nur“ 300 000 Migranten pro 

Jahr – das sind ja Zahlen, von denen wir träumen –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie haben jetzt noch einen Satz, bitte.

Dr. Christian Wirth (AfD):
– ich komme zum Schluss –, wächst diese Lücke auf 

19,2 Billionen Euro an. Fazit von Professor Raffelhüs-
chen: Machen wir weiter so, sind wir dumm wie Stroh. – 
Dem schließe ich mich an.

Ein schönes Wochenende! Glück auf!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Stephan Thomae, 

FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Ich will schon 
mal eines klarstellen: Nach bisherigem, jetzigem Recht 
ist es so, dass eigentlich jeder Ausländer, jede Auslände-
rin nach acht Jahren einen Einbürgerungsanspruch erwer-
ben kann,

(Gülistan Yüksel [SPD]: Genau!)

also wenn er oder sie acht Jahre unauffällig, ohne groß 
anzuecken, hier in Deutschland gelebt hat.

Bislang ist es zwar theoretisch so, dass man seine alte 
Staatsangehörigkeit abgeben muss, aber das ist nur in 
30 Prozent der Fälle tatsächlich der Fall. In 70 Prozent 
der Fälle führt eine Einbürgerung nach bereits jetzt gel-
tendem Recht zu einer Mehrstaatigkeit. Das ist die Wahr-
heit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Maximilian Mordhorst [FDP]: Aha! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU] gewandt: So ist es, Frau Lindholz!)

Künftig wird es so sein, dass man einen Einbürgerungs-
anspruch nach fünf Jahren erwerben kann und die alte 
Staatsbürgerschaft nicht abgeben muss.

Warum ist es sinnvoll, das so zu regeln? Ich will eines 
sagen: Deutschland ist ein Land, das Arbeitskräfte 
braucht, auch aus dem Ausland. Bei dem Bemühen, Ar-
beitskräfte aus dem Ausland zu gewinnen, haben wir 
strukturelle Nachteile. Es gibt sprachliche Hürden, weil 
unsere deutsche Sprache nirgendwo in der Welt als zweite 
Verkehrssprache üblich ist. Unser Land gilt auch nicht als 
klassisches Einwanderungsland. Deswegen tun wir uns 
sehr schwer, Arbeitskräfte für unseren Arbeitsmarkt zu 
gewinnen, die wir brauchen, um auch unsere Sozialsys-
teme zu sichern.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Künftig soll es so sein, dass wir sagen: Wer zu uns 
kommen will, um hier zu arbeiten, der kann nach fünf 
Jahren Deutscher werden, wenn er sprachlich, rechtlich 
und wirtschaftlich gut integriert ist, wenn er also unsere 
Sprache beherrscht, wenn er mit unseren Gesetzen nicht 
über Kreuz kommt und wenn er vor allem den Lebens-
unterhalt für sich und seine Familie sichern kann – ein 
ganz wichtiger Punkt. Dann kann er Deutscher werden 
und muss auch nicht die alte Staatsbürgerschaft abgeben, 
wofür es gute Gründe geben kann: erbrechtliche Gründe, 
Grundbesitz in der alten Heimat, familiäre Bindungen. 
Deswegen ist es für ein Land, das Arbeitskräfte braucht, 
eine sinnvolle Sache, so vorzugehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ein zweiter ganz wichtiger Punkt kommt hinzu. Wir 
schaffen weitere Voraussetzungen und Ausschlussgrün-
de, nämlich die rechtliche Integration. Wer Deutscher 
werden will, muss sich ausdrücklich, dezidiert und expli-
zit zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung beken-
nen,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Martin Hess [AfD]: Also, das sehen 
wir ja! Wie realitätsfern kann man noch sein! – 
Weitere Zurufe von der AfD)
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auch eine Sache, die zurzeit nicht der Fall ist und die wir 
genau prüfen werden. Menschen, die antisemitische, ras-
sistische, menschenfeindliche Straftaten begangen haben, 
können eben nicht Deutsche werden.

Meine Damen und Herren, jetzt kann jeder einfach so 
nach acht Jahren Deutscher werden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Stephan Thomae (FDP):
Künftig werden wir uns die Leute genauer anschauen. 

Deswegen ist das ein Gesetz, das sehr ausgewogen ist: Es 
schafft Erleichterung auf der einen Seite; es schafft auch 
neue, strenge Anforderungen und Voraussetzungen auf 
der anderen Seite. Deswegen ist das eine sinnvolle, aus-
gewogene Gesetzgebung.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Thomae, erlauben Sie noch eine Zwi-

schenfrage aus der CDU/CSU-Fraktion?

Stephan Thomae (FDP):
Eine Abschlussfrage erlaube ich.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Noch ist es eine Zwischenfrage. Das verlängert die 

Redezeit, Kollege Thomae. Ich halte dann die Uhr an.

Stephan Thomae (FDP):
Gut, dann lasse ich die Frage zu, Herr Kollege 

Hoffmann.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an den Abg. Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU] gewandt: Herr Hoffmann, Sie re-
den doch gleich schon!)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Auf vielfachen Wunsch der Ampel.

(Heiterkeit der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Danke, Kollege Thomae, dass Sie die Zwischenfrage 
zulassen. – Ich hatte schon damit gerechnet, dass auch Sie 
in Ihrer Rede – wie schon der Minister bei der ersten 
Lesung – den Eindruck erwecken: Wir verstehen die 
ganze Diskussion nicht. Wir erhöhen ja eher die Anfor-
derungen.

(Beifall des Abg. Muhanad Al-Halak [FDP])
Die Botschaft, die Sie transportieren, ist: Regt euch alle 
nicht auf! Es wird zukünftig weniger Einbürgerungen 
geben. – Das suggerieren Sie.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist zumindest die Deutung Ihrer-
seits! – Konstantin Kuhle [FDP]: Die Frage 
ist: Welche Einbürgerungen? – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von der 
FDP: Nein!)

– Jetzt höre ich hier schon: Nein! – Jetzt komme ich zu 
zwei Fakten.

Erstens. Der amtierende Vorsitzende des Innenaus-
schusses des Deutschen Bundestages, Professor 
Castellucci, meinte nämlich in der Sitzung, dass es ja zu 
wenig Einbürgerungen gäbe und deswegen stünde es im 
Interesse der Ampel, mit diesem Gesetzentwurf die An-
zahl der Einbürgerungen zu erhöhen.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Klar!)

Der zweite Aspekt. In der Folgenabschätzung steht, 
dass das 2,5 bis 5 Millionen Menschen betreffen könnte. 
Das spricht Bände! Das heißt, das wird zu einem deutli-
chen Anstieg der Einbürgerungen führen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder Sie 
haben sich von den Grünen einseifen und über den Tisch 
ziehen lassen und haben es nicht gemerkt, oder Sie stehen 
tatsächlich hier und machen der Bevölkerung und den 
Menschen im Land ein X für ein U vor.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gülistan Yüksel 
[SPD]: Wo ist das Problem, wie viele Leute das 
sind? – Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Gegenruf des Abg. Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Macht euch doch mal 
geschmeidig! Was ist denn los?)

Stephan Thomae (FDP):
Herr Kollege Hoffmann, vielen Dank für die Bemer-

kung, die mir die Chance gibt, noch ein paar Sekunden zu 
sprechen. – Sie stellen auf die Quantität, die Zahl, ab. Wie 
viele Menschen am Ende eingebürgert werden, hängt von 
verschiedenen Faktoren ab: einmal von der Leistungs-
fähigkeit der Einbürgerungsbehörden, aber eben auch 
von diesem Prüfungsergebnis.

(Manuel Höferlin [FDP]: So ist es nämlich!)

Uns kommt es nicht so sehr auf die Zahl, die Quantität, 
an,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Der Am-
pel schon!)

sondern auf die inhaltliche Prüfung.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Diese Rede 
ist der Abgesang der FDP!)

Wenn am Ende mehr Menschen eingebürgert werden, 
weil wir feststellen: „Es gibt eben sehr viele Menschen, 
die diese Voraussetzungen – sprachlich, kulturell, recht-
lich, wirtschaftlich gut integriert zu sein – erfüllen, die 
einen Beitrag zum Gelingen dieser Gesellschaft leisten“, 
dann wollen wir diesen Menschen sogar den roten Tep-
pich ausrollen, weil wir sie in unserem Land brauchen, 
weil sie einen Beitrag leisten, sich anstrengen, sich be-
mühen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wenn das aber nicht der Fall ist, dann werden sie eben 
nicht eingebürgert, weil künftig die Voraussetzungen hö-
her sind. Deswegen kann ich nur sagen, Herr Kollege 
Hoffmann: Uns interessiert nicht, woher jemand kommt; 
uns interessiert, wohin jemand will.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Dirk Wiese, SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrter Präsident! Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Manchmal 
lohnt ein Blick in die Geschichte: Heute vor 25 Jahren 
war es der CDU-Ministerpräsident in Hessen, Roland 
Koch, der eine Kampagne gegen die doppelte Staatsbür-
gerschaft ins Leben gerufen hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Beifall 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Hört! 
Hört! – Zuruf von der FDP: Aha!)

Es bedurfte einer hessischen sozialdemokratischen In-
nenministerin

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Wo ist die 
eigentlich?)

in einer Ampelkoalition – übrigens einen Tag nachdem 
die SPD in Hessen wieder in Regierungsverantwortung 
ist –, damit wir endlich, 25 Jahre später, das schaffen, was 
wir eigentlich schon viel früher gebraucht hätten. Das ist 
ein guter Tag für dieses Land. Das zeigt, dass Lebens-
realitäten anerkannt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich will das ausdrücklich unterstreichen – es ist auch 
von den Vorrednern schon gesagt worden –: Es geht bei 
der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts um Menschen, 
die schon hier bei uns im Land sind, Menschen, die Teil 
unserer Gesellschaft sind, die hier arbeiten, die im Ge-
gensatz zu Alice Weidel hier auch Steuern zahlen,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

die hier Unternehmen aufgebaut haben, die hier Hand-
werksunternehmen haben, die sich auch ehrenamtlich 
engagieren, die etwas für unsere Gesellschaft tun. Um 
genau diese Menschen geht es doch.

Es ist doch richtig, dass wir denjenigen sagen: Ihr 
habt jetzt die Möglichkeit der gleichberechtigten Teil-
habe bei uns in der Gesellschaft. – Es kann doch nicht 
sein, dass Menschen, die über Jahrzehnte hier bei uns im 
Land sind, teilweise noch nicht diese Möglichkeit gehabt 
haben, obwohl das innerhalb der Europäischen Union 

und in Ländern außerhalb der Europäischen Union mög-
lich ist, dass wir ihnen Teilhabe versagen, dass sie nicht 
wählen gehen können, dass sie sich nicht wählen lassen 
können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das sind doch Integrationshemmnisse, die wir bis jetzt 
gehabt haben. Darum ist es richtig, dass wir das angegan-
gen haben und die Reform auf den Weg bringen.

Dann will ich noch einen Satz zu dem sagen, worauf 
Herr Throm gerade eingegangen ist. Herr Throm, auch 
ich kenne den Deutschlandfunk, und Alexander Dobrindt 
kennt den Deutschlandfunk. Dass es da morgens Streit-
gespräche gibt, stimmt nicht; da muss Ihnen Ihr Büro 
irgendwas falsch aufgeschrieben haben.

(Heiterkeit des Abg. Sebastian Hartmann 
[SPD] – Alexander Throm [CDU/CSU]: Nein, 
nein, nein, nein!)

Da gibt es morgens Interviews. Was ich aber interessant 
fand – Sie sind ja heute Morgen ein bisschen auf dem 
falschen Fuß erwischt worden –, ist, dass Sie unser Streit-
gespräch bei Phoenix vergessen haben. Da haben Sie ja 
benannt, um was es Ihnen geht: Sie als Unionsfraktion 
misstrauen den türkischen Mitbürgern bei uns im Land;

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Widerspruch des 
Abg. Alexander Throm [CDU/CSU])

das muss man einfach mal deutlich sagen.
Sie haben das heute Morgen bei Phoenix bestätigt. Sie 

haben ausdrücklich gesagt, dass Sie die Sorge haben, dass 
diejenigen türkischen Mitbürger bei uns im Land, die 
demnächst eingebürgert werden können, zukünftig alle 
AKP wählen. Übrigens: Das ist die Gastarbeitergenera-
tion, die dieses Land wirtschaftlich mit aufgebaut hat,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

die im Ruhrgebiet unter Tage malocht und geschuftet hat, 
die durch ihre Steuern, die sie hier gezahlt hat, mit für den 
Wiederaufbau gesorgt hat.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Und die in ihrem Le-
ben noch nie wählen durften hier! Keine 
gleichberechtigte Teilhabe!)

Um die geht es; das muss man doch mal sagen. Sie haben 
die große Sorge – das haben Sie heute Morgen auch 
gesagt –, dass die alle zukünftig AKP wählen.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Quatsch! – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die 
wählen eher die CDU!)

Ich sage mal so: Das ist ein bisschen plump. Wo ist 
denn Ihre Stimme, wenn es um die geht, die eine doppelte 
Staatsbürgerschaft haben – eine deutsche und eine fran-
zösische – und Marine Le Pen wählen? Dazu habe ich 
von Ihnen nichts gehört.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Sebastian Hartmann [SPD]: Aha! – 
Martin Reichardt [AfD]: Schwachsinniger Ver-
gleich! Wie viele Leute mit deutscher und fran-
zösischer Staatsbürgerschaft gibt es denn?)

Wo ist denn Ihre Stimme bei demjenigen, der die deut-
sche und die amerikanische Staatsbürgerschaft hat und 
der Donald Trump wählt? Dazu habe ich von Ihnen nichts 
gehört.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Sie misstrauen den Menschen türkischer Herkunft bei uns 
im Land. Sie wollen nicht, dass diese Menschen die dop-
pelte Staatsbürgerschaft bekommen. Sprechen Sie das 
ehrlich aus! Sagen Sie das hier am Pult! Dann wäre das 
tatsächlich glaubwürdig. Das machen Sie aber nicht.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Punkt an-
sprechen. Ich glaube, das ist ein wichtiges Gesetz. Aber 
ich habe gemerkt, dass es in den vergangenen Tagen 
daran auch Kritik gegeben hat. Ja, es gibt Menschen, 
die können nicht selbst für ihren Lebensunterhalt auf-
kommen; das sind Menschen mit Behinderungen und 
Alleinerziehende.

Da haben wir als Ampelkoalition sehr genau überlegt, 
wie wir auch hier eine Lösung finden können. Darum war 
es richtig, auch diesen Menschen über eine Ermessens-
einbürgerung zukünftig die Möglichkeit zu geben, ein-
gebürgert zu werden, wenn sie die Hindernisse nicht 
selbst zu vertreten haben. Sicherlich hätte sich der ein 
oder andere an der Stelle mehr gewünscht; aber trotzdem: 
Auch diese Mitbürgerinnen und Mitbürger haben weiter-
hin die Möglichkeit, eingebürgert zu werden. Das ist eine 
gute Lösung, die die Ampelkoalition gefunden hat. Das 
ist ein gutes Gesetz, 25 Jahre nach einer unsäglichen 
Kampagne.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Wiese. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Stefan Heck, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Heck (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Der Bundeskanzler hat uns im vergangenen Sommer 
wissen lassen, dass es sein Anspruch an Sie, seine Koa-
lition, ist, dass jedes Gesetz, jede Reform nicht nur hier 
im Deutschen Bundestag eine formale parlamentarische 
Mehrheit findet, sondern dass jedes einzelne Gesetz auch 
in einer fiktiven Volksabstimmung, die wir in einer re-
präsentativen Demokratie nicht haben, eine eigene Mehr-
heit finden müsse.

Nach dem, was wir in den letzten Wochen an Ignoranz, 
ja, an Kaltherzigkeit gegenüber den berechtigten Anlie-
gen vieler Bürgerinnen und Bürger erlebt haben, muss 
man sich tatsächlich fragen, ob dieser Anspruch jemals 
ernst gemeint war.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Nein!)
Aber eines ist auch klar: Wohl kein anderes Ihrer alle-

samt umstrittenen Vorhaben stößt auf so breite Ableh-
nung wie die Reform des Staatsbürgerschaftsrechts.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Rasha Nasr [SPD])

Über 70 Prozent der Bürgerinnen und Bürger lehnen die-
ses Vorhaben ab. Und wohl auch kein anderes Vorhaben, 
das Sie auf den Weg gebracht haben, hat so weitreichende 
Folgen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ja! So ist es!)
Sie entscheiden heute auch über die Zusammensetzung 
des Wahlvolkes der Bundesrepublik Deutschland.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau! Genau 
so ist es! – Dr. Karamba Diaby [SPD]: Es geht 
auch um Menschen! – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es geht Ihnen 
nur um Stimmen für die CDU! – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo-
vor Sie alle Angst haben!)

Es gibt eine Besonderheit: Eine hier erfolgte Reform 
kann von keiner künftigen Mehrheit jemals wieder rück-
gängig gemacht haben.

Als Opposition haben wir ja keinen Anspruch darauf, 
dass Sie unseren Argumenten folgen.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und auch die Öffentlichkeit hat keinen formalen An-
spruch darauf, dass Sie die breite Ablehnung respektie-
ren. Aber die Bürgerinnen und Bürger haben sehr wohl 
einen Anspruch darauf, dass so weitreichende Entschei-
dungen zumindest auf einer hinreichend gesicherten Fak-
tengrundlage getroffen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Seit Wochen fragen wir Sie – zuletzt im Innenaus-

schuss am vergangenen Mittwoch –, mit wie vielen Ein-
bürgerungen nach der Reform denn nun zu rechnen sei. 
Sie hatten mehrmals die Gelegenheit, uns das zu erläu-
tern. Wir haben leider wieder keine Antwort erhalten. 
Entweder wissen Sie es nicht, oder Sie wollen es bewusst 
nicht sagen. Ich frage Sie hier im Deutschen Bundestag: 
Was haben Sie eigentlich in Ihrem Entwurf zu verheim-
lichen?

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was implizieren Sie denn mit dieser 
Frage?)

An einer etwas versteckten Stelle ist davon die Rede, dass 
allein die Zulassung des Doppelpasses zu 2,5 Millionen 
Einbürgerungen führen kann.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was wäre daran so schlimm? – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
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Warum trauen Sie es sich nicht zu, dafür zu 
werben?)

Das ist schon eine beachtliche Zahl. Aber ich frage Sie: 
Ist das denn wirklich alles? Sagen Sie uns heute endlich 
die Wahrheit, mit wie vielen Einbürgerungen Sie rech-
nen. Sie treffen offenbar im völligen Blindflug weitrei-
chende Entscheidungen. Das ist das Gegenteil von seriö-
ser Politik, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Das Gesetz, das wir heute beschließen werden, wird 
unser Land verändern. Wir hören immer wieder Verglei-
che mit Kanada und mit anderen Einwanderungsländern. 
Die Wahrheit ist doch: Es gibt kein anderes Land auf 
dieser Welt, das auf jegliche selektive Steuerung von 
Migration verzichtet und gleichzeitig das Staatsbürger-
schaftsrecht immer weiter öffnet.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unfassbar! „Selektive Steuerung“!)

Das ist ein gefährlicher Irrweg, und wir lehnen dieses 
Gesetz heute ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dr. Alexander Gauland [AfD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Heck. – Nächste Red-

nerin ist Kollegin Canan Bayram, Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist so wichtig, dass wir dieses Gesetz genau 
jetzt beschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Stephan Thomae [FDP])

Während die eine Hälfte dieser Rassisten von der AfD 
ihre faschistischen Deportationspläne schmieden

(Joachim Wundrak [AfD]: Unfassbar! – 
Norbert Kleinwächter [AfD]: Lügen!)

und die andere Hälfte wahrscheinlich irgendwo heulend 
in der Ecke liegt, stehen wir als Ampel für eine bunte und 
offene Gesellschaft.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir stehen für eine Gesellschaft, die frei und gleich zu-
sammensteht, meine Damen und Herren, in der man da-
zugehören kann, egal woher man kommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Stephan 
Thomae [FDP])

Damit werden wir der Vielfalt in unserem Land endlich 
gerecht und bauen eine Barriere ab, die bisher viele von 
der Einbürgerung abgehalten hat.

Es gibt unzählige Gründe für die Beibehaltung der 
ersten Staatsangehörigkeit; viele davon sind höchstper-
sönlich. Lassen Sie uns auch das respektieren und mit 
diesem Gesetz die Mehrstaatigkeit zulassen. Meine Da-
men und Herren, auch von der Union: Denken Sie noch 
einmal darüber nach, ob Sie nicht der Zeit und der Rea-
lität der Einwanderungsgesellschaft hinterherhinken, 
wenn Sie hier einen Popanz von einer angeblichen Be-
drohung für unser wunderschönes Land aufbauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Und es ist auch kein Geheimnis, dass ich mir mehr 
hätte vorstellen können, dass wir mit diesem Gesetz wei-
ter hätten gehen können,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Noch weiter? – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Was ist denn 
„noch weiter“?)

also Hürden abzubauen, soziale Hürden, praktische Hür-
den, damit mehr Menschen in den Genuss kommen kön-
nen, zu erleben: Willkommen Almanya, ich werde ein 
Teil davon.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Norbert Kleinwächter [AfD]: Das ist 
Deutschland!)

Aber ich bin dankbar für das, was uns gemeinsam in der 
Ampel gelungen ist.

Als Teil der Verhandlungsrunde will ich mich bedan-
ken bei Filiz Polat, aber auch bei Stephan Thomae oder 
bei Hakan Demir und anderen Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD. Wir haben gerungen. Wir haben viele Be-
reiche diskutiert und haben auch mit uns bis zur Schmerz-
grenze gerungen,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wie kann man 
denn bis zur Schmerzgrenze ringen?)

damit wir einen Kompromiss finden, der über den Kreis 
unserer Wählerinnen und Wähler hinaus eine Akzeptanz 
in Deutschland finden kann.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)
Ich finde, ehrlich gesagt: Sie von der Union sollten auch 
mal ringen, statt zu hetzen, meine Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zurufe von der CDU/CSU)

Das hat doch keinen Sinn, dass Sie Ihre eigene Schwes-
terpartei, die AKP, hier instrumentalisieren, mit der Sie 
morgens in Runden in Europa diskutieren und die Sie 
dann hier im Deutschen Bundestag als Popanz, als eine 
Gefahr aufbauen. Da müssen Sie sich mal entscheiden, 
worum es Ihnen eigentlich geht.

Geben Sie sich einen Ruck, und stimmen Sie unserem 
Gesetz zu! Dann werden Sie Teil des Fortschritts in der 
Einwanderungsgesellschaft dieses Landes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Um Got-
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tes Willen! – Detlef Seif [CDU/CSU]: Nie-
mals! Das ist schlecht, dieses Gesetz!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Dr. Ann-Veruschka Jurisch, FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Die Häme der Union
(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Häme!)

in dieser Debatte ist nicht nur vom Ton her, sondern vor 
allem auch inhaltlich völlig unberechtigt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Endlich haben wir mit dieser unsäglichen Praxis Schluss 
gemacht, dass offensichtlich Antisemiten und Kriegstrei-
ber bei uns eingebürgert werden konnten. Dem haben wir 
jetzt endlich einen Riegel vorgeschoben.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ja, von we-
gen!)

Das war ja furchtbar.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der SPD)
Wir wollen auch nicht irgendwelche Migration in un-

ser Land, sondern wir wollen vor allem auch Migration in 
unseren Arbeitsmarkt. Dafür brauchen wir ein attraktives 
Angebot für Menschen, die zu uns einwandern wollen. 
Dafür ist dieses Gesetz auch gut.

(Beifall bei der FDP – Zuruf von der CDU/ 
CSU)

– Ja, richtig. Nämlich so groß ist der Scherbenhaufen, der 
uns in der Migrationspolitik hinterlassen wurde und den 
wir jetzt Stück für Stück abtragen. Ich bin stolz darauf, 
dass mit diesem Gesetz endlich damit Schluss gemacht 
wird, dass Antisemiten und Kriegstreiber bei uns weiter 
eingebürgert werden können.

Ich bin aber auch aus einem anderen Grund stolz auf 
dieses Gesetz. Es ist ein spätes Zeichen der Dankbarkeit 
und der Wertschätzung gegenüber der ursprünglichen 
Gastarbeitergeneration,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wie man so ei-
nen Quatsch erzählen kann!)

einer Generation, die mit harter Arbeit, Fleiß und Mut 
und mit ihrer gesamten Lebensleistung zum gesellschaft-
lichen Wohlstand in unserem Land beigetragen hat. Das 
Gesetz ist eine kleine Geste des Dankes an diese Gene-
ration.

Es ist aber auch ein Signal an ihre Kinder und Enkel-
kinder, an die nachkommende Generation, die die Rolle 
des Gastarbeiters abgelegt und ganz bei uns Fuß gefasst 

haben. Sie sind heute bei uns in vielen Berufen tätig: etwa 
als Lehrer, Anwälte, Handwerksmeister und auch als 
Bundestagsabgeordnete. Wir sind froh, dass ihr hier seid!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind ein Einwanderungsland. Wir fragen nicht, woher 
jemand kommt, sondern, wohin jemand mit uns als Teil 
unserer Gesellschaft gehen will.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Jurisch, lassen Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen der CDU/CSU Fraktion zu?

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Ja.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Die haben alle schon 
geredet!)

Dr. Stefan Heck (CDU/CSU):
Herzlichen Dank, Frau Kollegin, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Sie haben ja einiges zu den Vo-
raussetzungen gesagt. Wir haben vorgestern im Innen-
ausschuss von Ihrer Kollegin Frau Polat aus der 
Koalition erfahren, dass es unschädlich sein soll für die 
Einbürgerung, wenn ein Bewerber aus religiösen Grün-
den einer Frau den Handschlag verweigert.

(Zurufe von der SPD: Ah! – Stephan Thomae 
[FDP]: Das ist doch wirklich schon geklärt! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

Ich möchte Sie gerne fragen: Teilen Sie diese Auffas-
sung? Könnten Sie uns das noch einmal genau erläutern?

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Ja, das will ich Ihnen gerne erläutern. Es ist natürlich 

nicht möglich, dass jemand eingebürgert wird, der grund-
sätzlich gegen die Gleichheit der Geschlechter ist.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wenn jemand aber aus religiösen Gründen, zum Beispiel 
als Rabbiner oder auch als islamischer Imam, einer Frau 
nicht die Hand gibt, dann soll das unschädlich sein,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Dann ist das in 
Ordnung, ja? Das glaube ich jetzt nicht!)

wenn ansonsten alle Voraussetzungen gegeben sind und 
keine Zweifel bestehen, dass er oder sie fest auf dem 
Boden unseres Grundgesetzes steht.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wahnsinn, 
ehrlich! Da stellen sich Frauen hin, die das 
verteidigen! Das ist echt ein Skandal! Un-
glaublich! – Gegenruf des Abg. Konstantin 
Kuhle [FDP]: Ihr seid so lost!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Sie hatten noch 20 Sekunden Redezeit, Frau Kollegin; 

aber egal. – Nächste Rednerin ist die fraktionslose Abge-
ordnete Gökay Akbulut.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Gökay Akbulut (fraktionslos):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch wir Linke freuen uns, dass die Hürden 
für die Einbürgerung endlich gesenkt werden. Der Vor-
schlag der Ampelkoalition bringt Erleichterungen, die 
wir ausdrücklich begrüßen.

Er führt aber auch neue Einschränkungen ein, die sich 
gegen Menschen in finanziell schwierigen Lebenssitua-
tionen richten. Wer Transferleistungen bezieht, auch 
wenn es unverschuldet geschieht, hat in Zukunft kaum 
noch Chancen auf den deutschen Pass. Das betrifft vor 
allem Alleinerziehende mit kleinen Kindern, die nur in 
Teilzeit arbeiten können, Rentnerinnen und Rentner, die 
aufstockende Grundsicherung beziehen, Menschen mit 
Behinderung, die auf Transferleistungen angewiesen 
sind. Sie alle sollen nach dem Willen der Bundesregie-
rung in Zukunft keinen deutschen Pass mehr erhalten. 
Diese soziale Härte, die die Ampelkoalition jetzt auch 
neu in das Gesetz einbringt, ist völlig unnötig.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Selbstverständlich müssen auch Menschen, die auf 
Transferleistungen angewiesen sind, aber dauerhaft in 
Deutschland leben und hier ihren Lebensmittelpunkt ha-
ben, die Möglichkeit haben, sich einbürgern zu lassen.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Nein!)

Deshalb haben wir einen Einbürgerungsantrag ein-
gebracht, um das Ausschlusskriterium der fehlenden Le-
bensunterhaltssicherung insgesamt abzuschaffen. Ob je-
mand auf Transferleistungen angewiesen ist, darf bei der 
Einbürgerung keine zentrale Rolle mehr spielen.

Wir wollen eine Einbürgerungspolitik ohne soziale 
Ausgrenzung. Wir wollen eine Migrationspolitik, die 
nicht nur im Interesse der Wirtschaft gestaltet wird, son-
dern im Interesse der gesamten Gesellschaft. Menschen 
leben, arbeiten, studieren in unterschiedlichen Ländern 
und Kulturen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Gökay Akbulut (fraktionslos):
Deshalb freuen wir uns auch, dass die Mehrstaatlich-

keit ermöglicht wird.
Vielen Dank.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wahnsinn!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Gülistan Yüksel, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren auf den Tribünen! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich freue mich als Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages mit Migrationshintergrund, heute 
endlich dieses Thema miteinander zu diskutieren und 
hoffentlich auch das Gesetz zu beschließen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Un-
glaublich!)

Wir beschließen heute endlich die Modernisierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts. Damit stärken wir nicht nur 
den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft; wir stärken 
auch unsere Demokratie. Das ist gerade heute bitter nötig; 
denn unsere Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. 
Sie muss gelebt, verteidigt und geschützt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Im Einsatz für die Demokratie zählt jede und jeder 
Einzelne. Und ja, wir brauchen auch die über 10 Millio-
nen Menschen in unserem Land, die keine deutsche 
Staatsbürgerschaft besitzen. Mehr als die Hälfte von ih-
nen lebt bereits seit über einem Jahrzehnt in Deutschland. 
Sie tragen zu unserem Wohlstand bei, sie arbeiten und 
zahlen Steuern. Sie engagieren sich und sind Teil unserer 
Zivilgesellschaft. Sie sind unsere Nachbarn und Freunde; 
das haben auch Sie gestern mehrmals erwähnt.

Wir können froh sein, wenn diese Menschen Teil un-
seres Landes werden – mit allen Rechten und Pflichten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Denn der Antrag auf Einbürgerung ist das klarste Be-
kenntnis zu unserer freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung. Wenn Sie, liebe Union, vom „Verramschen 
des deutschen Passes“ reden, ist das nicht nur respektlos; 
es ist schlichtweg falsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Debatten, wie sie auch heute wieder von der rechten Seite 
geführt werden, schaden unserem Zusammenhalt und un-
serer Demokratie.

Ich möchte hier noch einmal ganz deutlich betonen: 
Wer die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt, muss wei-
terhin die Einbürgerungskriterien erfüllen. Was sich än-
dert, ist jedoch die Regelung der Mehrstaatigkeit; denn 
wir ermöglichen endlich die Mehrstaatigkeit unabhängig 
vom Herkunftsland. Schon heute ist das in Deutschland 
für bestimmte Herkunftsländer der Normalfall, aber nicht 
für alle; und das wissen Sie in Ihren Reihen ganz genau. 
Mit dieser Ungleichbehandlung machen wir endlich 
Schluss.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Knut Gerschau [FDP])

Davon profitieren übrigens auch Deutsche, die im Aus-
land leben. Sie müssen nach Erwerb einer weiteren 
Staatsangehörigkeit ihren deutschen Pass nicht mehr ab-
geben.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, aus eigener Erfahrung weiß ich von den 
großen Widerständen der letzten 30 Jahre. Deshalb: 
Danke an alle, die sich immer wieder für eine Reform 
eingesetzt haben, die immer wieder erklärt haben: Zwei 
Staatsangehörigkeiten sind kein Loyalitätskonflikt.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ach nein!)
Zwei Identitäten sind die Lebensrealität von vielen Men-
schen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Norbert Kleinwächter [AfD]: Wo ist 
denn Ihre Identität?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die gleichberechtigte 
Teilhabe aller Menschen ist ein wesentlicher Bestandteil 
unserer Demokratie. Mit unserer Reform des Staatsange-
hörigkeitsrechts –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Gülistan Yüksel (SPD):
– stärken wir die Demokratie und den Zusammenhalt 

in unserer Gesellschaft.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Yüksel. – Letzter Redner 

in dieser Debatte ist der Kollege Alexander Hoffmann, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
dachte, gestern waren wir uns alle einig: Die Pflicht von 
Demokraten in diesen Tagen muss sein, sich der AfD 
entgegenzustellen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist aber ein komisches 
Zeichen!)

Dafür ist unerlässlich, dass wir gemeinsam eine Politik 
machen, die die Probleme in diesem Land löst, die be-
stehende Probleme nicht verschärft und keine neuen er-
zeugt.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])

Es muss darum gehen, der AfD die identitätsstiftenden 
Themen wegzunehmen, ja, sie zu bewältigen.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein!)

Als hätte es die gestrige Aktuelle Stunde und Debatte 
nicht gegeben, wollen Sie heute Ihr Turboeinbürgerungs-
gesetz durchsetzen –

(Widerspruch der Abg. Sebastian Hartmann 
[SPD] und Gabriele Katzmarek [SPD])

mit einem Gesetzentwurf, der den Geist grüner Migrati-
onspolitik atmet, einem Gesetzentwurf, der die Politik 
der offenen Türen ins Schaufenster stellt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr 
Hoffmann, sprechen Sie doch mal mit Herrn 
Laschet!)

Weil Sie immer so tun, als wäre es Zeit dafür und als 
wäre es notwendig: Es ist zunächst einmal so, dass, allein 
was die Zahlen angeht, das, was Sie tun, nicht erforder-
lich ist.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es wird niemandem was wegge-
nommen! – Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wovor haben Sie eigentlich 
Angst?)

Wir hatten 2022 Einbürgerungen auf Rekordniveau.
(Sebastian Hartmann [SPD]: Danke, Merkel!)

Und dann suggerieren Sie – die FDP hat das ganz stark 
gemacht –: Wir müssen jetzt ans Einbürgerungsrecht, 
weil das ja für das Thema der Fachkräftegewinnung un-
erlässlich ist.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es auch! Fragen Sie mal die Wirt-
schaft! Haben Sie keine Ahnung von der Wirt-
schaft? Fragen Sie jeden!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Kaddor?

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Ja, sehr gerne.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ich hatte es befürchtet.

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege, für das Zulassen der Frage; 

das schätze ich sehr. – Meine Frage bezieht sich auf den 
gerade genannten Kritikpunkt wegen des verweigerten 
Handschlags. Es gibt die irrige Vorstellung, dass nur or-
thodoxe Rabbiner bzw. nur männliche Muslime den 
Handschlag verweigern würden. Tatsache ist, dass auch 
religiös praktizierende Musliminnen, religiös praktizie-
rende Jüdinnen diesen Handschlag verweigern.

(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])
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Es ist also nicht so, dass nur Männer –
(Norbert Kleinwächter [AfD]: Schön, dass Sie 

sich damit so gut auskennen!)
– lassen Sie mich doch aussprechen; ganz ruhig atmen! – 
den Handschlag verweigern. Deshalb frage ich Sie: Was 
machen wir denn mit orthodox gläubigen Jüdinnen und 
Juden, die den Handschlag ebenfalls ungern geben oder 
verweigern? Sollen wir denen auch die Staatsbürger-
schaft verweigern?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das sind keine 
deutschen Staatsbürger! Ganz einfach! – 
Dr. Gottfried Curio [AfD]: Ermessen und An-
spruch! Meine Güte! – Zuruf des Abg. Jens 
Spahn [CDU/CSU])

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Frau Kollegin, danke für Ihre Zwischenfrage. – Sie 

bemühen jetzt lauter Fälle, die den Eindruck erwecken:
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Das sind ganz normale Fälle!)
Ist ja nicht so schlimm.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gucken Sie doch in die Fragestunde! 
Da finden Sie die Antwort!)

Aber es ist doch umgekehrt: Sie machen jetzt ein Türchen 
auf für denjenigen, der aus Gründen der Diskriminierung 
einer Frau nicht die Hand geben will, weil er die Gleich-
berechtigung der Geschlechter nicht anerkennt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Gottfried Curio [AfD] und Robert Farle 
[fraktionslos] – Zuruf vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Das hat doch gar nichts damit 
zu tun!)

Ich will das Beispiel mal vertiefen. Da ist also jemand, 
der eingebürgert werden will. Aus religiösen Gründen – 
Sie haben es gerade sehr blumig dargestellt – will er einer 
Frau nicht die Hand geben.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich kenne mich aus, Herr Hoffmann!)

Er darf nicht eingebürgert werden, und das wollen Sie 
verhindern. Jetzt sage ich Ihnen mal ganz ehrlich: Wer 
anerkennt, dass ich aus religiösen Gründen einer Frau 
nicht die Hand gebe, der erkennt die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau nicht an.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD und des Abg. Matthias Helferich 
[fraktionslos] – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: 
Ganz genau so ist es! Der hat in Deutschland 
nichts zu suchen!)

Wir müssen, Frau Kollegin, zwei Dinge unterscheiden. 
Wissen Sie, ich bin ja noch bei Ihnen, wenn ich sage: Den 
weisen wir jetzt nicht gleich aus.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Verantwortungsvoll! – Zuruf der Abg. 
Andrea Lindholz [CDU/CSU])

Aber dass Sie so weit gehen, ihm auch die deutsche 
Staatsbürgerschaft zu geben, das ist der eigentliche Skan-
dal.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist keine 
Antwort! – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: 
Völliger Unsinn, was die machen! – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Früher waren Sie mal für 
Frauen!)

Ich war an dem Punkt, dass Sie immer wieder den 
Eindruck erwecken: Für Fachkräfte brauchen wir jetzt 
ein liberales Staatsangehörigkeitsrecht.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist das auch! Genau so ist das! Sie 
haben überhaupt keine Ahnung von der Wirt-
schaft!)

Das ist völlig falsch. Es gibt eine Studie der OECD und 
der Bertelsmann-Stiftung, die besagt, dass die Hürden für 
Fachkräftegewinnung andere sind, nämlich Qualität der 
beruflichen Chancen, Einkommen und Steuern oder zum 
Beispiel auch die Hürden bei der Visumserteilung.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fehlende Willkommenskultur haben 
Sie vergessen! Fehlende Willkommenskultur, 
die Sie erzeugen!)

Das wollten wir im Rahmen des Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes angehen. Sie zeichnen seit über 30 Jah-
ren im auswärtigen Ressort verantwortlich, und Sie haben 
dies verweigert. Aber nach dieser Studie ist es eben keine 
Frage der Einbürgerung.

Das Fazit ist: Sie gaukeln den Menschen etwas vor.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)

Das ist deshalb so problematisch, weil die Mehrheit der 
Bevölkerung – wir haben es gehört: 70 Prozent – gegen 
Ihre Turboeinbürgerung ist. Ich sage Ihnen: Eine Politik 
gegen den Willen der Bevölkerung zu machen, das ist 
gefährlich.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie machen eine Politik gegen die deut-
sche Wirtschaft! Gegen die Bevölkerung in 
diesem Land! Das ist die Politik der CDU!)

Aber dazu noch zu versuchen, die Menschen zu manipu-
lieren, das macht unsere Demokratie kaputt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Robert Farle [fraktionslos] – Zurufe der 
Abg. Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], Sebastian Hartmann [SPD] und 
Gülistan Yüksel [SPD])

Wir wissen, dass auf den Fluchtrouten alles kommuni-
ziert wird, was wir hier entscheiden. Wenn Sie das heute 
beschließen, dann wird neben Ihrem Spurwechsel, neben 
Ihrem Zweckwechsel, neben dem Sonderaufnahmepro-
gramm, neben dem Chancen-Aufenthalt, neben Ihrem 
gestrigen Abschiebeverhinderungsgesetz –

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau so ist 
es!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
– zukünftig auch noch die Turboeinbürgerung ein Ver-

kaufsschlager für alle Schlepper und Schleuser sein.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Robert Farle [fraktionslos] und Matthias 
Helferich [fraktionslos] – Dunja Kreiser 
[SPD]: Haben Sie das Gesetz überhaupt gele-
sen?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hoffmann. – Damit 

schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung, zunächst zu Tagesord-

nungspunkt 32 a. Das ist die Abstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts.

Dazu liegen mir eine Vielzahl von Erklärungen nach 
§ 31 unserer Geschäftsordnung vor.1)

Der Ausschuss für Inneres und Heimat empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/10093, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
20/9044 in der Ausschussfassung anzunehmen.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der fraktionslosen 
Abgeordneten Gökay Akbulut und Martina Renner auf 
Drucksache 20/10095 vor. Wer stimmt für diesen Ände-
rungsantrag? – Das sind rund zwei Dutzend fraktionslose 
Abgeordnete. Wer stimmt dagegen? – Das sind die übri-
gen Mitglieder des Hauses. Enthaltungen? – Keine. Da-
mit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind die regierungstragenden Fraktionen. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU/CSU und AfD. 
Wer enthält sich? – Das sind die fraktionslosen Abgeord-
neten. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Die Fraktion der CDU/CSU hat 
namentliche Abstimmung verlangt. Ich bitte die Abge-
ordneten im Saal, noch für eine einfache Abstimmung 
hierzubleiben. Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach 
Eröffnung der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Urnen 
sind bereits besetzt.

Damit eröffne ich die namentliche Schlussabstim-
mung. Die Abstimmungsurnen werden um 13.02 Uhr ge-
schlossen. Das bevorstehende Ende der namentlichen 
Abstimmung wird Ihnen rechtzeitig bekannt gegeben.2)

Damit kommen wir zu Tagesordnungspunkt 32 b. Ab-
stimmung über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 20/9764 mit dem Titel „Den Wert der 

deutschen Staatsangehörigkeit bewahren“. Wer stimmt 
für diesen Antrag? – Die CDU/CSU-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Die regierungstragenden Fraktionen. 
Wer enthält sich? – Die AfD-Fraktion und die fraktions-
losen Abgeordneten, soweit sie im Saal sind. Damit ist 
der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 12:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Unterstützung für die Ukraine intensivieren – 
Industrie stärken – Produktion und Lieferung 
von Munition nachhaltig hochfahren

Drucksache 20/10064
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich muss einen kleinen Moment warten, bis die 
Kolleginnen und Kollegen die Platzwechsel vorgenom-
men haben. Vielleicht darf ich in diesem Zusammenhang 
bereits jetzt die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes-
tages herzlich bei uns begrüßen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP – Gabriele Katzmarek [SPD]: 
Hallo, Frau Högl!)

– Ich kenne ihren Namen auch: Frau Dr. Högl. Insofern 
ist das kein Problem.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ich wollte es aber 
auch persönlich machen, Herr Kubicki!)

– Ich wollte, dass ihr alle mal nachdenkt.
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-

ner dem Kollegen Henning Otte, CDU/CSU-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Henning Otte (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit 
fast zwei Jahren greift Russland täglich die Ukraine und 
damit die gesamte europäische Friedensordnung an. Das 
ist ein Völkerrechtsbruch, eine politische und mensch-
liche Tragödie. Es muss das Interesse aller sein, diesen 
russischen Angriff abzuwehren.

Im April 2022 haben wir in diesem Haus den Antrag 
„Frieden und Freiheit in Europa verteidigen – Umfas-
sende Unterstützung für die Ukraine“ beschlossen. Im 
März 2023 haben sich die EU-Staaten darauf geeinigt, 
der Ukraine 1 Million Artilleriemunitionsgeschosse be-
reitzustellen. Diese Geschosse sollten binnen zwölf Mo-
naten geliefert werden. Von den 2 Milliarden Euro aus der 
sogenannten Friedensfazilität sollte 1 Milliarde Euro für 
Rückerstattungen an jene Mitgliedstaaten genutzt wer-
den, die Munition an die Ukraine liefern.

1) Anlage 2
2) Ergebnis Seite 18946 D
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Der Verteidigungsminister lobte damals, dass die zu-
sätzliche Munition über Rahmenverträge und einen euro-
päischen Beschaffungsprozess gekauft werden würde. 
„Wir bündeln damit Europas Marktmacht“, so der Minis-
ter im März 2023. Was ist seitdem geschehen? Viel zu 
wenig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im vergangenen Herbst wurde öffentlich, dass die An-

zahl der gelieferten Geschosse nur 300 000 betragen hat. 
Es ist erschütternd, zu sehen, dass es keine echte Anstren-
gung der Bundesregierung gibt, die Munitionsbeschaf-
fung und -produktion in Deutschland anzuheben.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Das stimmt doch 
nicht!)

Hier drängt sich der Eindruck auf, dass unter der SPD 
keine längerfristigen Investitionsverträge eingegangen 
werden sollen. Das geht zulasten unserer Bundeswehr. 
Denn die Lagerbestände wurden abgebaut, die Produk-
tion wurde nicht angekurbelt, und es wurde nicht kom-
pensiert, meine Damen und Herren. Hier zeigt sich ein-
mal mehr die Zögerlichkeit der Bundesregierung – leider 
zulasten der Verteidigungsbereitschaft unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will Ihnen dies ganz genau beschreiben. Am Mitt-

woch im Verteidigungsausschuss konnte der Finanz-
minister nicht mal die Kosten in Euro für die in Litauen 
zu stationierende Brigade beziffern. Der Finanzminister 
konnte die auf uns zukommende Deckungslücke von 
über 30 Milliarden Euro ab 2027 nicht erläutern. Frau 
Strack-Zimmermann brachte es auf den Punkt: Ja zu Tau-
rus-Waffen in den Talkshows. Nein zu Taurus-Waffen im 
Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit dieser Regierung und dieser Ampelkoalition ist 

kein Staat zu machen. Dem Verteidigungsminister fehlt 
die Unterstützung in Partei und Fraktion. Er beginnt, 
Luftschlösser zu bauen. Aber das kann sich weder die 
Ukraine noch Deutschland noch Europa leisten. Die Bun-
desregierung zweckentfremdet den Beschluss des Deut-
schen Bundestages zum 100-Milliarden-Euro-Sonderver-
mögen für die Bundeswehr; denn daraus wird jetzt 
Munition für die Ukraine beschafft. Meine Damen und 
Herren, das ist ein Wortbruch, das ist ein Verfassungs-
bruch – leider geübte Strategie dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Das ist eine Unverschämt-
heit!)

– Das ist keine Unverschämtheit. – Wir bräuchten eine 
Zeitenwende, und zwar in der gesamten Bundesregie-
rung, oder besser eine Regierungswende.

Meine Damen und Herren, deswegen fordert die CDU/ 
CSU ganz konkret, erstens, der Bundeswehr durch eine 
Priorisierung im Haushalt die notwendige Erhöhung des 
Wehretats nicht länger vorzuenthalten, zweitens, die im 
März 2023 vereinbarte Lieferung von 1 Million Artil-
leriegeschossen auch mit einem deutschen Beitrag zu 
unterstützen,

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Machen wir doch!)

drittens, die sofortige Nachbeschaffung, das heißt die 
Schließung von erhöhten Ausrüstungslücken, jetzt zu ge-
währleisten,

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Machen wir auch!)
viertens, nicht von Kriegstauglichkeit zu reden, sondern 
die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr gemessen an der 
Sicherheitslage endlich herzustellen. Wir brauchen einen 
europäisch abgestimmten Gesamtplan für die bedarfs-
gerechte Munitionsbeschaffung. Dazu muss Deutschland 
einen Beitrag leisten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Hagedorn? Sie haben noch fünf Sekunden. 
Wenn Sie die Frage zulassen, haben Sie mehr Redezeit.

Henning Otte (CDU/CSU):
Herzlichen Dank, Herr Präsident, aber ich möchte jetzt 

zusammenfassen.
Sie, meine Damen und Herren von der Ampelkoaliti-

on, haben die Regierungsverantwortung.
(Marianne Schieder [SPD]: Gott sei Dank!)

Werden Sie dieser Regierungsverantwortung gerecht, 
oder lassen Sie es, wenn Sie es nicht besser können!

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie müssten jetzt zum Schluss kommen.

Henning Otte (CDU/CSU):
Wir als CDU/CSU zeigen mit diesem Antrag einmal 

mehr Verantwortung für die Bundeswehr, für die Vertei-
digung und für unser Land.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Henning Otte (CDU/CSU):
Deswegen: Stimmen Sie diesem Antrag anschließend 

im Verteidigungsausschuss auch zu!
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Es ist einfach grausam: Die SPD-Fraktion beantragt 

eine Kurzintervention. Trotz größter Bedenken lasse ich 
diese jetzt zu. Frau Kollegin Hagedorn, bitte.

(Philip Krämer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie nach Hause?)

Bettina Hagedorn (SPD):
Ich nehme mein Recht gerne in Anspruch und möchte 

das, was Herr Kollege Otte hier gesagt hat, nicht so im 
Raum stehen lassen.

Herr Kollege Otte, ich hoffe doch, Ihr Erinnerungsver-
mögen versagt nicht und Sie können mir zustimmen, dass 
es die CDU und CSU in der gemeinsamen Zeit mit der 
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FDP waren, die 2010 und in den folgenden Jahren den 
Wehretat um 8 Milliarden Euro gekürzt haben – gekürzt! 
Das war ein einmaliger Vorgang in der Geschichte der 
Bundesrepublik, übrigens unter Verteidigungsminister 
zu Guttenberg. Wir haben den Wehretat dann in den 
zwei folgenden Großen Koalitionen gemeinsam kon-
sequent erhöht. Er war am Ende der Zeit von Wolfgang 
Schäuble als Finanzminister auf 37 Milliarden Euro pro 
Jahr angewachsen. Und in den letzten vier Jahren, als 
Olaf Scholz Finanzminister war, haben wir ihn auf un-
gefähr 50 Milliarden Euro pro Jahr gesteigert. Wenn wir 
das in der GroKo übrigens nicht gemacht hätten, dann 
wäre das Desaster beim Ausbruch des Ukrainekrieges 
noch viel größer gewesen, als es ohnehin schon war.

Nun abschließend meine Frage. Weil Sie hier behaup-
tet haben, die einen sagten in der Talkshow das eine und 
dann im Plenum das andere, frage ich Sie: Wieso sagen 
Sie im Plenum eigentlich das eine und im Haushaltsaus-
schuss das andere?

Wir hatten bis gestern Abend Haushaltsberatungen für 
das Jahr 2024. Und wissen Sie was? Die CDU/CSU hat 
nicht einen einzigen Antrag gestellt, in dem irgendeine 
Zahl vorkam, und sie hat sich bei allen Beschlüssen der 
Ampelkoalition – auch bei denen, über die sich Herr 
Pistorius als Verteidigungsminister sehr gefreut hat – ent-
halten; bei allen Abstimmungen haben Sie sich enthalten. 
Und nun frage ich Sie: –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Bettina Hagedorn (SPD):
– Wo ist eigentlich Ihre staatspolitische Verantwortung 

in dieser krisenhaften Zeit?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU]: Für das Haus haben wir keine 
Verantwortung!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Otte, Sie können antworten. – Sie wollen 

auch antworten. Bitte.

Henning Otte (CDU/CSU):
Darauf möchte ich gerne antworten. – Herr Präsident! 

Frau Kollegin Hagedorn, entweder trauen Sie uns mehr 
Verantwortung zu in der Regierung, oder Sie wollen ab-
lenken von Ihrer Regierungsverantwortung, was durch 
diese Frage zum Ausdruck kommt. Sie beschreiben die 
Situation 2009 bis 2013. Ja, die FDP war damals für eine 
wesentliche Kürzung des Verteidigungsetats und hat üb-
rigens auch gefordert, null Monate für den Wehrdienst 
einzusetzen. Aber entscheidend ist doch die erste Zeiten-
wende – wenn Sie es so bezeichnen wollen – 2014 mit der 
Annexion der Krim.

(Marianne Schieder [SPD]: Der Wehrdienst 
war damals schon abgeschafft! Das war nicht 
erst 2014!)

Wir haben in der Großen Koalition in der letzten Le-
gislaturperiode den Etat um 30 Prozent erhöht. Wir hätten 
ihn um viel mehr erhöht, wenn damals der Bremser – 
seinerzeit der Finanzminister, heute der Bundeskanzler – 
nicht zum Beispiel auch die Vorlagen für fünf zu bewaff-
nende Drohnen zum Schutz unserer Truppe vorenthalten 
hätte. Deswegen sage ich Ihnen: Sie haben jetzt die Re-
gierungsverantwortung. Sie müssen für Deutschland Ver-
antwortung tragen. Wir haben Einsparvorschläge auch 
dadurch gemacht, dass wir sagen: Manche Gesetzesvor-
haben, die Sie hier in den Raum setzen, sind einfach nicht 
mitzutragen. Es ist sehr deutlich geworden: Sie rudern 
hier um Argumente; aber Sie werden Ihrem Auftrag nicht 
gerecht.

(Marianne Schieder [SPD]: Deswegen haben 
wir das geändert – weil Sie keine Verantwor-
tung tragen wollen!)

Wir als CDU/CSU wollen und werden diese Verantwor-
tung tragen; denn es ist zum Wohle unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich begrüße Sie recht herzlich, liebe Kolleginnen und 

Kollegen.
Dann können wir in der Debatte fortfahren. Der 

nächste Redner ist für die SPD-Fraktion Dr. Joe 
Weingarten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dr. Joe Weingarten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftragte! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Nach diesem kurzen zeitgeschichtlichen Ausflug 
lassen Sie uns wieder nach vorne schauen und überlegen, 
was wir gemeinsam tun können, um die Situation zu ver-
bessern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vor uns liegt ein eher lustloser Unionsantrag mit ver-
meintlich schnellen Lösungen, aber ohne konkrete An-
satzpunkte und neue Aspekte. Das ist bedauerlich bei 
diesem wichtigen Thema.

(Marianne Schieder [SPD]: Ja!)
Denn im Grundsatz sind sich die demokratischen 
Fraktionen dieses Parlaments doch einig: Die weitere 
Unterstützung der Ukraine, gerade mit Munition, ist un-
abdingbar. Deutsche Waffen und unsere logistische Un-
terstützung haben am ukrainischen Widerstand entschei-
denden Anteil. Präsident Selenskyj hat das immer wieder 
betont, und wir sind ihm dankbar für seine klaren Worte.

Mehr als 27,8 Milliarden Euro wurden aus Deutsch-
land seit Februar 2022 für die Ukraine insgesamt auf-
gewandt – ein beeindruckender Ausdruck unserer Solida-
rität. Wir tragen damit auch zur Verteidigung Europas 
und Deutschlands bei. Auch deswegen ist der große 
militärische Beitrag unseres Landes richtig: Rund 6 Mil-
liarden Euro in den Jahren 2022 und 2023; weitere 
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7,5 Milliarden Euro werden jetzt bereitgestellt. Es ist die 
Ampelregierung, die diese Kraftanstrengung bewältigt 
und weiter bewältigen wird. Wo andere jahrzehntelang 
abgebaut und gestrichen haben, haben wir aufgebaut 
und neue Strukturen geschaffen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist das gute Recht 
der Opposition, zu sagen: Zu wenig, zu spät, nicht genug. 
Aber wir fordern ein, dass auch Sie das zur Kenntnis 
nehmen, was schon erreicht wurde oder erreicht werden 
soll, gerade bei der Munitionsherstellung. Seit März 2022 
wurden mehr als 45 000 Schuss Artilleriemunition an die 
Ukraine geliefert. Bis zum März dieses Jahres sollen 
weitere 45 000 Schuss folgen und dann von April bis 
Dezember weitere 171 700 Granaten geliefert werden. 
Damit werden in diesem Jahr die Lieferungen an die 
Ukraine in diesem Feld vervierfacht – eine enorme Leis-
tung der Industrie, aber auch der Beschaffungsbehörden 
und der politisch Verantwortlichen, allen voran des Bun-
desverteidigungsministers Pistorius. Ihnen allen sei dafür 
herzlich gedankt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

In diesem Tempo wird es weitergehen, und das Tempo 
wird sich noch beschleunigen. In den letzten Monaten 
wurden die vertraglichen Grundlagen geschaffen, um 
dauerhaft mehr Munition herzustellen und zu liefern: 
mit dem Konsortium Diehl/Nammo über die Lieferung 
von bis zu 350 000 Schuss, mit Rheinmetall über einen 
Rahmenvertrag über einen ähnlich großen Lieferumfang 
und mit Nexter über 68 000 Sprenggeschosse und eine 
weiter gehende Rahmenvereinbarung. Allein diese drei 
Verträge ermöglichen die Lieferung von rund 1 Million 
Schuss Artilleriemunition. Das ist eine enorme Leistung.

Aber das geht nicht von allein, und es geht nicht nur 
auf der Ebene des Bundes. Gerade die Antragsteller der 
Unionsfraktion sind hier aufgerufen, eine geschlossenere 
Unterstützung als bisher bereitzustellen; denn es kann 
nicht sein, dass Sie hier flammende Unterstützungsreden 
halten, aber Landes- und Kommunalpolitiker der CDU, 
beispielsweise in Sachsen oder Nordrhein-Westfalen, den 
Bau dringend notwendiger Munitionsfabriken boykottie-
ren und behindern.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Das waren die Grünen!

Da können Sie mal was tun!
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Das gilt im Übrigen auch für die angesprochene euro-

päische Dimension; auch da sollte die Union ihren Ein-
fluss geltend machen. Wir sind Bundeskanzler Olaf 
Scholz sehr dankbar, dass er in Europa auf eine stärkere 
Beteiligung der Partner drängt. Das ist notwendig, vor 
allen Dingen im Hinblick auf die angesprochene Ankün-
digung der EU-Kommission, innerhalb von zwölf Mona-
ten 1 Million Schuss Artilleriemunition bereitzustellen. 
Da muss mehr geschehen; da sind wir uns einig. Ursula 

von der Leyen, deren Schatten als CDU-Verteidigungs-
ministerin über vielem liegt, was wir hier an Defiziten 
diskutieren müssen, sollte sich da mehr ins Zeug legen.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Ein 
Stern war das!)

Da könnten Sie als Union mal ein gutes Werk tun und sich 
auch mehr engagieren.

Noch einmal: Wir teilen das Anliegen, dass wir euro-
paweit mehr Munition produzieren müssen.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Dann machen Sie 
es!)

Aber Deutschland hat den ganz wesentlichen Teil seiner 
Hausaufgaben gemacht.

(Zuruf von der AfD: Nein!)
Sie sollten den heutigen Antrag eher dem nächsten CDU- 
Parteitag vorlegen, damit auch dort alle verstehen, was 
Zeitenwende bedeutet. Heute jedenfalls lehnen wir ihn 
ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion ist der nächste Redner Rüdiger 

Lucassen.
(Beifall bei der AfD)

Rüdiger Lucassen (AfD):
Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftragte! Meine Da-

men und Herren! Die CDU/CSU haut in dieser Woche 
Anträge raus, in denen sie gratismutig „mehr Waffen für 
die Ukraine“ fordert: vorgestern Taurus-Marschflugkör-
per, heute 1 Million Artilleriegranaten. Was kommt als 
Nächstes? Atomwaffen?

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Das ist doch 
Quatsch!)

Einige meiner Kollegen nennen diese CDU/CSU-An-
träge „populistisch“. Ich finde, das trifft es nicht. Der 
Populist hört auf das, was das Volk will, und setzt dies 
dann um. Im Grunde ist der Populist als Politiker ein 
echter Angestellter des Volkes.

(Marianne Schieder [SPD]: O Gott!)

Was die CDU jedoch hier fordert, will die Mehrheit der 
Deutschen nicht.

(Beifall bei der AfD – Henning Otte [CDU/ 
CSU]: Und Sie sind Pazifist?)

Ich weiß: Direkte Demokratie ist den Superdemokra-
ten dieses Hauses ein Graus. Aber stellen Sie sich mal 
eine Volksabstimmung wie in der Schweiz vor, und zwar 
zu der Frage: Soll Deutschland der Ukraine Marschflug-
körper und 1 Million Artilleriegranaten liefern? Meine 
Prognose: Sie würden keine 10 Prozent für diesen Irrsinn 
bekommen.

(Beifall bei der AfD)
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Nein, meine Damen und Herren von der Union, Sie 
wollen mit diesem Antrag keine Außenpolitik machen, 
Sie wollen nur die Regierung ärgern.

(Markus Grübel [CDU/CSU]: Nein, wir ver-
treten deutsche Interessen!)

Und das ist als Opposition natürlich Ihr gutes Recht, und 
es klappt ja auch gut. Seit fast zwei Jahren geht die 
Spitzenkandidatin der FDP für das Europaparlament, 
Frau Strack-Zimmermann, an keinem Mikrofon vorbei, 
ohne mehr Waffen für die Ukraine zu fordern. Vorgestern 
aber musste sie sich der Koalitionsdisziplin unterwerfen 
und gegen die Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern 
stimmen. So ist das eben mit den Überzeugungen der 
FDP: Bei 4 Prozent in den Umfragen und einer Regie-
rung, die jederzeit auseinanderfliegen kann, ist auch einer 
Strack-Zimmermann das Hemd näher als die Hose.

(Beifall bei der AfD)
Politisch ist der vorliegende CDU/CSU-Antrag aus 

zwei Gründen Unfug. Im Antragstext wird sehr richtig 
festgestellt, dass sich die Munitionsbestände der Bundes-
wehr auf bedrohlich niedrigem Niveau befinden. Dann 
fordert die CDU unter Punkt 2 aber, „der ukrainischen 
Bitte nach … Munition aller … Kaliber aus … Beständen 
der Bundeswehr in größtmöglichem Umfang zu entspre-
chen“. Hier kennt der Kollege Otte anscheinend seinen 
eigenen Antrag nicht. Die CDU weiß also, dass die Bun-
deswehr nicht verteidigungsfähig ist, will sie aber trotz-
dem weiter entwaffnen. Das hat schon Züge von Landes-
verrat.

(Beifall bei der AfD – Henning Otte [CDU/ 
CSU]: Das müssen Sie gerade sagen!)

Und zweitens. Der Krieg um die Ukraine wird nicht 
auf dem Schlachtfeld entschieden.

(Zuruf des Abg. Dr. Joe Weingarten [SPD])
Jeder weiß das mittlerweile. Deutsche Verantwortung 
wäre es also, aus dem Bundestag eine diplomatische 
Großoffensive zu starten,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh ja!)

anstatt hier Munitionsbedarfe vorzurechnen. Wären Sie 
Staatsmänner, würden Sie unverzüglich auch mit dem 
Blick auf die bevorstehenden US-Wahlen mit einer sol-
chen Diplomatie beginnen und nicht weitere Zeit mit 
solch unsinnigen Anträgen vergeuden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Dr. Joe Weingarten 
[SPD]: Das ist wieder die Rede der russischen 
Presseabteilung! – Dr. Götz Frömming [AfD], 
an die CDU/CSU gewandt: Schaufensteranträ-
ge! – Weitere Zurufe von der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, möchte ich 

fragen, ob noch jemand im Plenarsaal anwesend ist, der 
noch nicht abgestimmt hat. – Das sehe ich nicht. Es ist 
auch entsprechend ruhig an den Urnen, soweit ich es von 

hier aus sehe. Dann schließe ich hiermit die Abstimmung 
und bitte um Auszählung der Stimmen.

Die nächste Rednerin ist für Bündnis 90/Die Grünen 
die Kollegin Sara Nanni.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Wehr-
beauftragte! Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, 
Sie haben mit Ihrem Antrag ein bisschen recht und ein 
bisschen unrecht. Sie haben recht, wenn Sie beschreiben, 
vor welcher Mammutaufgabe wir in der NATO, in der 
EU und auch in Deutschland stehen. Russland führt seit 
2014 Krieg gegen die Ukraine. 2022 hat Russland ihn 
eskaliert. Deutschland hat dann endlich verstanden, was 
Wladimir Putin vorhat. Es ist für uns schwer vorstellbar, 
weil es so fernab ist von all dem, was wir hier in Deutsch-
land für das 21. Jahrhundert überhaupt für möglich hal-
ten.

Wladimir Putin will die Grenzen Russlands weiter ver-
schieben, sich Nachbarstaaten einverleiben, ein russisch 
dominiertes Imperium in Europa aufbauen. Die Ukraine, 
denkt Putin, ist erst der Anfang. Deswegen können Sie 
sich Ihr Gerede von Diplomatie und staatsmännischem 
Handeln am rechten Rand hier in diesem Haus auch 
schön sparen. Sie haben nicht mal das Problem verstan-
den

(Zuruf von der AfD: Ach!)

und glauben schon, mit Lösungen um die Ecke zu kom-
men.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Sie haben 
doch von militärischen Fragen keine Ahnung! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Arrogant! – Ge-
genruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ganz ruhig dahinten auf der rechten Seite!)

Angesichts dieser Bedrohungen ist es so wichtig und 
richtig, dass wir in der EU, in der NATO und mit vielen 
anderen Partnern weltweit an der Seite der Ukraine ste-
hen. Um Europas Unterstützung für die Ukraine, die 
deutlich größer war, als Putin dachte, zu dämpfen, droht 
Putin seit Februar 2022 regelmäßig mit der nuklearen 
Eskalation gegen Europa. Seine Ideologie stellt er auch 
zur Schau: zuletzt zum Beispiel durch Plakate, die in der 
Nähe der estnischen Stadt Narwa aufgestellt wurden. Da 
stand groß drauf: „Russlands Grenzen enden nirgendwo“. 
Bedrückend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Alexander Müller [FDP])

Finnland blieb lange neutral, um gegenüber Russland 
zu deeskalieren. Heute sagt Putin: Wir werden unsere 
Truppen entlang der Grenze noch mal aufstocken, und 
es wird Probleme geben. – Er droht also offen. Diesen 
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Januar drohte dann der ultranationalistische Politiker 
Alexej Schurawljow Polen, Polen sei als Nächstes dran. 
In was für Zeiten leben wir?

Es bleibt aber nicht bei Drohungen. Russland will die-
ses Jahr circa 7 Prozent des BIPs für Rüstung ausgeben. 
Es produziert am laufenden Band, es lagert Munition und 
Waffen ein, bereitet sich vor auf den nächsten Schlag. 
Dazu kommen Desinformationskampagnen mit bester 
Unterstützung unter anderem Ihrer Fraktion,

(Zurufe der Abg. Dr. Götz Frömming [AfD] 
und Martin Reichardt [AfD])

Hackerattacken und Agententätigkeit, auch gegen uns 
hier in Deutschland. Es ist Ihnen egal; wir wissen ja, für 
wen Sie arbeiten.

Es ist schwer vorstellbar, was hier gerade passiert, weil 
es so fernab ist von dem, was wir uns in Deutschland für 
das 21. Jahrhundert ausmalen konnten. Aber die Lage ist, 
wie sie ist. Wir sind massiv bedroht, auch hier in Deutsch-
land.

Aber, liebe Union, Sie haben auch unrecht; denn das, 
was Sie in Ihrem Antrag fordern, setzen wir zu einem sehr 
großen Teil schon um: im Ramstein-Format, in der EU, in 
Deutschland. Deswegen lehnen wir diesen Antrag ab und 
arbeiten weiter daran, dass Putin den Krieg gegen die 
Ukraine verliert und keine weiteren zu beginnen wagt.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Alexander Müller für die FDP-Fraktion ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alexander Müller (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Deutschland leistet enorm viel für die Solidarität mit 
der Ukraine. Das sollten wir aufhören kleinzureden. Sol-
che Anträge erwecken hier einen ganz falschen Eindruck. 
Deutschland ist mit Abstand der größte Unterstützer der 
Ukraine in der EU. Das gilt sowohl für humanitäre Hilfe, 
das gilt für finanzielle Hilfe, aber es gilt auch für Waffen-
lieferungen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wir haben gerade den Haushalt 2024 auf den Weg ge-
bracht. Dort steigern wir die Hilfe von 4 auf fast 7,5 Mil-
liarden Euro; das ist fast eine Verdoppelung.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Einer muss die 
amerikanischen Waffen bezahlen!)

Wenn wir hier im Hause von den radikaleren Kräften 
hören, wir tun zu viel, und von der verfassungstreuen 
Opposition hören, wir tun zu wenig, dann sind wir, glaube 
ich, auf einem guten Mittelweg, auf einem klugen Weg, 
und den werden wir auch weiter beschreiten.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Henning Otte [CDU/CSU]: Ojeo-
je!)

Die größte Verbesserung für die Ukraine, wenn man es 
sich realistisch anschaut, wäre, wenn europäische 
Schwesterparteien der Union mal aufhören würden, ihren 
Widerstand aufrechtzuerhalten. Deswegen, liebe Union: 
Bevor Sie hier mit solchen Anträgen ins Mikromanage-
ment gehen, überzeugen Sie doch erst mal Ihre Schwes-
terparteien, mit deren Hilfe Sie Ihre Kommissionsprä-
sidentin ins Amt gehievt haben, dass die endlich ihre 
Unterstützung leisten und ihren Widerstand aufgeben! 
Dann wäre schon eine ganze Menge gewonnen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Henning Otte [CDU/CSU]: Sie verste-
cken sich hinter deren Verantwortung!)

Aber kommen wir zu Ihren Ideen. Sie fordern in Ihren 
Punkten zum Beispiel den Vorrang von nationaler Be-
schaffung bei militärischer Beschaffung und weniger Eu-
ropa, jetzt also nationale Beschaffung. Das heißt: Das ist 
das Ende zum Beispiel des Škoda Octavia bei BwFuhr-
park; das ist das Aus für die spanischen Artilleriegrana-
ten, die wir so dringend brauchen; und Sie müssen den 
Soldatinnen und Soldaten erklären, warum auf dem Spei-
seplan in Zukunft keine belgischen Pommes, keine fran-
zösischen Käsegerichte oder italienischen Nudeln mehr 
draufstehen.

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Mikromanage-
ment!)

Wir haben das Ziel, für die Bundeswehr die beste Ausrüs-
tung zu niedrigsten Kosten zu beschaffen. Aber wer sich 
selbst das Angebot an Material verengt, verringert, der 
wird dieses Ziel nie erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Jetzt kommen wir zu Ihren anderen Vorschlägen. Sie 
haben zum Beispiel unter Punkt 8 eine „Initiative zur 
Schaffung zusätzlicher Munitionsproduktionsstätten“ ge-
fordert. Also der Staat soll jetzt die Produktionsstätten 
schaffen, nach dem Vorbild des BER, am besten mit 
Jahren Verzögerung und einer Kostenexplosion. Das 
kann doch nicht wirklich Ihre Vorstellung sein!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Zuruf des 
Abg. Henning Otte [CDU/CSU])

Dann fordern Sie unter Punkt 5 einen „Gesamtplan für 
die Munitionsbeschaffung …, der … den Bedarfen … 
konkrete Produktion und Lieferung gegenüberstellt“, 
also die reine Planwirtschaft. Sie wollen also so eine 
Art VEB Ernst-Thälmann-Munitionskombinat mit Fünf-
jahresplan und jährlicher Kür des sozialistischen Helden 
der Arbeit.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP)

Das bringt Ihnen Sympathie aufseiten der Linken und von 
den Wagenknechten; aber damit haben Sie immer noch 
keine Mehrheit, und das wird hier keine Lösung sein.
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Sie fordern Abbau der Bürokratie in der Beschaffung. 
Das ist eine gute Idee; aber warum nur für drei Jahre? 
Warum denn befristen? Wir haben mit dem Bundeswehr-
beschaffungsbeschleunigungsgesetz den Turbo in der Be-
schaffung eingelegt.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Sie fangen ja nicht 
mal an damit!)

Wir haben mit den Bürokratieabbaugesetzen von Bun-
desjustizminister Buschmann dauerhaft die Bürokratie 
abgebaut.

Wo ist denn in Ihrem Papier der klare Verzicht zum 
Beispiel auf die soziale Taxonomie? Das, was Frau von 
der Leyen da erfindet, dass die Rüstungs- und Verteidi-
gungsindustrie auf einmal schädlich ist, dass sie von Ban-
ken keinen Kredit mehr kriegt, das würde in so ein Papier 
reingehören.

Wo ist die Reduzierung der Belastung der Industrie 
durch das EU-Lieferkettengesetz? Durch Ihr Lieferket-
tengesetz aus der letzten Legislatur und das Von-der- 
Leyen-Gesetz zu den Lieferketten haben Heerscharen in 
den Unternehmen Belastungen mit dem Nachweis der 
Lieferketten. Das belastet die. Wenn Sie ständig mit 
freundlichen Grüßen von Frau von der Leyen Knüppel 
zwischen die Beine der Verteidigungsindustrie werfen, 
dann wird das nichts.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Zuruf des Abg. Henning Otte [CDU/ 
CSU])

Also: Wenn wir die größere Kapazität in der Produk-
tion haben wollen, marktwirtschaftlich, ohne Bürokratie, 
ohne Subventionen, dann geht das mit anderen Mitteln. 
Das geht zum Beispiel mit dem Wachstumschancenge-
setz, das wir als Regierung auf den Weg gebracht haben. 
Sie blockieren es derzeit noch im Bundesrat. Doch das 
ist eine echte Unterstützung für die Firmen, die denen 
hilft. Das geht mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz, 
das jungen, innovativen Start-ups endlich Kapital gibt; 
und davon gibt es viele in der Verteidigungsindustrie. 
Das sind konkrete Maßnahmen, mit denen wir vorwärts-
kommen, mit denen wir die Rüstungsproduktion erhöhen 
können, mit denen wir die Ukraine stärker unterstützen 
können, aber nicht mit Ihrem Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Tobias Winkler von der Unionsfraktion ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Während der drei Minuten meiner Redezeit 
werden von russischen Truppen etwa 200 Schuss Artil-
leriemunition auf ukrainische Soldaten abgefeuert, mehr 
als ein Schuss pro Sekunde. Im gleichen Zeitraum wer-
den in der gesamten Europäischen Union noch nicht ein-

mal zwei Geschosse produziert. Diese Zahlen sind keine 
abstrakte Statistik; hier geht es um Leben und Tod. Diese 
Zahlen zeigen, wie groß mittlerweile die Diskrepanz bei 
der Materialversorgung ist. Und dennoch verteidigen die 
ukrainischen Soldatinnen und Soldaten tapfer ihr Land 
und unser Europa.

Die Verteidigungsminister haben vor zehn Monaten, 
im März 2023, versprochen, binnen eines Jahres 1 Million 
Stück Artilleriemunition an die Ukraine zu liefern. Es 
bleiben noch zwei Monate, und wir sind noch nicht ein-
mal bei der Hälfte angelangt.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Tja, das ist die 
Wahrheit!)

Bei den Gründen für die Nichtlieferung von Taurus- 
Marschflugkörpern bleibt uns der Bundeskanzler bis 
heute die Antwort schuldig; das ist traurig genug, aber 
jetzt sprechen wir von einfacher 155-Millimeter-Artil-
leriemunition.

(Johannes Arlt [SPD]: Das ist nicht einfach in 
der Produktion!)

Wenn wir nachfragen, dann heißt es, die Industrie habe 
nicht genug Kapazitäten. Das ist falsch! Die Kapazitäten 
wurden seitens der Rüstungshersteller bereits erhöht, 
selbst ohne Bestellungen und ohne feste Abnahmegaran-
tien. Dann heißt es, die Mitgliedstaaten füllten zunächst 
ihre eigenen Bestände auf und lieferten deshalb zu wenig. 
Auch das ist falsch! Schauen Sie die Bestände der Bun-
deswehr an; die sind nach wie vor besorgniserregend 
niedrig. Dann hieß es, wir bräuchten neue Rahmenver-
träge und das würde dauern. Auch falsch! Die bestehen-
den Rahmenverträge sind bei Weitem noch nicht aus-
geschöpft. Und der Verweis darauf, dass kein Geld da 
wäre oder die Haushaltsordnung im Wege stünde, ist 
genauso vorgeschoben. Geld ist genug da; aber es wird 
einfach nicht bestellt.

Auch in Europa liegen wir weit zurück. Um es tech-
nisch zu erläutern: Wenn wir uns anschauen, was wir uns 
aus dem europäischen Three-Track Plan zurückholen, 
dann stellen wir fest, dass es in der ersten Tranche gerade 
einmal 10 Prozent sind. Dabei wäre die Munitionsbe-
schaffung eine ideale Gelegenheit, um unsere Kräfte in 
der Europäischen Union zu bündeln.

Herr Kollege Müller, weil Sie den europäischen An-
satz anzweifeln: Die Europäische Verteidigungsagentur 
steht bereit; wir sind es, die nicht bereitstehen.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Das ist doch Un-
sinn! – Gegenruf von der CDU/CSU: Das ist 
genau so!)

Der Bundesverteidigungsminister ist heute genau ein 
Jahr im Amt. Wir hoffen, dass er seine exzellenten Kon-
takte nach Frankreich nutzt. Deutschland muss hier vo-
rangehen.

(Zurufe der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Es ist die Stunde für Architekten eines wehrhaften 
Europas. Lassen wir die Ukraine nicht im Stich! Nehmen 
wir unsere Verantwortung für Frieden, Freiheit und Si-
cherheit in Europa endlich in die eigene Hand!
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Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion ist der nächste Redner Johannes 

Arlt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Johannes Arlt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Frau Wehrbeauftragte! Liebe Union, ich 
verstehe ja den Impuls, als Opposition die Regierung auf 
dem Gebiet der Verteidigungspolitik immer mal wieder 
vor sich herzutreiben. Das haben Sie am Mittwoch pro-
biert mit einer Abstimmung zu Taurus, sind da leider 
gescheitert.

(Serap Güler [CDU/CSU]: Ihr seid geschei-
tert! – Henning Otte [CDU/CSU]: Ihr zeigt 
keine Verantwortung!)

Mit diesem Antrag probieren Sie jetzt, ein bisschen 
Kompetenz im Bereich der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik zu zeigen, in einem Bereich, in dem wir 
versuchen müssen, nach 16 Jahren Unionsverteidigungs-
minister

(Serap Güler [CDU/CSU]: Das ist echt aus-
gelutscht!)

aus einem Scherbenhaufen eine Industrie zu formen, die 
funktionsfähig und skalierbar ist. Aber in Ihrem Antrag 
bleibt es bei einem Versuch. Denn Ihr Antrag ist eine 
Mischung aus richtigen und falschen, aus widersprüchli-
chen und bereits erledigten Punkten.

Richtig ist, dass die deutsche und europäische Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie mit langfristigen Lie-
ferverträgen und Exportverlässlichkeit gestärkt werden 
muss; die Kollegin Nanni und der Kollege Müller sind 
darauf eingegangen. Falsch aber ist, dass wir die Aus-
rüstungslücken bei der Bundeswehr einfach durch Nach-
beschaffung schließen können, wie Sie in der Forderung 
4 suggerieren.

Die Beschaffung oder die Bestellung ist ja gar nicht das 
Problem, sondern die Produktion und die Lieferung. Sie 
müssen deshalb endlich aufhören, den Eindruck zu er-
wecken, dass Beschaffung wie bei Amazon funktioniert: 
einmal klick – in den Warenkorb; noch einmal klick – 
morgen geliefert. So geht es einfach nicht.

(Beifall der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] – Henning Otte [CDU/CSU]: 
Nee?)

So ist es auch bei Taurus. Denn Taurus wird derzeit nicht 
produziert, da wir in den letzten Jahrzehnten eben nur 
lose bestellt und keine Abnahmegarantien gegeben ha-
ben.

Widersprüchlich wird es, wenn Sie in der Forderung 6 
meinen, man müsse doch die Beschaffung für die Bun-
deswehr unverzüglich durchführen, wo Sie doch vorher 
feststellen, dass es keine Kapazitäten gibt. Bereits erle-
digt sind Ihre Forderungen 11 und 12.

Aber ich bin Ihnen dankbar für Ihren Antrag, liebe 
Union. Denn wir sprechen über ein zentrales Thema, 
das für den Wiederaufbau der Verteidigungsfähigkeit 
von wichtiger Bedeutung ist. Wie aber können wir denn 
unsere Sicherheits- und Verteidigungsindustrie resilienter 
machen und nachhaltig stärken, und zwar, ohne einen 
Zielkonflikt zu produzieren, sodass wir einerseits die 
Ausrüstung der Bundeswehr sicherstellen und anderer-
seits langfristig die Ukraine unterstützen? Das können 
wir in drei Schritten:

Erstens müssen die Voraussetzungen stimmen, und 
Voraussetzung ist die industriepolitische Steuerung. Mei-
ner Ansicht nach soll diese Steuerung auch dem BMVg 
übertragen werden, und zwar mit offiziellem Auftrag. 
Grundlage dafür bildet die Definition des deutschen 
und europäischen Fähigkeitsanspruchs in den Divisionen 
Land, Luft und See. Da sind andere Länder besser; die 
haben eine bessere industriepolitische Koordinierung, als 
wir das traditionell haben.

So brauchen wir eine langfristige und legislaturperio-
denübergreifende Verteidigungsplanung. Strategische 
Beschaffung muss auf fünf bis zehn Jahre geplant wer-
den, auch wenn das spätere Bundesregierungen binden 
sollte.

(Beifall bei der SPD)

Diese Pläne sollten auch von einer breiten parlamentari-
schen Mehrheit gebilligt werden. Dies versetzt dann die 
Industrie in die Lage, mit Abnahmegarantien Produkti-
onsstraßen über einen langen Zeitraum hinweg aufrecht-
zuerhalten, Personal einzustellen. Ja, vielleicht wäre es an 
der Zeit, hier im Hause auch mal über ein Bundeswehr-
planungsgesetz zu sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Schließlich braucht es Planungssicherheit. Mit dem 
Sondervermögen, vor allen Dingen aber mit dem Be-
schluss, dauerhaft mindestens 2 Prozent für Verteidigung 
aufzubringen, schaffen wir die benötigte finanzielle Pla-
nungssicherheit für die Industrie.

Zweitens brauchen wir aber auch Verlässlichkeit und 
Koordinierung. Für unsere europäischen Wertepartner 
müssen wir bei Gemeinschaftsprojekten ein berechen-
barer und verlässlicher Partner sein.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Einfach mal ma-
chen!)

Das heißt auch: administrativ schnellere Bearbeitung von 
Exportanträgen. Und da sind wir besser geworden in den 
letzten Monaten.

Zudem ist Koordinierung elementar; auch die Union 
hat es ja angesprochen. Deutschland sollte sich für euro-
päische Koproduktionen im Common Design stark-
machen und auch die Beschaffung über den EDF ver-
stärken. In viel, viel mehr Projekten müssen wir als 
Deutschland die Führungsrolle übernehmen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Henning Otte [CDU/CSU]: Na dann 
mal los!)

– Gerne.
Aber auch pragmatische Kooperationen wie ESSI sind 

ein Erfolgsfaktor für hohe Interoperabilität und schnelle 
Beschaffung. Kooperationen führen zu sinkenden Kos-
ten. Und wir sollten auch im Landsystembereich über 
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften zur Produktion 
von Plattformen nachdenken und die Versionenanzahl 
nachhaltig reduzieren. Denn – Sie wissen es alle – Süd-
korea drängt mit Plattformen auf den Markt, macht euro-
päischen Herstellern Konkurrenz. Dagegen müssen wir 
uns wappnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Philip Krämer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Alexander Müller [FDP])

Drittens bedarf es mehr Forschung. Unseren Techno-
logievorsprung, insbesondere bei unseren nationalen 
Schlüsseltechnologien, können wir nur durch mehr For-
schung halten. Auch hier können wir bestehende EU- 
Programme wie den EDF noch besser nutzen.

Jetzt vielleicht noch ein Wort zu Herrn Wadephul. Er 
hat heute Morgen im Deutschlandfunk den Minister da- 
für gelobt, dass er Dinge so klar anspricht, hat aber ande-
rerseits dem Minister vorgeworfen, er wäre gescheitert 
– nach einem Jahr im Amt! –, und zwar damit, die Be-
schaffung zu beschleunigen. Also, ich kann nur sagen: 
52 25-Millionen-Vorlagen in diesem Jahr in der Beschaf-
fung, das hatten wir im Verteidigungsausschuss, glaube 
ich, lange nicht mehr. Im nächsten Jahr sind 119 Vorlagen 
geplant. Was wünschen Sie sich denn, Herr Otte, Herr 
Wadephul, was wir da noch verbessern?

(Henning Otte [CDU/CSU]: Dass Sie mal eine 
ordentliche Regierungspolitik machen, das 
wünschen wir uns!)

Wir sind für Vorschläge offen. Also, nach einem Jahr zu 
sagen, ein so beliebter Minister, der so tatkräftig ans 
Werk geht, wäre gescheitert, das ist einfach nur lächer-
lich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Zuruf von der SPD: Reine Propa-
ganda ist das!)

Mit dem anspruchsvollen und kohärenten Programm, 
das ich gerade vorgestellt habe – bessere Planung, Ver-
lässlichkeit und Setzen auf Forschung –, können wir die 
Industrie nachhaltig stärken und auch die Ukraine damit 
nachhaltig unterstützen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Philip 

Krämer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Philip Krämer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftrag-

te! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Lage in der 
Ukraine ist ernst. Russische Terrorattacken auf zivile In-
frastruktur, auf Zivilistinnen und Zivilisten haben wieder 
zugenommen. Allein gestern gab es über 100 versuchte 
Angriffe und damit deutlich mehr als zuletzt. Auch jetzt, 
in diesem Moment, verstärken russische Bodentruppen 
ihre Angriffe im Osten und im Süden der Ukraine.

Der Mut der Ukraine ist weiterhin ungebrochen. Ob 
wir aber diesem Mut gerecht werden, das müssen wir in 
diesen Tagen unter Beweis stellen. Gelingt es uns, die 
Ukraine langfristig in die Lage zu versetzen, sich gegen 
die russische Aggression zu behaupten und diese zurück-
zuschlagen? Oder wird die ukrainische Staatlichkeit wei-
ter in Gefahr sein?

Der vorliegende Antrag der Unionsfraktion, über den 
wir heute beraten, ist tatsächlich diskussionswürdig. Er 
spricht Versäumnisse an, die es in Deutschland gegeben 
hat und gibt. Und ich kann Teilen durchaus zustimmen, 
auch wenn wir daran größtenteils bereits arbeiten.

Ich möchte aber mal auf einen Twitterpost Ihres Frak-
tions- und Parteivorsitzenden Friedrich Merz von gestern 
kommen – Zitat –:

„Die Ampel setzt regelmäßig Gesetze im Deutschen 
Bundestag durch, die von einer klaren Mehrheit der 
Bevölkerung rundheraus abgelehnt werden.“

(Zurufe von der AfD)
Jetzt frage ich mal Sie als Unionsfraktion: Was heißt das 
denn konkret? Richten wir unsere Solidarität mit Israel 
und der Ukraine ab jetzt an Mehrheiten in diesem Land 
aus? Hetzen deshalb Ihre Vorderen in regelmäßigen Ab-
ständen gegen ukrainische Flüchtlinge, weil aktuell mit 
dem Thema Migration anscheinend Mehrheiten in die-
sem Land erzielt werden können?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nicht alles in ei-
nen Topf werfen!)

Ich glaube, das ist ein Ansatz, der durchaus noch mal 
überdacht werden muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der AfD)

– Na ja, dass Sie kein Problem damit haben, wenn die 
russische Armee möglicherweise auch die Bundeswehr 
bedroht,

(Zurufe von der AfD)
kann ich durchaus nachvollziehen, weil Ihre Leute ja in 
Teilen nicht mal mehr die Uniform tragen dürfen und 
dementsprechend nicht im Verteidigungskampf mit ein-
bezogen werden.

(Zuruf von der AfD: Unvorstellbar!)
Wir als Demokratinnen und Demokraten haben doch 

die Aufgabe, für die Zeitenwende zu werben und gleich-
zeitig unsere Gesellschaft zusammenzuhalten. Der An-
griff Russlands ist wie der Angriff der Hamas auf Israel 
ein Angriff auf das Konzept freier, demokratischer 
Rechtsstaatlichkeit.
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Viele Bürgerinnen und Bürger verstehen die Zeiten-
wende als Nullsummenspiel zwischen Wohlstand in 
Deutschland und Selbstverteidigung der Ukraine gegen 
russische Aggression. Auch wenn eine Niederlage der 
Ukraine noch verheerendere Folgen für unseren Wohl-
stand hätte, auf die Sorgen der Menschen brauchen wir 
eine gemeinsame demokratische Antwort.

Wir müssen die Bedarfe der Bundeswehr an Szenarien 
und möglichen Aufträgen ausrichten und die Beschaf-
fung beschleunigen. Wir müssen in unseren Wahlkreisen 
und in unseren Parteien auf allen Ebenen dafür werben, 
die Niederlage der Ukraine zu verhindern. Und wir müs-
sen noch geschlossener mit unseren europäischen Part-
nern zusammenarbeiten. Wir können uns bei rudimentä-
ren Produkten wie Munition keine Verteilungskämpfe 
und Alleingänge mehr leisten. Hier geht es um unsere 
gemeinsame Sicherheit.

Entscheidend für die Zeitenwende ist aber, dass wir es 
schaffen, als Demokratinnen und Demokraten gemein-
sam an ihrem Erfolg zu arbeiten. Dazu gehört auch, alte 
Überzeugungen zu überwinden und die globale Sicher-
heitskrise als das zu begreifen, was sie ist: existenziell. 
Ein gemeinsamer Antrag zur Lieferung von Taurus wäre 
hier ein lohnenswerter Anfang.

(Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Wir sind 
dabei! – Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Sofort!)

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und nun hat das Wort die fraktionslose Abgeordnete 

Kathrin Vogler.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Kathrin Vogler (fraktionslos):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Union gibt sich ja heute wieder als Lobby für Groß-
konzerne,

(Nina Warken [CDU/CSU]: Ja, und Sie? 
Lobby für Russland, oder was?)

und dabei sorgt sie sich vor allem um einen Industrie-
zweig in Deutschland, der in den letzten zwei Jahren 
nun wirklich überhaupt gar keine Sorgen hatte: die Rüs-
tungsindustrie. Zum Beispiel Rheinmetall:

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sponsert die Grü-
nen! – Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Mal 
'ne andere Schallplatte! Da geht es um Men-
schenleben in der Ukraine!)

Allein dieses Unternehmen kann fast jeden Monat über 
neue Aufträge für Munition im Wert von mehreren Hun-
dert Millionen Euro jubeln, und da sind die ganzen Waf-
fensysteme noch nicht mal dabei. Kein Wunder, dass die 
Aktie von Rheinmetall ihren Wert seit dem russischen 
Überfall auf die Ukraine verdreifacht hat.

Ihr Antrag hätte heißen können: Profite schaffen durch 
immer mehr Waffen. – Sie wollen einer Branche, die vor 
lauter Umsatz nicht mehr mit dem Investieren nach-
kommt, nun auch noch zusätzliche Steuergelder hinter-
herwerfen, selbstverständlich immer „im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel“. Was das bedeu-
tet, sagen Sie allerdings nicht offen. Aber weil Sie ja mit 
Ihrer Verfassungsklage zur Schuldenbremse nicht ganz 
unschuldig an der Haushaltskrise der Ampel sind,

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Verfas-
sungswidriger Haushalt!)

müssten Sie doch wissen, dass Ihre Forderungen nur er-
füllt werden können, wenn bei Kindern, Familien, Rent-
nerinnen und Rentnern oder auch der Landwirtschaft 
noch mehr gekürzt wird. Und ich sage Ihnen ganz klar: 
Bei dieser Wahnsinnspolitik macht Die Linke nicht mit.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten – 
Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Die gibt es ja gar nicht mehr!)

Die Linke macht nämlich Politik nicht für die Aktio-
näre von Rüstungsunternehmen, sondern für die Men-
schen.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Das erzählen Sie 
mal den Ukrainern! – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Verluste sind 
auch enorm, Frau Vogler!)

Und ich fände es extrem sinnvoll, auf die exorbitanten 
Kriegsgewinne eine Übergewinnsteuer zu erheben und 
damit den sozialen Zusammenhalt in unserem Land zu 
fördern, statt überall zu kürzen.

Danke schön.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und der letzte Redner in der Debatte ist für die Unions-

fraktion der Kollege Dr. Norbert Röttgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Ukraine verteidigt sich und verteidigt 
Europa gegen den verbrecherischen Krieg Wladimir 
Putins, und dabei verbraucht sie – das ist eine Banalität – 
Munition. Und daraus folgt, dass die Ukraine für die 
nachhaltige, verlässliche Lieferung von Munition auf 
den Westen, auf Europa, auf Deutschland angewiesen 
ist. Und der ebenso einfache und beschämende Sachver-
halt ist, dass die Bundesregierung genau das nicht hin-
kriegt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Joe 
Weingarten [SPD]: Was für ein Unsinn!)

Sie liefern die Munition nicht. Das sind die Fakten.
Zum Beispiel hat die Europäische Union im März des 

letzten Jahres beschlossen, innerhalb eines Jahres 1 Mil-
lion Schuss Artilleriemunition zu liefern. Bislang sind 
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nicht 1 Million, sondern etwas über 300 000 Schuss ge-
liefert worden. Auch die Bundesregierung hat an dieser 
Stelle versagt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Joe 
Weingarten [SPD]: Erzählen Sie das doch mal 
Frau von der Leyen!)

Sie hat versagt. Das sind die Fakten.
Und diese Fakten haben militärische und damit poli-

tische Konsequenzen. Die militärische Konsequenz ist, 
dass wir inzwischen einen Stellungskrieg haben, einen 
Abnutzungskrieg, eine inzwischen fünffache Muni-
tionsüberlegenheit Russlands gegenüber der Ukraine. 
Der „Economist“ schätzt, dass Russland ungefähr 
10 000 Schuss pro Tag verschießt, aber die Ukraine nur 
noch 2 000 zur Verfügung hat. Das führt zu einem Ab-
nutzungskrieg. Das führt dazu, dass inzwischen die mi-
litärische Dynamik wieder von der Ukraine auf Russland 
übergeht.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Sie waren doch 
auch Mitglied der Bundesregierung, als das 
alles hier runtergefahren wurde! Wo waren 
Sie denn da?)

Mit allen Konsequenzen, meine Damen und Herren! Sie 
müssen wissen, was das heißt. Und über diesen Sachver-
halt, dass Munition verbraucht wird, in seiner ganzen 
Banalität und Vorhersehbarkeit, darüber reden wir seit 
anderthalb Jahren.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Seit zehn Jahren! 
Wo waren Sie denn da?)

Und Sie treffen keine Entscheidungen, die bewirken, dass 
Deutschland seiner Pflicht nachkommt, dass Deutschland 
dem eigenen Anspruch nachkommt,

(Zuruf von der SPD)

an der Seite der Ukraine zu stehen. Wenn das nur Gerede 
ist, dann ist es nichts wert. Es muss durch Entscheidungen 
und Handeln belegt werden, meine Damen und Herren. 
Das ist das Entscheidende!

(Beifall bei der CDU/CSU – Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wen wollen 
Sie denn für blöd verkaufen?)

Wir haben in dieser Woche über Taurus gesprochen. 
Die Nichtlieferung von Taurus ist auf eine Mischung von 
Unwilligkeit der SPD und des Bundeskanzlers und auf 
mangelndes Rückgrat der Liberalen und der Grünen zu-
rückzuführen. Ich hoffe, das ändert sich noch einmal.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das liegt im Bereich der exekutiven Eigenver-
antwortung, Herr Röttgen! Das könnten Sie 
wissen!)

Sie haben ja in dieser Woche gegen Ihre Überzeugung 
gestimmt. Ich hoffe, Sie kommen noch dazu, einmal für 
Ihre Überzeugung zu stimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Exekutivhan-
deln! Rüstungsexporte!)

Dass Sie die Munition nicht liefern, das ist nach meiner 
Einschätzung nicht Unwilligkeit. Ich nehme Ihnen das 
ab, Sie wollen natürlich auch an der Seite der Ukraine 
stehen. Aber es zeugt von bürokratischer Verwaltungs-
unfähigkeit der Bundesregierung. Wir haben es doch in 
den Ausschüssen in dieser Woche gehört. Es war ja zum 
Erbarmen, als beschrieben wurde, welche Verwaltungs-
schwierigkeiten entstehen. Meine Damen und Herren, 
das ist ein Sachverhalt, der seit anderthalb Jahren bekannt 
ist. Wir drängen Sie: Treffen Sie die Entscheidungen! 
Sagen Sie der Industrie, wir geben Abnahmegarantien! 
Dann wird produziert.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Wo waren Sie 
denn in den letzten zehn Jahren? –Zuruf des 
Abg. Johannes Arlt [SPD])

Selbst das bisschen, was Sie geliefert haben, haben Sie 
aus den Vorräten der Bundeswehr geliefert. Wir brauchen 
neue Produktion, verlässliche Produktionskapazitäten.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: Dann machen Sie 
doch mal was in Nordrhein-Westfalen! Das ist 
doch Talkshow-Geschwätz hier! – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Treffen Sie endlich diese Entscheidungen. Es hat histori-
sche Dimensionen, wenn Sie die Ukraine im Stich lassen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir haben überhaupt niemanden im Stich ge-
lassen, Herr Röttgen! Das wissen Sie ganz ge-
nau!)

Es sind auch unsere Interessen. Es geht um Sicherheit und 
Frieden in Europa, und diese Munitionsfrage hat dafür 
entscheidende Bedeutung. Nehmen Sie endlich Ihre Ver-
antwortung wahr!

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Joe 
Weingarten [SPD]: Dann machen Sie doch 
mal was in Nordrhein-Westfalen! Zehn Jahre 
schöne Worte ohne Handlungen! – Philip 
Krämer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Po-
pulismus!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/10064 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keine 
weiteren Überweisungsvorschläge. Dann verfahren wir 
so. Vielen Dank.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
möchte ich Ihnen das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung – 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Staats-
angehörigkeitsrechts – bekannt geben: 

Abgegebene Stimmkarten 639. Mit Ja haben gestimmt 
382, mit Nein haben gestimmt 234. Enthaltungen gab es 
23. Der Gesetzentwurf ist damit angenommen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 148. Sitzung. Berlin, Freitag, den 19. Januar 2024                                 18946 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Norbert Röttgen 



Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            639;
davon

ja:                                      382
nein:                                  234
enthalten:                            23

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig

Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik

Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ana-Maria Trasnea
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke

Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Tessa Ganserer
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn 

(Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
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Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr.-Ing. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Saskia Weishaupt
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus

Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski-Merten
Nils Gründer
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Bernd Reuther
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Jens Teutrine

Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm
Dr. Volker Wissing

Fraktionslos
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Sevim Dağdelen
Klaus Ernst
Christian Görke
Dr. Gregor Gysi
Andrej Hunko
Jan Korte
Zaklin Nastic
Jessica Tatti
Alexander Ulrich

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Peter Aumer
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Simone Borchardt
Dr. Reinhard Brandl
Sebastian Brehm
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens

Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik 

Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Stephan Mayer 

(Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
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Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Christiane Schenderlein
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Jens Spahn
Dr. Wolfgang Stefinger
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Diana Stöcker
Stephan Stracke

Max Straubinger
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak

FDP
Dr. Volker Redder
Linda Teuteberg

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
René Bochmann
Peter Boehringer
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl

Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Martin Hess
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
Beatrix von Storch

Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Fraktionslos

Robert Farle
Matthias Helferich
Johannes Huber

Enthalten
FDP

Katja Adler
Karlheinz Busen
Dr. Christoph Hoffmann
Wolfgang Kubicki
Christian Sauter
Gerald Ullrich

Fraktionslos

Gökay Akbulut
Clara Bünger
Anke Domscheit-Berg
Dr. André Hahn
Ina Latendorf
Caren Lay
Ralph Lenkert
Dr. Gesine Lötzsch
Pascal Meiser
Petra Pau
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Kathrin Vogler
Janine Wissler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 34:
Beratung des Antrags der Abgeordneten Peter 
Boehringer, Dr. Harald Weyel, Jochen Haug, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Keine weiteren Eigenmittel für die Europäi-
sche Union

Drucksache 20/10065
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f) 
Finanzausschuss 

Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Hier ist eine Dauer von 39 Minuten für die Aussprache 
vereinbart. – Ich bitte Sie, entsprechend die Plätze ein-
zunehmen.

Dann eröffne ich die Aussprache. Für die AfD-Frak-
tion hat das Wort Dr. Harald Weyel.

(Beifall bei der AfD)
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Dr. Harald Weyel (AfD):
Frau Präsidentin! Damen und Herren! Die Eigenmittel 

für die Europäische Union sind ein weiteres Leck im 
deutschen Steuersäckel und ein weiterer Einfüllstutzen 
für die EU, was auch immer sie damit betreibt. Es ist 
ein großer Widerspruch, wenn man mit der Einrichtung 
einer neuen Eigenmittelkategorie namens „Befristete Ei-
genmittel auf Grundlage von Statistiken zu Unterneh-
mensgewinnen“ eine angemessene langfristige Finanzie-
rung des EU-Haushalts erreichen möchte. Alles, was mit 
irgendwelchen Begründungen wie Griechenland-Krise, 
Finanzkrise und Eurokrise auf Zeit eingeführt worden 
war – wir haben es beim EFSF und beim ESM erlebt –, 
wurde verstetigt, in der Summe erhöht, und nichts ande-
res ist auch hier zu erwarten.

Ohnehin müsste man mal an diese Begrifflichkeit he-
rangehen; denn der Begriff „Eigenmittel“ suggeriert, dass 
etwas selbst erwirtschaftet würde und der EU von Ver-
trags wegen zustände. Diese Eigenmittel kommen aber 
von anderen Leuten.

Im Kern geht es um die Zuweisung der Mitgliedstaa-
ten, ob das jetzt die Zolleinnahmen, die Zuckerabgaben 
oder Agrarabschöpfungen sind, die am Anfang ausge-
reicht haben, als der Anteil der Agrarausgaben im Haus-
halt in den 70er-Jahren nahezu bei 100 Prozent lag. Spä-
ter kam der Anteil der Mehrwertsteuer und schließlich 
der Anteil auf Basis des Nationaleinkommens hinzu, die 
das Säckel füllten und den EU-Haushalt im Rahmen des 
Mehrjährigen Finanzrahmens mittlerweile auf über 1 Bil-
lion Euro, für die sieben Jahre, haben angewachsen las-
sen.

Der EU-Haushalt hat sich durch den Eigenmittelbe-
schluss 2020 mit den 750 Milliarden Euro zu Preisen 
von 2018 – wir reden heute eigentlich von 800 Milliarden 
Euro – nahezu verdoppelt. Man gibt aber nun nur noch 
etwas mehr als 40 Prozent für Landwirtschaft aus.

Es kann also kann nicht darum gehen, ständig neue 
Kategorien zu entwickeln und bestehende zu verstetigen. 
Gewisse Fässer müssen eben auch mal nicht neu befüllt, 
sondern dichtgemacht werden.

(Beifall bei der AfD)
Eigentlich geht es darum, dafür zu sorgen, dass es bei 

diesem 1 Prozent, auf das man sich einmal geeinigt hatte – 
da kann man sich streiten, ob das jetzt vom Nationalein-
kommen eher brutto oder netto sein sollte –, das für 
fragwürdigste Dinge verausgabt wird, bleibt.

Insbesondere der Corona-Wiederaufbaufonds zeigt 
uns, dass wir es mit etwas anderem als einem permanen-
ten Marshallplan zu tun haben. Der große Unterschied ist 
ja, dass der Marshallplan, der anfängliche Transfer, nach 
vier Jahren beendet war und auch zurückgezahlt wurde. 
Ganz anders ist es bei den EU-Fonds, wie auch immer sie 
sich nennen; da wird nichts zurückgezahlt.

Wird es denn wenigstens vernünftig investiert? Ich 
meine: In der Landwirtschaft schon mal eher weniger. 
Bei anderen Sachen sehen wir, dass das eigentlich noch 
fragwürdiger ist. Alles, was mit den schönen Begriffen 
„Kohäsion“ etc. daherkommt, kann eigentlich schon 
in einem einzelnen Land nicht wirklich hergestellt wer-
den. Es kann keine Einkommensgleichheit zwischen 

Norddeutschland, Ostdeutschland und Süddeutschland 
geben. Es wurde zwar das Grundgesetz geändert; es 
wird die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse inner-
halb Deutschlands angestrebt. Die nationalen Verhält-
nisse sind jedoch inhomogen. Anders kann es auch in 
der EU nicht sein.

Die Gelder belaufen sich mittlerweile auf eine Summe, 
die dem entspricht, was die Welt als Weltentwicklungs-
hilfe bekommt. Das sind 150 Milliarden Dollar, zu denen 
die Mittel für die NGOs kommen. Das sind dann über 
200 Milliarden. Ein normaler EU-Haushalt umfasst 
150 Milliarden Euro. Wird das Geld vernünftig ausgege-
ben? Nein. Das alte Geld wird nicht vernünftig ausgege-
ben; das neue erst recht nicht.

(Markus Töns [SPD]: Das wissen Sie woher?)
Im Sondervotum von Richter Müller, ehemals Minis-

terpräsident und Richter am Bundesverfassungsgericht, 
wird klar moniert, dass hier die Struktur des Haushalts 
verändert wird. Es kann also nicht darum gehen, sich 
neue Eigenmittel und Kategorien auszudenken. Vielmehr 
geht es hier um ein klares Nein und ein Zurückfahren, 
eine substanzielle Verringerung des bestehenden EU- 
Haushalts.

Das Zahlenspiel sieht für Deutschland so aus: Neh- 
men wir uns mal den Punkt „Agrarsubventionen“ bzw. 
„Agrarpolitik in die nationale Verantwortung zurückfüh-
ren“ heraus. Wir zahlen 40 Milliarden Euro nach Brüssel, 
bekommen etwa die Hälfte zurück. Und wenn davon die 
Hälfte dann eben auch noch für den Agrarbereich aus-
gegeben würde, hätte Deutschland 10 Milliarden Euro 
für seine Bauern und andere Werktätige.

Wenn andere Länder das Gleiche machen würden und 
dabei auch eine sehr viel größere Übersichtlichkeit na-
tional und regional gewährleistet wäre als jetzt, wo das 
zentral über Brüssel läuft, dann wären wir einen gewalti-
gen Schritt weiter. Der erste Schritt ist: weniger Geld, am 
besten gar kein Geld für die falschen Zwecke. Die Aus-
weitung der Eigenmittel ist der falsche Weg. Auch die 
alten Fässer müssen weg.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Harald Weyel (AfD):
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Markus Töns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Markus Töns (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Ja, Geld für richtige Dinge 
ausgeben, daran hätte ich schon viel Spaß, Herr 
Dr. Weyel; aber dann müssten wir beispielsweise auch 
darüber reden, was Sie, Ihre Partei und Ihre Fraktion, 
kriegen. Das gehört bestimmt nicht zu den richtigen Din-
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gen für dieses Land, für die Menschen in diesem Land 
und zu den Dingen, um die Politik in diesem Land besser 
zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Harald Weyel [AfD]: Zum Beispiel die 
Verdopplung der Agrardieselsubvention!)

– Ja, ja, Herr Dr. Weyel.
Die EU braucht dringend neue Eigenmittel. Das ist 

zwingend notwendig; ich sage Ihnen das. NextGenera-
tionEU wurde in der Pandemie beschlossen, übrigens 
auch mit den Stimmen der Union, wenn ich mich richtig 
erinnere. Gültig ist das genauso wie der Haushalt, der 
MFR, von 2021 bis 2027. Da gilt der Dank übrigens 
auch dem damaligen Finanzminister Olaf Scholz, der es 
nämlich geschafft hat, in dieser Pandemie eine Lösung 
für die Schwierigkeiten in der Finanzierung zu erreichen.

Wir stehen seither vor neuen und wachsenden Heraus-
forderungen wie den wachsenden Zinsbelastungen seit 
2022 und 2023 und dem Überfall Russlands auf die 
Ukraine; man muss das alles erwähnen. Wir haben ab 
2026 einen zusätzlichen Bedarf von circa 40 Milliarden 
Euro

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Geben Sie we-
niger aus! Dann haben Sie auch keinen Be-
darf!)

und zwischenzeitlich auch noch höhere Zinsen. Wir ha-
ben also einen enormen Bedarf.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wahnsinn!)

Da immer gesagt wird: „Da wird so viel Geld ausgege-
ben“,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ja!)

muss man vielleicht auch mal sagen: Es sind 1 070 Milli-
arden Euro in sieben Jahren, die die Europäische Union in 
ihrem Mehrjährigen Finanzrahmen zur Verfügung hat; 
jährlich sind das übrigens 155 Milliarden Euro. Zum Ver-
gleich:

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Zum Vergleich: 
Weltentwicklungshilfe! Zum Vergleich: der 
Marshallplan!)

Der Bundeshaushalt umfasst circa 480 Milliarden Euro. 
Baden-Württemberg gibt 63 Milliarden Euro, Bayern 
gibt 74 Milliarden Euro und mein Heimatbundesland 
94 Milliarden Euro im Jahr aus. Wer glaubt, dass wir 
bei 450 Millionen Europäerinnen und Europäern hier zu 
viel Geld ausgeben, der hat nun wirklich den Schuss nicht 
gehört.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Es gibt kein euro-
päisches Volk! Was ist denn das für ein Verrat 
hier an unserer nationalen Souveränität! So 
denken Sie!)

Ganz ehrlich!

Sie lehnen neue Eigenmittel ab. Sie lehnen eine Erhö-
hung des Beitrags Deutschlands ab; das steht in Ihrem 
Antrag. Europa haben Sie anscheinend überhaupt nicht 
verstanden; aber das ist auch ganz normal bei Ihnen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann lösen Sie 
Deutschland doch auf!)

Es braucht entweder neue Eigenmittel oder höhere 
Beiträge Deutschlands – das wollen Sie beides nicht – 
oder Kürzungen. Aber wo wollen Sie denn kürzen? Bei 
Horizon Europa?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Warum haben Sie 
denn kein Geld für die Studenten, kein Geld für 
die Bauern, kein Geld für die Spediteure?)

Wollen Sie bei den Forschungsgeldern für Horizon Eu-
ropa kürzen? Mittlerweile sind die Briten wieder dabei, 
weil sie nämlich ganz genau wissen, dass man moderne 
und zukunftsgerichtete Forschung nur zusammen hinbe-
kommt. National ist das heute gar nicht mehr zu errei-
chen; das wissen Sie ganz genau.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Wollen Sie beim ESF, beim Europäischen Sozialfonds, 
kürzen? Oder: Stichwort „Kohäsion“ – dann geht das 
gegen schwächere Regionen, auch gegen die schwachen 
Regionen in Deutschland.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wir zahlen 
deutlich mehr ein, als wir herausbekommen!)

Da sprechen wir über Regionen wie das Ruhrgebiet oder 
einige Regionen in Ostdeutschland. Sagen Sie den Men-
schen, dass Sie denen das Geld wegnehmen wollen! Sa-
gen Sie es ihnen doch!

Sie haben die Agrarsäule erwähnt. Das ist ja wunder-
bar. Das war eine tolle Berechnung. Sie stimmt vorne und 
hinten nicht, Herr Weyel; das wissen Sie auch. Schauen 
Sie mal nach draußen: Die Bauern waren ja hier und 
haben

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ja, gegen genau 
diese europäische Politik!)

gegen die Kürzungen beim Agrardiesel protestiert; das 
haben wir alle mitbekommen. Da haben wir auch eine 
Lösung gefunden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Welche Lösung?)
Aber ich sage Ihnen noch eines: Wenn Sie bei den Agrar-
subventionen kürzen wollen, um den Haushalt auf euro-
päischer Ebene zu erhalten, dann werden Sie erleben, 
dass den Bauern in Deutschland noch mehr Geld fehlt. 
Und das soll zu einer modernen Landwirtschaft führen? 
Quatsch!

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])
Ernsthaft gesagt: Quatsch!

Ich sage es Ihnen jetzt noch einmal, damit Sie es auch 
wissen: Die vorgeschlagenen neuen Eigenmittel – Sie 
haben manches erwähnt – sind zum Beispiel ein neuer 
Mechanismus zur Direktüberweisung von ETS-Verstei-
gerungserlösen auf ein Konto des EU-Haushalts. Das 
belastet den Bundeshaushalt überhaupt nicht.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 148. Sitzung. Berlin, Freitag, den 19. Januar 2024                                                                                                                                                                                                18951 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Markus Töns 



(Karsten Hilse [AfD]: Natürlich belastet es den 
Bundeshaushalt!)

Stichwort „CBAM“: Das wird im Moment noch nicht 
europaweit angewendet; das soll aber passieren. Das be-
lastet übrigens auch nicht.

„Statistisches Eigenmittel auf Basis von Unterneh-
mensgewinnen“ – das haben Sie erwähnt – ist das beste 
Beispiel; denn damit würden Sie den Bundeshaushalt 
sogar entlasten, weil nämlich eine ganz andere Berech-
nungsgrundlage vorliegt. Im Moment geht es nach dem 
BNE. Dann geht es aber nach einer ganz anderen Berech-
nungsgrundlage, und das entlastet den Bundeshaushalt 
um circa 100 Millionen Euro. Das steht übrigens in einer 
Bundestagsdrucksache; das können Sie sich gerne einmal 
anschauen. Dann wissen Sie genau, wohin das führt.

Ich will mit einem Zitat von Mark Twain zum Schluss 
kommen. Der Mann hat es eigentlich immer ganz gut auf 
den Punkt gebracht: „Das Recht auf Dummheit gehört zur 
Garantie der freien Entfaltung der Persönlichkeit.“ Das 
hat auch jeder;

(Beifall der Abg. Dagmar Andres [SPD])

aber das Recht, diese Dummheit in Politik umzusetzen, 
das haben Sie nicht.

Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Peter Boehringer [AfD]: Absolute Arro-
ganz spricht aus Ihren Worten!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Christoph Ploß von der Unionsfraktion hat nun das 

Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn dieser Antrag der AfD Realität würde, dann gäbe 
es eine große Verlierergruppe in Deutschland, und das 
wären die deutschen Bauern.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nein!)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben die Euro-

päische Union nicht ganz verstanden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Ploß, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus den Reihen der AfD-Fraktion, von Herrn Boehringer?

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Nein, ich habe ja gerade erst einen Satz gesprochen.

(Peter Boehringer [AfD]: Ja, der war schon 
falsch!)

Die AfD war gerade dran. Der Kollege kann am Ende 
gerne eine Kurzintervention machen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das muss immer 
die Präsidentin erlauben!)

Es gäbe eine große Verlierergruppe, und das wären die 
deutschen Bauern. Allein aus diesem Grund werden wir 
Ihren Antrag, werden wir Ihre Initiative hier im Deut-
schen Bundestag ablehnen. Es ist der Geist des Nationa-
lismus, den dieser Antrag der AfD atmet.

Die Europäische Union war immer dann ein Erfolgs-
projekt, wenn sie dafür gesorgt hat, dass wir die großen 
Herausforderungen unserer Zeit auf europäischer Ebene 
angehen und dass die kleinen Herausforderungen, die 
Themen, die vor Ort entschieden werden müssen, in 
den Kommunen, in den Gemeinden oder gegebenenfalls 
in den Landtagen angegangen werden. Das ist das Sub-
sidiaritätsprinzip, und das werden wir als Unionsfraktion 
diesem nationalistisch geprägten Antrag entgegenhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Das funktioniert ja präch-
tig gerade!)

Sie haben in Ihrem Wortbeitrag einige Punkte benannt; 
beispielsweise haben wir über Klimaschutz gesprochen. 
Es ist doch völlig klar, dass wir den Klimaschutz nicht 
voranbringen, wenn wir jetzt alles wieder nur national 
machen und jeder europäische Nationalstaat sich allein 
um das Erreichen der Klimaschutzziele kümmert.

(Zuruf von der AfD: Deutschland schafft das 
auch alleine!)

Wir werden die Klimaschutzziele nur dann erreichen, 
wenn erst einmal wir als Europäer zusammenhalten, 
wenn wir sie europäisch angehen. Und wir werden am 
Ende nur erfolgreich sein, wenn wir sie weltweit an-
gehen. Meinen Sie denn, eine Klimaschutzpolitik, die 
wir nur in Deutschland machen, wird am Ende erfolg-
reich sein?

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Die sogenannte Kli-
maschutzpolitik muss aufhören! – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Wir wollen gar keine Kli-
maschutzpolitik!)

Das ist doch wirklich ein Irrweg, den wir als Unions-
fraktion nicht mitgehen und dem wir hier klar entgegen-
treten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In dem Antrag haben Sie ja das europäische Emis-
sionshandelssystem benannt. Gerade das ist doch ein Er-
folgsmodell, weil es dafür steht, dass wir diese großen 
Herausforderungen marktwirtschaftlich angehen,

(Lachen des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD])

weil sich im Markt die besten Lösungen herausbilden und 
weil am Ende Verbraucher und Unternehmen entschei-
den, wie CO2 reduziert wird und wie wir die Klimaziele 
erreichen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nach 30 000 
Verboten!)

Das ist im Übrigen auch das genaue Gegenteil dessen, 
was die Grünen wollen, die genau diese Klimaziele mit 
immer mehr Staat und immer mehr Staatswirtschaft be-
antworten.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Ploß, erlauben Sie eine Zwischenfrage, 

erneut aus der AfD-Fraktion, von Herrn Karsten Hilse?

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Also, ich bin dafür, dass ich jetzt die paar Sätze zu 

Ende bringe. Für eine Kurzintervention am Ende stehe 
ich immer gerne zur Verfügung. Sonst kann ich hier ja 
kaum einen Gedankengang zu Ende führen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Okay.

(Marianne Schieder [SPD]: Wir haben schon 
so viel gehört von der AfD! Es reicht!)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Deswegen ist dieses Emissionshandelssystem auch 

so gut, weil am Ende nicht der Staat entscheidet – mit 
Verboten oder mit immer mehr Auflagen –, wie man die 
Klimaziele erreicht, sondern weil sich am Markt die bes-
ten Lösungen herausbilden.

Ich will mal ein Beispiel aus dem Verkehrsbereich 
nennen. Wir haben ja die Diskussion: Soll der Verbren-
nungsmotor verboten werden? Wie erreichen wir die Kli-
maziele? Da sagen wir als Unionsfraktion eines ganz 
klar: Wir wissen es nicht genau. Es kann sein, dass wir 
es mit E-Fuels schaffen. Es kann sein, dass wir es mit 
Wasserstoff schaffen. Es kann sein, dass wir es mit Bat-
terien schaffen. Aber in der sozialen Marktwirtschaft 
müssen sich am Ende die besten Lösungen am Markt 
herausbilden.

Das ist genau das Gegenteil dessen, was Sie wollen. Ihr 
Weg würde zu immer mehr Staatswirtschaft führen, und 
er würde auch dazu führen, dass die großen Projekte nur 
noch national angegangen werden können. Wenn Sie sich 
mal mit der Geschichte der europäischen Einigung be-
schäftigen, dann sehen Sie: Einer der Gründe, warum 
man das Erfolgsprojekt Europäische Gemeinschaft und 
Europäische Union gegründet hat, ist, dass es am Ende 
für alle Staaten günstiger ist, gemeinsam Projekte zu fi-
nanzieren, gemeinsam große Herausforderungen anzuge-
hen, als wenn jeder Nationalstaat das alleine macht. Das 
war ein Kurs, den Konrad Adenauer eingeleitet hat und

(Dr. Harald Weyel [AfD]: … der spätestens in 
den 80er-Jahren zu Ende war!)

den erfolgreiche Bundesregierungen bis ins Jahr 2021 so 
fortgeführt haben.

Deswegen wäre das, was Sie hier vortragen, eine 
Rückabwicklung des Erfolgsprojekts der europäischen 
Einigung.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ein „Europa der 
Vaterländer“ wollten die Gründer!)

Da werden wir als CDU/CSU-Fraktion nicht mitgehen, 
weil es am Ende bedeutet, dass die deutschen Steuerzah-
ler für viele Sachen mehr Geld bezahlen müssen statt 
weniger. Daher kann ich nur sagen: Wir lehnen Ihren 
Antrag ab. Wir stehen für soziale Marktwirtschaft.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Und noch mehr Geld 
nach Brüssel!)

Wir stehen für Technologieoffenheit.
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort Herrn 

Boehringer.

Peter Boehringer (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Kollege Ploß, Ihr 

erster Satz war sinngemäß, dieser Antrag würde zu 
weniger Geld für deutsche Bauern führen. Da kann ich 
Sie nur bitten, zur Kenntnis zu nehmen, dass wir seit 2018 
praktisch in jedem Haushaltsjahr immer konsequent 
sämtliche Mittel, die von der Europäischen Union nach 
Deutschland überwiesen werden, zwar streichen wollen, 
sie dann aber im gleichen Atemzug eins zu eins wieder in 
den nationalen Haushalt einstellen wollen. Es ist also 
schlichtweg falsch, was Sie da gerade behauptet haben.

(Beifall bei der AfD)
Es würde sogar mehr eingestellt für die deutschen 
Bauern.

Wir bekommen auch ganz generell viel weniger aus 
der EU zurück, als wir reingeben.

(Markus Töns [SPD]: Das ist Quatsch! Das ist 
vollkommener Quatsch! Niemand hat so viel 
von der Europäischen Union wie Deutschland! 
Das ist ein Märchen, ein dummes Märchen!)

Das ist sozusagen ein Naturgesetz seit 1991, seitdem die 
EU gegründet wurde. Da kommen jetzt dann irgendwel-
che immateriellen Argumente, was alles an Völkerver-
ständigung und Völkerfrieden da reinkam. Also, da ha-
ben wir seit der Troika, seit 2010 in Griechenland, schon 
ganz anderes erlebt.

(Markus Töns [SPD]: Bei Ihrer Europapolitik 
gehen hier die Lichter aus, das kann ich Ihnen 
sagen!)

Auch diese Völkerverständigungsbehauptung – „imma-
terielle Gewinne“ – ist schlichtweg nicht wahr.

Dann zum Thema „Klima und soziale Marktwirt-
schaft“. Sie haben es ja wirklich gewagt, hier im Zusam-
menhang mit der EU Konrad Adenauer oder wahrschein-
lich auch noch Ludwig Erhard zu zitieren. Ich bitte Sie! 
Es gibt keinen größeren planwirtschaftlichen Moloch als 
die EU. Das war noch nie anders.

(Beifall bei der AfD – Christian Petry [SPD]: 
Das ist doch keine Intervention! Das ist eine 
Rede!)

CO2-Zertifikate sind, auch wenn es von Ihren FDP-Kol-
legen gebetsmühlenartig immer wieder erwähnt wird, 
kein marktwirtschaftlicher Mechanismus. Die eine Seite 
dieses sogenannten Marktes ist ein politisch vergebenes 
Angebot, politisch rein willkürlich.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Das ist ja 
eine Rede hier! Sie hatten Ihren Redeslot!)
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Die CO2-Zertifikate hätten genau null Wert, wenn es 
nicht politisch verfügt würde, dass sie einen Wert haben 
müssen. Deshalb: Diese, ja, ich sage mal, schwarz-gelbe 
Falschdenke, das sei Marktwirtschaft, ist einfach Blöd-
sinn. Das ist purste Planwirtschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Ploß, Sie haben die Möglichkeit, zu 

antworten.

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Das mache ich sehr gerne. – Zunächst einmal sind wir 

als Bundesrepublik Deutschland die großen Profiteure 
der Europäischen Union.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Das glaubt doch 
kein Mensch!)

Es ist nicht mehr so wie noch vor vielen Jahrzehnten, als 
es noch Grenzbarrieren gab, als man ein Visum beantra-
gen musste, wenn man in ein anderes europäisches Land 
wollte. Wir sind die großen Profiteure. Ungefähr 60 Pro-
zent der Güter, die wir als Bundesrepublik Deutschland 
exportieren, gehen in andere EU-Staaten.

Wenn Sie das rückabwickeln wollen, dann werden Sie 
sich auf jeden Fall bald Gedanken machen müssen, wie 
Sie mit immer weniger Steuereinnahmen zurechtkom-
men. Denn wir würden es in allen Bereichen sehr bitter 
spüren, wenn das, was Sie hier gerade vorgetragen haben, 
tatsächlich Realität würde.

Sie haben aber eben in Ihrer Kurzintervention nicht 
einmal gesagt, wie Sie denn große Herausforderungen, 
wie zum Beispiel mehr Klimaschutz, angehen wollen. 
Sie haben gesagt, Sie wollen das alles national lösen. 
Glauben Sie denn wirklich, dass wir den Klimaschutz 
national voranbringen können, dass die Österreicher, die 
Franzosen, die Deutschen, die Luxemburger, die Belgier 
jeweils eigene Systeme entwickeln und jedes Land allein 
dieses Thema angeht? Das ist doch ein europäisches, ja, 
ein weltweites Problem. Daher ist es doch auch richtig, 
dass wir diese Fragen europäisch lösen.

Ich habe ja – das ist der letzte Punkt, auf den ich noch 
eingehen möchte – eben sehr deutlich gemacht, dass wir 
als CDU/CSU-Fraktion allen staats- und planwirtschaft-
lichen Ansätzen klar entgegentreten. Wir sind nicht dafür, 
dass der Verbrennungsmotor verboten wird. Wir sind 
nicht dafür, dass Unternehmen immer stärker gegängelt 
werden. Aber diese Debatten müssen auch auf europäi-
scher Ebene stattfinden, und da sollten Sie sich konstruk-
tiv einbringen, anstatt jetzt hier dem Nationalismus das 
Wort zu reden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der Abg. Dr. Ann- 
Veruschka Jurisch [FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Jamila 

Schäfer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag, den wir hier vor uns haben, zeigt 
uns mal wieder, wie rückwärtsgewandt und realitätsfern 
die Ideen der AfD sind.

(Zuruf von der AfD)
Denn im Antrag wird behauptet, dass die EU keine wei-
teren Eigenmittel benötigt. Doch die europäischen Eigen-
mittel sind eine wichtige Grundlage dafür, dass die EU 
und auch ihre Mitgliedstaaten im 21. Jahrhundert über-
haupt handlungsfähig sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Die EU handelt schon viel 
zu viel!)

Die Behauptung in dem Antrag, dass die EU keine 
zusätzlichen Eigenmittel braucht, weil die Mitgliedstaa-
ten ohnehin zur Finanzierung verpflichtet sind, ist ein 
ganz grundsätzliches Missverständnis darüber, wie die 
internationale Zusammenarbeit in der EU funktioniert.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)
Ja, es gibt Verpflichtungen der EU-Mitgliedstaaten, aber 
es geht ja auch darum, die finanziellen Ressourcen so zu 
gestalten, dass wir gemeinsam europäisch handlungs-
fähig sind.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die EU ist kein 
Staat!)

Und von dieser Handlungsfähigkeit brauchen wir doch 
angesichts der Klimakrise, angesichts eines internationa-
len Systemwettbewerbs und einer Bedrohung unserer 
Souveränität durch Autokraten wie Putin viel mehr und 
eben nicht weniger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf des Abg. Norbert 
Kleinwächter [AfD])

Wer glaubt denn ernsthaft, dass wir diese Probleme 
eher mit nationalen Egoismen lösen können als damit, 
gemeinsam europäisch lösungsorientiert zu sein?

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
– Ja, okay, ich weiß, die AfD glaubt natürlich daran; 
deswegen müssen wir uns auch mit diesem Antrag be-
schäftigen. – Die AfD fordert hier aber nicht nur das Ende 
von mehr Eigenmitteln, sondern sie will auch den Hand-
lungsspielraum im europäischen Mehrjährigen Finanz-
rahmen drastisch reduzieren.

(Beifall des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
Das ist nichts anderes als ein Aufruf zur finanziellen 
Selbstgeißelung, und das in Zeiten, in denen wir vor sehr, 
sehr großen internationalen Herausforderungen stehen.

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])
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Wer glaubt denn im Ernst, dass wir mit einer solchen 
Politik auch nur im Ansatz gegen die industriepolitischen 
Subventionswettbewerbe von USA und China bestehen 
können? In Zeiten, in denen die europäische Handlungs-
fähigkeit so wichtig ist, daran die Axt anzulegen, gefähr-
det die Zukunft der Bürgerinnen und Bürger; denn ein 
geeintes und handlungsfähiges Europa, das bedeutet 
eben nicht den Verlust von Souveränität, sondern die 
Stärkung der kollektiven Handlungsfähigkeit. Davon 
profitieren gerade wir in Deutschland.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Die Finanzierung 
des kollektiven Untergangs!)

Es ist an der Zeit, sich endlich auf die Vorteile einer 
engeren Zusammenarbeit zu konzentrieren. Und es ist an 
der Zeit, dass wir endlich mal aufhören, die Investitionen 
in eine gemeinsame europäische Souveränität als Belas-
tung zu sehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
„Europäische Souveränität“! Gibt’s gar nicht!)

Es ist natürlich auch keine Überraschung, dass die AfD 
so denkt; denn sie ist nun einmal die Partei der nationalen 
Kleinstaaterei.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Der nationalen 
Demokratie! – Gegenruf des Abg. Markus 
Töns [SPD])

Sie pflegt ja auch enge Connections zu denjenigen, die an 
einem starken Europa überhaupt nicht interessiert sind. 
Die AfD ist auch eine Partei, die die wissenschaftlichen 
Fakten zur Klimakrise leugnet.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Darum ist die Begründung gegen die Anpassung bei den 
Eigenmitteln auf Grundlage des Emissionshandelssys-
tems – was wir übrigens überhaupt nicht ablehnen, Herr 
Ploß – und des CO2-Grenzausgleichssystems auch so 
absurd. Der Vorwurf, dies würde eine – Zitat – „CO2- 
Planwirtschaft vorantreiben, welche letztlich die Ver-
armung des gesamten Kontinents herbeiführen wird“, 
zeigt doch, dass die AfD es immer noch nicht verstanden 
hat: Nicht Klimaschutz, sondern die Klimakrise bedroht 
unsere Wirtschaft!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Harald Weyel [AfD]: 
Die Klimapolitik bedroht unsere Wirtschaft!)

Ein vereintes Vorgehen gegen die Klimakrise ist keine 
Bedrohung,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Doch!)

sondern eine riesige Chance, um auch in Zukunft hier in 
Europa sichere Arbeitsplätze zu schaffen und in den 
Märkten der Zukunft zu bestehen.

Ebenso absurd ist übrigens auch der Vorwurf in dem 
Antrag, die Vorschläge der EU-Kommission und des 
Europäischen Parlamentes seien lediglich der Versuch, 
ein europäisches Steuersystem zu etablieren, um die na-
tionalen Hoheitsrechte zu untergraben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was sonst?)

Ja, natürlich sollten wir über die Art und Weise, wie wir 
Steuern erheben, diskutieren.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die EU hat kein 
Recht dazu! – Zuruf des Abg. Dr. Harald 
Weyel [AfD])

Aber mehr Handlungsfähigkeit der EU ist ja kein Angriff 
auf die nationale Steuerhoheit.

Die vorgeschlagenen befristeten Eigenmittel auf 
Grundlage von Statistiken zu Unternehmensgewinnen 
sind eben keine Abschöpfung aus den Steuereinnahmen 
der Mitgliedstaaten. Diese Mittel sind notwendig, um 
diejenigen in Verantwortung zu nehmen, die sich oft ge-
nug geschickt vor ihrer Steuerpflicht drücken.

Die AfD ist auch mit diesem Antrag mal wieder nichts 
weiter als ein Schutzschild für die Interessen der eng-
stirnigen Geister und auch der Superreichen,

(Lachen des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD])

die sich lieber nationalen Egoismen hingeben, als sich für 
das Gemeinwohl starkzumachen. Es überrascht deshalb 
auch nicht, dass sich Mitglieder der AfD mit reichen 
Geldgebern getroffen haben,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Spenden von 
Rheinmetall bekommen doch Sie!)

um gemeinsam ihre völkischen Deportationsfantasien 
und menschenverachtenden Umvolkungsideen zu be-
sprechen.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Ich bin sehr dankbar, dass gerade so viele Menschen 
gegen diese gefährliche Politik auf die Straße gehen:

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

in Köln, in Berlin, in Potsdam,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Gehen Sie lieber 
mal zu den Spediteuren raus! Das sind die ar-
beitenden Leute!)

in Hannover und in Duisburg und am nächsten Wochen-
ende auch in München und an so vielen Orten dieser 
Republik. Es macht Hoffnung, dass dieses Mal die rechte 
Propaganda keinen Erfolg haben wird, dass wir dieses 
Mal schlauer sind, dass unsere Demokratie wehrhaft ist 
und dass wir uns dieses Mal für eine solidarische Politik 
entscheiden und nicht für die Spaltung.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie spalten doch 
das Land!)

Danke an alle Menschen da draußen, die sich für die 
Demokratie einsetzen und die jetzt aufstehen – mit dem 
Pessimismus des Verstandes und dem Optimismus des 
Willens.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Dr. Thorsten Lieb.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Vor uns liegt ein Antrag der AfD-Fraktion, 
der scheinbar harmlos und auf leisen Sohlen daher-
kommt. Die AfD-Fraktion schlägt Änderungen am ei-
gentlichen System der EU vor. Sie fordert den Verzicht 
auf die Einführung weiterer Eigenmittelkategorien und 
verlangt insgesamt die Reduzierung.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, vernünftig!)

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist wichtig, 
darüber zu diskutieren, wie wir die EU in Anbetracht 
der zahlreichen Zukunftsszenarien weiterentwickeln. 
Wir haben ja auch Europawahl dieses Jahr; da gehört 
die Debatte hin. Dazu gehört auch die Diskussion über 
die nachhaltige Finanzierung. Dieser Diskussion stellen 
wir uns gerade als Koalition; denn die Europäische Union 
steht vor einer zentralen Belastungsprobe, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Der Antrag ist aber alles andere als harmlos. Dieser 
Antrag fordert die drastische Reduzierung des Finanzrah-
mens der Europäischen Union und ist damit letztlich 
nichts anderes als Teil eines Plans, die Europäische Union 
auszuhungern, handlungsunfähig zu machen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wäre gar nicht so 
schlecht!)

und letzten Endes kaputtzumachen und Chaos zu stiften. 
Dagegen müssen wir uns als demokratische Parteien 
wehren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das auch noch in offensichtlicher Unkenntnis der Zah-
len:

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was sollen wir 
noch alles bezahlen! Deutschland ist selbst 
pleite!)

Der EU-Haushalt hatte 2023 ein Volumen von rund 
186 Milliarden Euro; im Bundeshaushalt 2023 haben 
wir rund 476 Milliarden Euro bewegt – das nur noch 
mal zur Kenntnis.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Alles auf Pump! – 
Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])

Dieser Vorschlag, den Sie hier machen – Chaos zu 
stiften und die Europäische Union handlungsunfähig zu 
machen –, ist gegen die Interessen der Menschen in die-
sem Land – nach 75 Jahren Frieden und einer erfolg-
reichen EU, liebe Kolleginnen und Kollegen. Dieser An-
trag ist daher abzulehnen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Harald Weyel [AfD]: 
Frieden kam von Washington und Russland!)

Ich als Freier Demokrat sage an dieser Stelle ganz klar, 
dass ich eine dezidiert andere Vorstellung davon habe, 
wohin sich die EU entwickeln soll.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Föderaler Zentral-
staat!)

Die Europäische Union sichert Freiheit, sie sichert 
Rechtsstaatlichkeit und Wohlstand. Wir müssen sie an 
den richtigen Stellen stärken und nicht schwächen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Europa muss einfacher werden. Deswegen begrüße 
ich ausdrücklich die Initiative von Marco Buschmann, 
auch auf europäischer Ebene nachhaltig für Bürokratie-
abbau einzutreten. Europa muss stärker werden und nicht 
schwächer,

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])
gerade in der Außen- und Sicherheitspolitik. Und Europa 
muss marktwirtschaftlicher werden. Deswegen bleibt es 
für uns als FDP-Fraktion ganz wichtig, deutlich zu ma-
chen: NextGenerationEU – die Schuldenaufnahme auf 
europäischer Ebene – ist ein einmaliger Akt.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Last Generation 
EU!)

Es wird aus unserer Sicht keine weiteren schuldenfinan-
zierten Programme geben.

(Zuruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])
Die Tilgung ist natürlich auch eine Frage, die wir hier 
diskutieren müssen.

Abschließend, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen: 
Wenn einem die Zukunft dieses Landes und eine demo-
kratische, freiheitliche, marktwirtschaftliche und rechts-
staatliche Europäische Union wichtig ist, dann muss man 
diesen Antrag nicht nur ablehnen, sondern man muss 
diese Politik, die zum Chaos und zur Abschaffung der 
EU führt, mit allem, was wir haben, bekämpfen – wir 
als Demokratinnen und Demokraten gemeinsam.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Ihre Politik been-
den!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Alexander Radwan für die Unionsfraktion ist der 

nächste Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das Thema der befristeten Eigenmittel ist ein 
Thema, mit dem wir uns heute zu Recht auseinander-
setzen müssen. Es geht beim Vorschlag der Kommission 
erst einmal darum, unter anderem die Rückzahlung der 
Coronaunterstützung der NextGenerationEU zu gewähr-
leisten.
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Ich möchte betonen, dass es aus unserer Sicht nicht nur 
darum geht, irgendwo Geldquellen zu erschließen und 
entsprechende Vorschläge zu machen, sondern wir erwar-
ten von den Mitgliedstaaten – das erwarten wir in 
Deutschland auch von dieser Bundesregierung –, dass 
man im Haushalt die richtigen Prioritäten setzt, dass 
man umschichtet, dass man spart. Wir erwarten von der 
Kommission, dass sie das Gleiche macht und sich über-
legt, ob sie noch die richtigen Prioritäten hat, und mit 
Blick auf den Stabilitäts- und Wachstumspakt dafür sorgt, 
dass dieser auch zukünftig durchgesetzt wird.

Bei den jetzigen Vorschlägen kann ich nur betonen: 
Neben der Veränderung der Regeln in der Anwendung 
des Stabilitätspakts brauchen wir auch endlich Regeln 
der Durchsetzbarkeit. Daher fordere ich die Bundesregie-
rung auf, den Druck in Brüssel entsprechend zu erhöhen, 
damit dieses auch passiert.

Neben diesem Vorschlag müssen wir genau hin-
schauen und darauf achten, dass es keine Perpetuierung 
dieses Systems gibt. Es gibt schon neue Vorschläge eines 
Fonds für den Aufbau der Ukraine, für entsprechende 
Rüstungsbeschaffung. Es gibt viele gute Ideen, meine 
Damen und Herren. Aber wir dürfen nicht ein System 
haben – ich war ja selber zehn Jahre in Brüssel –, das 
sich Stück für Stück verselbstständigt und am Schluss 
möglicherweise sogar eine eigene Steuerquelle auf euro-
päischer Ebene hat, die dann selber geöffnet wird, wenn 
die EU Geld braucht. Von daher müssen wir bei diesem 
System und bei dieser Diskussion alles daransetzen, dass 
dies nicht passiert.

Aber, meine Damen und Herren, darauf – einige Vor-
redner haben es angesprochen – zielt der Antrag der 
AfD ja nicht ab. Die AfD will eine drastische Reduzie-
rung des Mehrjährigen Finanzrahmens. Und sie will es ja 
nicht, um zu sparen. Wenn man die Aussagen von Ihrem 
Nominierungsparteitag liest, wenn man sich anschaut, 
welche Entwürfe Sie gemacht haben und welche Ziele 
Sie haben, dann erkennt man: Es geht Ihnen letztendlich 
darum, die Europäische Union zu zerstören.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie einzuhegen!)

Das ist Ihre klare Ansage an Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und der Abg. Maja Wallstein 
[SPD])

Wenn Sie hier sagen, wir wollen den Mehrjährigen 
Finanzrahmen drastisch reduzieren, dann trifft es die 
Bauern, die diese Woche hier demonstriert haben und 
gesagt haben: Wir sind auf öffentliche Gelder angewie-
sen. – Sie machen die Rechnung auf: Ja, also, aus Europa, 
wir sparen so und so viel, dann kriegen wir so und so viel 
zurück. – Meine Damen und Herren der AfD, es kann ja 
sein, dass Sie der Meinung sind, Ihr Grundsatzprogramm 
ist Makulatur, das Papier nicht wert, das verwendet wur-
de. – Das ist es aus meiner Sicht auch nicht. – Aber darin 
steht, dass Sie gegen jegliche Subventionen sind

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist falsch!)

und dass es egal ist, für welche Branche. Das steht da 
drin, meine Damen und Herren. Den Leuten zu sagen: 
„Wir werden hier sparen, und dann werden wir das na-
türlich eins zu eins zurückgeben“ – meine Damen und 
Herren, unsere Bauern sind schlau genug, um diese Trick-
sereien zu durchschauen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage –

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Nein, danke.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
– von Karsten Hilse?

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Darüber hinaus, meine Damen und Herren: Eine Zer-

störung der Europäischen Union und auch ein Austritt aus 
der NATO in Zeiten wie diesen? Herr Boehringer hat 
vorhin sinngemäß gesagt, Sie haben im Haushalt hin 
und her gerechnet. Und dann kommen Sie, Herr Kollege, 
mit Gedöns wie immateriellen Gründen. Also, Herr 
Boehringer, für mich sind immaterielle Gründe der 
Hauptgrund dieser Europäischen Union: der Frieden, in 
dem wir leben.

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist bekannt!)

– Ja, das ist bekannt. Aber anscheinend wollen Sie es 
nicht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Und die 
Schweiz?)

Anscheinend ist es Ihnen nicht wichtig genug, sonst wür-
den Sie ja in Zeiten wie diesen, wo Krieg herrscht in 
Europa, nicht aus der Europäischen Union und aus der 
NATO austreten wollen. Sie sind eine Gefahr für 
Deutschland, meine Damen und Herren; es ist gemeinge-
fährlich, was Sie hier machen!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Wenn Sie hier die Milchmädchenrechnung aufmachen: 
„Was zahlen wir ein und, was bekommen wir raus?“, 
dann empfehle ich Ihnen nur: Reden Sie mit den Wirt-
schaftsvertretern, die bei Ihnen waren, auch mit denen, 
die in diesem Bereich Geld verdienen,

(Peter Boehringer [AfD]: Das sagen die Rich-
tigen! Das sagen CDU-Vertreter! Sie sind doch 
die Rüstungslobbyisten par excellence; ich 
bitte Sie!)

die den europäischen Binnenmarkt nutzen für unsere Un-
ternehmen, für unsere Arbeitskräfte, für den entsprechen-
den Wohlstand in diesem Land und auf diesem Kontinent. 
Sie legen die Axt an den Wohlstand in Europa, an den 
Wohlstand in Deutschland. Darum, meine Damen und 
Herren, lehnen wir diesen Antrag ab.
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Wir werden im Europawahlkampf alles daransetzen, 
um die Menschen über diese Heimtücke und Gefahr in 
Deutschland entsprechend zu informieren.

Besten Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Christian Petry für die SPD-Fraktion ist der nächste 

Redner.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Christian Petry (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„… einen föderalen europäischen Bundesstaat“, so steht 
es im Koalitionsvertrag. Es ist interpretationsfähig, was 
man darunter versteht. Deswegen beziehe ich mich zu-
nächst einmal auf die Präambel unseres Grundgesetzes. 
Dort steht, dass wir Deutschen eingebettet sind in einem 
friedlichen vereinten Europa. Ich glaube, das ist die Auf-
gabe der deutschen Politik und damit auch der Politik, 
wie wir gegenüber Europa stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Thomas Hacker [FDP])

Unser Wohlstand basiert auf der Einbindung in Euro-
pa, insbesondere der Schaffung des Binnenmarktes. Wir 
haben einen jährlichen Überschuss – dafür wurden wir 
auch immer gerügt; das nannte sich makroökonomisches 
Ungleichgewicht – von etwa 100 Milliarden Euro pro 
Jahr. Wo sind die denn hingegangen? In die Unterneh-
men, in die Bevölkerung. Unser Wohlstand basiert da-
rauf.

Wer das für Deutschland nicht glaubt und ablehnt, der 
soll doch einfach mal schauen: Was ist denn mit den 
Ländern passiert, die nach uns zu Europa gekommen 
sind, und was mit denen, die noch nicht dabei sind? Ver-
gleichen wir doch mal Ungarn und Albanien, vergleichen 
wir doch mal Polen und Moldawien! Dort sind die Ent-
wicklungen völlig anders. Das kann jeder nachlesen. Die 
Europäische Union bietet mit ihrem Binnenmarkt Wohl-
stand.

(Peter Boehringer [AfD]: Für die Nehmerlän-
der ist das super!)

Wem nur das schlichte Geld das Motiv ist, dem sei 
gesagt: Auch die Freiheiten der Menschen sind wichtig, 
insbesondere die Personenfreiheiten. Es gibt eine freie 
Arbeitsplatzwahl. Man kann eine Ausbildung machen. 
Es gibt keine Grenzen. Ich bin alt genug und habe die 
Grenzen erlebt, viele, die hier sitzen, auch, andere Gott 
sei Dank nicht mehr. Wir haben während Corona gese-
hen, was passieren kann, wenn man sie einfach wieder 
einführt.

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!)

Das sind Errungenschaften.
Das wollen Sie kaputtmachen, selbst mit solchen An-

trägen.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Was Sie da alles 
reininterpretieren!)

Und dann kommt bei Ihnen noch ein bisschen Menschen-
verachtung dazu, große Menschenverachtung, aber ein 
bisschen Unwissenheit auch.

(Zuruf von der AfD: Ach Gott!)
Es ist richtig bösartig, was dort läuft. Sie haben kein Ge-
fühl dafür. Sie machen auch offensichtlich gar nichts 
anderes, als hier solche Anträge zu stellen. Waren Sie 
mal in einer Kommune? Haben Sie sich mal umgeschaut, 
was denn Europa dort bedeutet für Sportstätten, für Stra-
ßen, für Plätze, für den Arbeitsmarkt, für die Unterneh-
men, für Bildungseinrichtungen? Das ist gelebtes Europa. 
Das müssen wir selbstverständlich näherbringen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Können wir all das 
nicht allein bauen?)

Und das wollen Sie kaputtmachen.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ist doch Unsinn!)

Das ist mit Ihrem Antrag zur Kürzung der Eigenmittel 
gemeint.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Quatsch!)
Es sind nicht nur die Bauern; das haben wir öfter gesagt. – 
Sie sind die Totengräber, das ist klar. Aber Sie machen 
auch diese Gesellschaft kaputt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage –

Christian Petry (SPD):
Nein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
– von Herrn Dr. Weyel?

Christian Petry (SPD):
Nein.

(Zuruf von der SPD: Hat auch genug geredet!)
Digitalisierung, Gesundheit, Verteidigung, Klima-

schutz sind Aufgaben, die wir nur gemeinsam in Europa 
lösen können. Das können wir nicht national lösen; das 
wissen wir. Wir wissen nicht einmal, ob wir es nur in 
Europa lösen können. Wir brauchen noch viel mehr Part-
ner.

All das steckt hinter dieser Eigenmitteldebatte. Sie sind 
die Totengräber einer freien, liberalen europäischen Ge-
sellschaft. Nichts anderes ist in Ihrem Antrag festzustel-
len.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Norbert Kleinwächter [AfD]: Es gibt 
keine europäische Gesellschaft! Es gibt unter-
schiedliche Gesellschaften innerhalb der Euro-
päischen Union! Es gibt mit Ihrer Politik so- 
gar unterschiedliche Gesellschaften innerhalb 
Deutschlands!)
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Die Eigenmitteldebatte ist eröffnet. Wir haben auch die 
liberale Meinung gehört; die schätze ich sehr. Ich sehe 
jetzt Herrn Brinkhaus hier. Wir haben schon sehr oft über 
eine gemeinsame Bemessungsgrundlage für die Körper-
schaftsteuer diskutiert. Es gibt den Richtlinienentwurf 
BEFIT, der eine Harmonisierung auf europäischer Ebene 
bringen soll, damit ein gleiches Spielfeld herrscht für die 
Unternehmen. Es gibt die Verrechnungspreisrichtlinie, 
bei der wir darüber reden müssen, dass dort entspre-
chende Bewertungen auch stattfinden. Und es gibt die 
Richtlinie für kleine und mittlere Unternehmen. Jetzt 
kommt der Unterschied, Herr Brinkhaus: Ich hätte gerne, 
dass ein Teil davon zur Finanzierung der Europäischen 
Union genutzt wird. Das ist noch kein eigenes europäi-
sches Steuerrecht, aber es geht in die Richtung. Ich freue 
mich schon auf die Debatte mit allen Demokraten: Wie 
schaffen wir es, von den nationalen Beiträgen weg zu 
einem seriösen dauerhaften Finanzierungsinstrument zu 
kommen, über die neuen Eigenmittel, über CBAM hi-
naus? Ein europäisches Steuerrecht könnte das Schlag-
wort sein.

Wir haben immer gesagt, dass wir internationale Fir-
men mit nationalem Steuerrecht nur schlecht heranziehen 
können. Wir kennen alle die Beispiele von Amazon und 
anderen, die wenig Steuern zahlen. Das lässt sich natio- 
nal nicht bekämpfen, da ist die nationale Steuerpolitik 
gescheitert. Es ist also auch hier die Aufgabe, Instrumen-
tarien zu finden und diese in ein gutes, kluges Eigen-
mittelsystem, das uns all diese Errungenschaften der 
Europäischen Union sichert, einzubinden. Das ist die 
Aufgabe, dafür wollen wir kämpfen, dafür stehen wir – 
und nicht für diese bösartigen Anträge, die Sie hier zur 
Zerstörung der europäischen Gesellschaft stellen.

In diesem Sinne: Lassen Sie uns als Demokraten an der 
Fortentwicklung arbeiten! Ich wünsche allen ein schönes 
Wochenende. Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion ist Konrad Stockmeier nun der 

letzte Redner in dieser Debatte.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konrad Stockmeier (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Das, was hier vorliegt, ist mal wieder ein klassi-
scher Deckmantel-Antrag der AfD. Oberflächlich be-
trachtet ist er ganz interessant bestickt; aber wenn man 
den Mantel auf die Seite zieht, dann wird einem übel.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Warum, möchte ich an zwei Beispielen klarmachen:
Zum einen diskreditieren Sie völlig das marktwirt-

schaftlichste Instrument, das es weltweit gibt, um beim 
Klimaschutz voranzukommen: den Handel mit CO2- 
Emissionszertifikaten,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Peter 
Boehringer [AfD]: Das glauben Sie immer 
noch, oder?)

der so gut funktioniert, dass er von anderen Ländern und 
Regionen in der Welt kopiert wird. Aber das werden Sie 
in Ihrem Leben wahrscheinlich nicht mehr begreifen.

Zweiter Punkt. Sie wollen den Mehrjährigen Finanz-
rahmen der EU deutlich absenken. Kollege Weyel, Sie 
sprachen ja davon: Weniger Geld, am besten gar kein 
Geld mehr.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Weniger Geld, dafür 
mehr Qualität!)

Was Sie damit erreichen wollen, ist doch völlig klar: 
Sie wollen die EU schwächen. Wer die EU schwächen 
will, der will das freiheitliche Europa schwächen.

(Peter Boehringer [AfD]: Was hat denn die EU 
mit Freiheit zu tun? – Dr. Harald Weyel [AfD]: 
Wir wollen die Qualität stärken!)

Und wer so handelt, der handelt gegen deutsche Inter-
essen, der will Deutschland schwächen und der will 
Deutschland seinen Gegnern ausliefern.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Deutschlands Inte-
ressen sind völlig in der EU aufgegangen!)

Diesen Antrag durchweht der Geist Putins, des 
Kremls.

(Widerspruch bei der AfD)

Wenn der Botschafter Russlands – der Botschafter eines 
Landes, das Wohnblocks und Krankenhäuser in der 
Ukraine bombardiert – am 8. Mai etwas zu feiern hat, 
dann sind Sie ja ganz vorne mit dabei. Machen Sie sich 
doch einfach mal wahrhaftig,

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])

benennen Sie sich um in „Alternative gegen Deutsch-
land“, in „Alternative für Deportationsfantasien“.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das ist eine Frechheit! Unglaublich! – 
Weitere Zurufe von der AfD)

Meine Damen und Herren an den Bildschirmen oder 
wo auch immer Sie sitzen, Sie haben im Juni bei der 
Europawahl die Wahl. Wählen Sie weise – für ein starkes 
und demokratisches Deutschland in einer starken Euro-
päischen Union.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Unglaubliche Arroganz! Schämen Sie 
sich!)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

der Drucksache 20/10065 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss der heutigen Tagesordnung 
angekommen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein für Dienstag, den 30. Januar 2024, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen allen ein schönes Wochenende, und 
kommen Sie gut in Ihre Heimat! Die Sitzung ist geschlos-
sen.

(Schluss: 14.12 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Entschuldigte Abgeordnete 

Abgeordnete(r)

Amtsberg, Luise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Auernhammer, Artur CDU/CSU

Bareiß, Thomas CDU/CSU

Benkstein, Barbara AfD

Bilger, Steffen CDU/CSU

Bollmann, Gereon AfD

Braun, Dr. Helge CDU/CSU

Breher, Silvia CDU/CSU

Coße, Jürgen SPD

Cotar, Joana fraktionslos

Deligöz, Ekin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Friedhoff, Dietmar AfD

Frohnmaier, Markus AfD

Gerdes, Michael SPD

Gohlke, Nicole fraktionslos

Gramling, Fabian CDU/CSU

Gremmels, Timon SPD

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hahn, Florian CDU/CSU

Heil, Mechthild CDU/CSU

Kassautzki, Anna SPD

Koeppen, Jens CDU/CSU

Koß, Simona SPD

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Leye, Christian fraktionslos

Lindner, Christian FDP

Mansoori, Kaweh SPD

Mascheck, Franziska SPD

Mattfeldt, Andreas CDU/CSU

Abgeordnete(r)

Möhring, Cornelia fraktionslos

Müller (Erlangen), Stefan CDU/CSU

Oellers, Wilfried CDU/CSU

Ortleb, Josephine SPD

Özdemir, Cem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pellmann, Sören fraktionslos

Pohl, Jürgen AfD

Protschka, Stephan AfD

Rosenthal, Jessica SPD

Rüffer, Corinna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schamber, Rebecca SPD

Schätzl, Johannes SPD

Schauws, Ulle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schisanowski, Timo SPD

Schneider (Erfurt), Carsten SPD

Scholz, Olaf SPD

Schwarz, Armin CDU/CSU

Springer, René AfD

Staffler, Katrin CDU/CSU

Stark-Watzinger, Bettina FDP

Stegner, Dr. Ralf SPD

Stöber, Klaus AfD

Strack-Zimmermann, 
Dr. Marie-Agnes

FDP

Stumpp, Christina 
(gesetzlicher Mutterschutz)

CDU/CSU

Ullrich, Frank SPD

Vogel, Johannes FDP

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Witt, Uwe fraktionslos
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Abgeordnete(r)

Zippelius, Nicolas CDU/CSU

Anlage 2

Erklärungen nach § 31 GO 

zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Modernisierung des Staatsangehörig-
keitsrechts (StARModG)

(Tagesordnungspunkt 32 a)

Wolfgang Kubicki (FDP):

Ich gestehe zu, dass die vorliegende Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts sinnvolle Ansätze hat, die 
meine Erwartungen an eine moderne und fortschritt-
lichere gesetzliche Regelung erfüllen. Allerdings halte 
ich bestimmte im Entwurf enthaltene Punkte in meiner 
Entscheidungsabwägung für so erheblich, dass ich im 
Ergebnis diesem Gesetzentwurf meine Zustimmung nicht 
erteilen kann.

So ist insbesondere die Aufgabe des Prinzips der Ver-
meidung von Mehrstaatigkeit aus meiner Sicht eine fal-
sche Weichenstellung.

Die Verleihung der Staatsangehörigkeit ist die weitrei-
chendste Statuserweiterung, die ein Rechtsstaat einem 
Menschen geben kann. Ihr sollte eine gelungene Integra-
tion voranstehen. Die dafür geltenden Regeln sollten das 
legitime Interesse eines demokratischen Rechtsstaates 
wahren und keine Personen zu Staatsangehörigen ma-
chen, die diesen Integrationsprozess nicht erfolgreich ab-
geschlossen haben.

Doppelstaatsangehörigkeiten hinzunehmen liegt im 
politischen Ermessensspielraum des Gesetzgebers, kann 
unter gewissen Voraussetzungen sinnvoll sein – etwa als 
Zugeständnis an eine Einwanderergeneration – und ge-
schieht bereits unter dem Status quo.

Das Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit ist 
indes weiterhin sinnvoll und geboten, um sowohl die 
völkerrechtliche Ordnungsfunktion des Staatsangehörig-
keitsrechts als auch die politische Stabilisierungsfunktion 
nach innen zu wahren. Auch und gerade ein weltoffenes 
Land wie die Bundesrepublik Deutschland sollte in der 
Regel eine Entscheidung für eine Staatsangehörigkeit er-
warten und verlangen können. Gerade wenn und weil ein 
weltoffenes und republikanisch geprägtes Verständnis 
von Staatsangehörigkeit nicht auf familiäre, ethnische 
Abstammung abstellt, sondern auf Integration in und Lo-
yalität zu unserer freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung, ist es auch nicht konsistent, die legitime familiäre 
und kulturelle Verbundenheit durch die Beibehaltung der 
Angehörigkeit zu einem anderen Staat zum Ausdruck zu 
bringen.

In der Gesamtabwägung stimme ich daher in diesem 
konkreten Falle mit Enthaltung.

Dr. Volker Redder (FDP):
Ich sehe mich genötigt, meine Zustimmung zum Ge-

setz „Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts 
(StARModG)“ zu verweigern. Ich habe schon seit Län-
gerem Schwierigkeiten damit, zu tolerieren, dass wir mit 
diesem Gesetz faktisch die doppelte Staatsbürgerschaft 
zur Regel und nicht zur Ausnahme machen.

Das verletzt meines Erachtens den Grundsatz, nur eine 
Staatsbürgerschaft zu haben.

Entscheidender Auslöser für meine ablehnende Hal-
tung ist aber die am Mittwochmorgen im Innenausschuss 
zum Besten gegebene Protokollerklärung der Koalition, 
in der erläutert wurde, dass man einem einbürgerungs-
willigen Mann das Recht auf Einbürgerung nicht verwei-
gern darf, wenn er aus religiösen Gründen Frauen nicht 
die Hand gibt, er gleichzeitig aber die Gleichwertigkeit 
von Mann und Frau betont.

Damit habe ich ein massives Problem, weil es unsere 
im Grundgesetz beschriebenen Werte der Gleichberech-
tigung und Gleichbehandlung aushöhlt.

Das kann ich mit meinem Gewissen nicht verantwor-
ten und werde daher gegen dieses Gesetz stimmen.

Linda Teuteberg (FDP):
Dem „Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des 

Staatsangehörigkeitsrechts“ kann ich meine Zustimmung 
nicht erteilen, da ich insbesondere die Aufgabe des Prin-
zips der Vermeidung von Mehrstaatigkeit für eine falsche 
Weichenstellung von grundsätzlicher Bedeutung halte.

Die Verleihung der Staatsangehörigkeit ist die weitrei-
chendste Statuserweiterung, die ein Rechtsstaat einem 
Menschen geben kann. Sie sollte Ziel und Ergebnis ge-
lungener Integration sein und die dafür geltenden Regeln 
das legitime Interesse eines demokratischen Rechtsstaa-
tes wahren, keine ungeeigneten Personen zu Staatsange-
hörigen und damit neuen Mitgliedern des Staatsvolkes zu 
machen.

Doppelstaatsangehörigkeiten hinzunehmen liegt im 
politischen Ermessensspielraum des Gesetzgebers, kann 
unter Voraussetzungen sinnvoll sein – etwa als Zuge-
ständnis an eine Einwanderergeneration – und geschieht 
bereits unter dem Status quo.

Das Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit ist 
indes weiterhin sinnvoll und geboten, um sowohl die 
völkerrechtliche Ordnungsfunktion des Staatsangehörig-
keitsrechts als auch die politische Stabilisierungsfunktion 
nach innen zu wahren. Auch und gerade ein weltoffenes 
Land, das als demokratischer Verfassungsstaat interna-
tional betrachtet eine Staatsform in Minderheitenlage 
darstellt und für seine eigene politische Stabilität verant-
wortlich ist, kann und sollte meines Erachtens in der 
Regel eine Entscheidung für eine Staatsangehörigkeit er-
warten und verlangen können. Gerade wenn und weil ein 
weltoffenes und republikanisch geprägtes Verständnis 
von Staatsangehörigkeit nicht auf familiäre, ethnische 
Abstammung abstellt, sondern auf Integration in und Lo-
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yalität zu unserer freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung, ist es auch nicht konsistent, die legitime familiäre 
und kulturelle Verbundenheit durch die Beibehaltung der 
Angehörigkeit zu einem anderen Staat zum Ausdruck zu 
bringen.

Sinnvolle Ansätze des Gesetzes an anderer Stelle sind 
nicht geeignet, diese grundsätzlichen Bedenken zu ent-
kräften.

Anlage 3

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 
Der Bundesrat hat in seiner 1040. Sitzung am 15. De-

zember 2023 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen 
zuzustimmen bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen:
– Gesetz zur Anpassung des Zwölften und des Vier-

zehnten Buches Sozialgesetzbuch und weiterer Ge-
setze

– Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/ 
2523 des Rates zur Gewährleistung einer globalen 
Mindestbesteuerung und weiterer Begleitmaßnah-
men

– Gesetz zur Beschleunigung von Disziplinarverfah-
ren in der Bundesverwaltung und zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften

– Gesetz zur Anpassung der Bundesbesoldung und 
‑versorgung für die Jahre 2023 und 2024 sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
(BBVAnpÄndG 2023/2024)

– Gesetz zur Änderung des BND-Gesetzes
– Gesetz zur Bestimmung Georgiens und der Repu-

blik Moldau als sichere Herkunftsstaaten
– Gesetz zum ersten Teil der Reform des Nachrich-

tendienstrechts
– Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ange-

legenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz – BVFG)

– Gesetz über die Arbeitsweise der Bundesagentur 
für Sprunginnovationen und zur Flexibilisierung 
ihrer rechtlichen und finanziellen Rahmenbedin-
gungen (SPRIND-Freiheitsgesetz – SPRINDFG)

– Gesetz zur Regelung einer Inflationsausgleichs- 
Sonderzahlung für berufliche Betreuer, Betreu-
ungsvereine und ehrenamtliche Betreuer und zur 
Änderung weiterer Gesetze

– Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG)
Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:

ZP 1. a) Der Bundesrat stellt fest, dass neben dem Kli-
maschutz durch die Verringerung des Aussto-
ßes von Treibhausgasen auch die Anpassung 
an bereits stattgefundene klimatische Verände-
rungen eine wesentliche gesellschaftliche Auf-
gabe von Bund, Ländern und Kommunen dar-
stellt. Bei der Ergreifung und Umsetzung von 

Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawan-
del mit dem Ziel, die schädlichen Folgen des 
Klimawandels für Menschen, Umwelt und In-
frastrukturen zu verringern, sind alle staatlichen 
Ebenen gefordert. Der Bund, die Länder und 
zahlreiche Kommunen haben bereits erste 
Schritte unternommen, um diese gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe zu erfüllen.

b) Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
dass neben der laufenden Prüfung der Rechts-
fragen hinsichtlich einer gemeinsamen Finan-
zierung von Maßnahmen der Klimaanpassung 
durch Bund und Länder als Gemeinschafts-
aufgabe die Förderrichtlinien des Bundes zur 
Klimaanpassung fortgeführt werden. Weiterhin 
bittet der Bundesrat die Bundesregierung, aus-
reichend finanzielle Mittel im Kernhaushalt 
des Bundeshaushaltes zu verankern und ein-
fache Förderinstrumente und Antragsverfahren 
zu entwickeln.

ZP 2. a) Die Bundesregierung wird gebeten, auf ge-
eignete Weise sicherzustellen, dass der mit 
dem Bundes-Klimaanpassungsgesetz verbun-
dene Aufwand, der durch die Erstellung von 
Klimaanpassungskonzepten für Landkreise 
und Gemeinden verursacht wird, vom Bund 
ausgeglichen wird. In Betracht käme hierbei 
auch eine Änderung des Finanzausgleichsgeset-
zes dergestalt, dass zum Ausgleich der finan-
ziellen Belastungen der Länderseite in Höhe 
der prognostizierten bis zu rund zwei Milliar-
den Euro die Umsatzsteuerverteilung vom 
Bund zugunsten der Länder geändert wird.

b) Zudem wird die Bundesregierung gebeten, den 
avisierten Konsultationsprozess zwischen Bund 
und Ländern nunmehr kurzfristig mit dem Ziel 
aufzusetzen, bei der Finanzierung kommunaler 
Klimaaufgaben eine faire und verlässliche Las-
tenteilung zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen zu erreichen.

Begründung:

Das Gesetz gibt den Ländern auf, Gemein-
den oder Kreise zu verpflichten, Klima-
anpassungskonzepte zu erstellen, ohne ver-
bindliche Festlegungen zur Finanzierung zu 
treffen. Der Bundesrat hatte bereits im Be-
schluss zum Gesetzentwurf, BR-Drucksache 
376/23 (Beschluss), die Erwartung aus-
gesprochen, dass die mit dem Gesetz vor-
gesehene neue Pflichtaufgabe der Erstellung 
von Klimaanpassungskonzepten in den Ge-
meinden oder Landkreisen vollständig vom 
Bund finanziert wird. Gegenüber dem Ge-
setzentwurf enthält das vom Bundestag be-
schlossene Gesetz jedoch keine verbindli-
cheren Finanzierungsregelungen.

In der Begründung zum Gesetzentwurf wird 
von einem Erfüllungsaufwand in Kreisen 
und Gemeinden für die Erstellung von Kli-
maanpassungskonzepten von rund ein bis 
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zwei Milliarden Euro ausgegangen, ohne 
dass damit bereits Maßnahmen umgesetzt 
würden. Dies ist finanziell kaum zu schul-
tern.

Bezüglich der Verpflichtungen für kommu-
nale Gebietskörperschaften ist aufgrund des 
Konnexitätsprinzips zudem zu erwarten, 
dass die Länder je nach späterer landesrecht-
licher Ausgestaltung der Vorgaben in § 12 
des Bundes-Klimaanpassungsgesetzes zum 
finanziellen Ausgleich verpflichtet wären.

Die Forderung an den Bund, einen vollstän-
digen finanziellen Ausgleich sicherzustellen, 
sollte daher erneuert werden. In Betracht 
kommt hierbei auch eine Finanzierung der 
zusätzlichen Ausgaben durch eine Änderung 
der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund 
und Ländern (Artikel 106 Absatz 4 GG) bei-
spielsweise in den Jahren 2024 und 2025.

Gleichzeitig sollte der Bedarf nach einer zü-
gigen Klärung einer gemeinsamen Bund- 
Länder-Finanzierung von Klimamaßnahmen 
nochmals betont werden. Sollten Gemeinden 
und Landkreisen keine adäquaten Finanz-
mittel durch den Bund zur Umsetzung von 
Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, 
bleibt es unklar, wie Konzepte alleine die 
negativen Auswirkungen des Klimawandels 
wirksam mindern können.

– Gesetz zur Beschleunigung der Entfernung von 
verfassungsfeindlichen Soldatinnen und Soldaten 
aus der Bundeswehr sowie zur Änderung weiterer 
soldatenrechtlicher Vorschriften

– Gesetz zur Fortentwicklung gleichstellungsrecht-
licher Regelungen für das militärische Personal 
der Bundeswehr und anderer gesetzlicher Re-
gelungen (Gleichstellungsfortentwicklungsgesetz 
militärisches Personal – MilPersGleiFoG)

– Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 2024 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2024)

– Zweites Gesetz zur Umsetzung der Verhältnis-
mäßigkeitsrichtlinie (Richtlinie (EU) 2018/958) im 
Bereich öffentlich-rechtlicher Körperschaften

– Drittes Gesetz zur Änderung des Mess- und Eich-
gesetzes

– Gesetz über die Statistik zu globalen Wertschöp-
fungsketten und zur Änderung weiterer Gesetze

– Erstes Gesetz zur Änderung des Unternehmens-
basisdatenregistergesetzes

– Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbo-
nisierung der Wärmenetze

Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:

ZP  1. Zum Gesetz allgemein
a) Das Gesetz ist für das Gelingen der Wärme-

wende vor Ort von besonderer Bedeutung. Die 
kommunale Wärmeplanung leistet einen zen-
tralen Beitrag zur Erreichung der Klimaneutra-
lität im Wärmebereich.

b) Der Bundesrat bekräftigt, dass es für das Gelin-
gen der Wärmewende vor Ort und die Umset-
zung der Wärmeplanung in den Kommunen 
von besonderer Bedeutung ist, dass der Bund 
an seiner Ankündigung, die Erstellung von 
Wärmeplänen zu fördern, festhält.

c) Der Bundesrat weist darauf hin, dass es vor dem 
Hintergrund des Bundesverfassungsgerichts-
urteils vom 15. November 2023 zum Zweiten 
Nachtragshaushaltsgesetz 2021 (– 2 BvF 1/22 –) 
von besonderer Bedeutung ist, an der angekün-
digten Förderung der Wärmeplanung festzuhal-
ten und dafür rechtssichere Finanzierungs-
instrumente zu schaffen.

d) Der Bundesrat weist darüber hinaus darauf- 
hin, dass zum Gelingen der Wärmewende die 
Wärmeplanung zwar eine Grundvoraussetzung 
ist, das Gelingen aber von der konkreten Um-
setzung abhängt. Damit diese zeitnah gelingen 
kann, bittet der Bundesrat die Bundesregierung, 
eine entsprechende finanzielle Förderung vor-
zusehen und dabei einen „Geschwindigkeits-
bonus“ für die Errichtung von Wärmenetzen 
vorzusehen, der denjenigen Wärmenetzbetrei-
bern zugutekommt, die bereits vor Ablauf 
der bundesgesetzlich festgelegten Fristen zur 
Vorlage der Wärmepläne in die Umsetzung 
der Wärmeversorgung gelangen.

e) Das Gesetz belastet die Kommunen mit Kosten, 
über deren genaue Höhe und Finanzierung 
keine Klarheit besteht. Der von der Bundes-
regierung geschätzte einmalige Erfüllungsauf-
wand in Höhe von 535 Millionen Euro für die 
Erstellung der Wärmepläne bis 2028 dürfte in 
vielen Fällen nicht auskömmlich sein.
Nachdem das Bundesverfassungsgericht am 
15. November 2023 das Zweite Nachtragshaus-
haltsgesetz 2021 für nichtig erklärte, steht auch 
die Zusage des Bundes, die Erstellung von Wär-
meplänen – realisiert über den Klima- und 
Transformationsfonds (KTF) – zu fördern, in 
Frage.
Die Finanzierungszusage des Bundes ist daher 
zu konkretisieren, zu operationalisieren und 
mehrjährig auszugestalten, um den Ländern 
und Kommunen Planungssicherheit bei der 
Umsetzung zu geben.

f) Der Bundesrat nimmt kritisch zur Kenntnis,
– dass zahlreiche Bitten der Länder im Gesetz-

gebungsverfahren nicht oder nur unzurei-
chend berücksichtigt wurden.
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– dass der Bitte der Länder, die Kosten der 
Kommunen für den Prozess der eigentlichen 
Wärmeplanung vom Bund vollständig zu de-
cken sind, nicht berücksichtigt wurde.

– dass der Bitte nach langjähriger und umfäng-
licher Bereitstellung von Finanzhilfen für die 
Umsetzung, um die notwendige (Netz-)In-
frastruktur seitens der Energieversorger auf-
bauen zu können, die in Teilen eigenkapital-
stärkend wirken müssen, um insbesondere 
den Stadtwerken eine Umsetzung zu ermög-
lichen, nicht berücksichtigt wurde.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei 
anstehenden Novellierungen des WPG die ge-
nannten Punkte einer nochmaligen Prüfung zu 
unterziehen und umzusetzen.

g) Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis,

– dass die Bundesregierung die Bitte des Bun-
desrates um Aufnahme einer Regelung zu 
Prüfungs- und Überwachungskompetenzen 
der zuständigen Behörde in Bezug auf Wär-
menetzausbau- und -dekarbonisierungsfahr-
pläne der Wärmenetzbetreiber in § 32 des 
Gesetzes für die Wärmeplanung und zur De-
karbonisierung der Wärmenetze, Ziffer 27 in 
BR-Drucksache 388/23 (Beschluss), mit 
dem Hinweis beantwortet, dass Artikel 26 
Absatz 5 der Energieeffizienzrichtlinie ab 
dem 1. Januar 2025 einen Genehmigungs-
vorbehalt vorsieht (BT-Drucksache 20/8654, 
Anlage 4). Die Umsetzung dieser Vorschrift 
sollte laut Bundesregierung im weiteren Ver-
fahren beraten werden.

– dass diese Bitte des Bundesrates im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren nicht berücksich-
tigt worden ist. Somit besteht die Problema-
tik fort, dass Länderregelungen zur Prü-
fungs- und Überwachungskompetenz, etwa 
in den Ländern Berlin und Hamburg, die be-
reits Dekarbonisierungsfahrpläne und ent-
sprechende Prüfungsbefugnisse in ihren 
Landesgesetzen (§ 10 Hamburgisches Kli-
maschutzgesetz, § 22 Berliner Klimaschutz- 
und Energiewendegesetz) vorgesehen ha-
ben, nicht anwendbar sind und somit die am-
bitionierten Klimaschutzbemühungen in den 
Ländern gehemmt werden.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die 
so geschaffene Regelungslücke schnellstmög-
lich zu schließen und den in der Energieeffi-
zienzrichtlinie vorgesehenen Genehmigungs-
vorbehalt in nationales Recht umzusetzen.

ZP  2. Zu Artikel 3

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im Rah-
men der angekündigten Novelle des BauGB das 
System der Privilegierungstatbestände auf Verein-
fachungsmöglichkeiten zu überprüfen, insbeson-
dere im Hinblick auf § 246d BauGB und § 249a 
BauGB.

Begründung:
Mit den Regelungen in § 246d BauGB soll an-
gesichts der aktuellen energiepolitischen He-
rausforderungen die energetische Nutzung von 
Biomasse im baulichen Außenbereich nach 
§ 35 BauGB planungsrechtlich erleichtert wer-
den. Hierzu soll § 246d BauGB durch weitere, 
bis zum 31. Dezember 2028 befristete Sonder-
regelungen ergänzt werden.
Es wird begrüßt, wenn mit dem weiteren Aus-
bau der Bioenergienutzung diese Säule der 
Energieversorgung gestärkt wird.
§ 246d BauGB ist in Verbindung mit dem 
Grundtatbestand in § 35 Absatz 1 Nummer 6 
BauGB allerdings inhaltlich und systematisch 
schwer zu erfassen. Um einen möglichst ein-
fachen Vollzug beim weiteren Ausbau der Bio-
energie zu gewährleisten, das heißt auch zur 
Verwaltungsvereinfachung und Genehmi-
gungsbeschleunigung, wird die Bundesregie-
rung gebeten, im Rahmen der Novellierung 
des BauGB zu prüfen, ob insbesondere dieser 
komplizierte Regelungsmechanismus nicht ver-
einfacht und in die Grundregelung des § 35 Ab-
satz 1 Nummer 6 BauGB überführt werden 
kann. Dies würde der Rechtssicherheit und bes-
seren Handhabung der Vorschriften dienen.

– Gesetz zum Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 216/2013 über die elektronische Veröffent-
lichung des Amtsblatts der Europäischen Union

– Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum 
Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2023)

– Haushaltsfinanzierungsgesetz 2023
– Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024
– Gesetz zur Förderung geordneter Kreditzweit-

märkte und zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2021/2167 über Kreditdienstleister und Kre-
ditkäufer sowie zur Änderung weiterer finanz-
marktrechtlicher Bestimmungen (Kreditzweit-
marktförderungsgesetz)

Zudem hat der Bundesrat in seiner 1040. Sitzung am 
15. Dezember 2023 gemäß Artikel 94 Absatz 1 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit §§ 5 und 7 des Geset-
zes über das Bundesverfassungsgericht Herrn Dr. Holger 
Wöckel als Nachfolger für Bundesverfassungsrichterin 
Dr. Sybille Kessal-Wulf in den Zweiten Senat des Bun-
desverfassungsgerichts gewählt.

Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 
gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:
Finanzausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht über das Ergebnis der Überprüfung des 
Durchschnittssatzes für Landwirte ab dem Jahr 
2024
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Drucksachen 20/9625, 20/9818 Nr. 1.12
Haushaltsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2023
Mitteilung gemäß § 37 Absatz 4 der Bundeshaus-
haltsordnung über die Einwilligung in eine weitere 
überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 1101 Ti-
tel 632 11 – Beteiligung des Bundes an den Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung – bis zu 
26 400 000 Euro
Drucksachen 20/9894, 20/10131 Nr. 1.15

Wirtschaftsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Erster Fortschrittsbericht zur Umsetzung der 
Start-up-Strategie der Bundesregierung
Drucksache 20/8450

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Raumfahrtstrategie der Bundesregierung
Drucksache 20/8550

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung zum Stand der Deut-
schen Einheit 2023
Drucksache 20/8600

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft
– Bericht gem. § 56a GO-BT des Ausschusses für Bil-

dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
Technikfolgenabschätzung (TA)
Digitalisierung der Landwirtschaft: Technologi-
scher Stand und Perspektiven  
Endbericht Teil I
Drucksache 20/1648

– Bericht gem. § 56a GO-BT des Ausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
Technikfolgenabschätzung (TA)
Digitalisierung der Landwirtschaft: Gesellschaftli-
che Voraussetzungen, Rahmenbedingungen und 
Effekte 
Endbericht Teil II
Drucksache 20/1649

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz
– Bericht gem. § 56a GO-BT des Ausschusses für Bil-

dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
Technikfolgenabschätzung (TA)
Mögliche gesundheitliche Auswirkungen verschie-
dener Frequenzbereich elektromagnetischer Fel-
der (HF-EMF)
Drucksache 20/5646

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Sondergutachten des Sachverständigenrates für 
Umweltfragen

Politik in der Pflicht: Umweltfreundliches Verhal-
ten erleichtern
Drucksachen 20/7717, 20/8267 Nr. 1.4

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung im 
Jahr 2020
Drucksachen 20/8330, 20/8962 Nr. 9

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Ausschuss für Inneres und Heimat
Drucksache 20/8303 Nr. A.11
EP P9_TA(2023)0278
Drucksache 20/8490 Nr. A.2
EU-Dok 307/2023
Drucksache 20/8829 Nr. A.2
Ratsdokument 12485/23

Rechtsausschuss
Drucksache 20/781 Nr. A.22
Ratsdokument 14821/21
Drucksache 20/781 Nr. A.23
Ratsdokument 14850/21
Drucksache 20/2470 Nr. A.6
Ratsdokument 9053/22

Haushaltsausschuss
Drucksache 20/7697 Nr. A.11
ERH 16/2023
Drucksache 20/7697 Nr. A.12
Ratsdokument 9763/23
Drucksache 20/8303 Nr. A.33
Ratsdokument 12336/23

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft
Drucksache 20/9261 Nr. A.14
ERH 23/2023
Drucksache 20/9425 Nr. A.3
Ratsdokument 14510/23

Ausschuss für Arbeit und Soziales
Drucksache 20/8303 Nr. A.44
Ratsdokument 12258/23
Drucksache 20/8829 Nr. A.9
Ratsdokument 12798/23

Verkehrsausschuss
Drucksache 20/9425 Nr. A.4
Ratsdokument 14562/23
Drucksache 20/9425 Nr. A.5
Ratsdokument 14564/23

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Drucksache 20/9261 Nr. A.21
Ratsdokument 13532/23
Drucksache 20/9261 Nr. A.22
Ratsdokument 13540/23

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Drucksache 20/3371 Nr. A.47
Ratsdokument 10889/22
Drucksache 20/3371 Nr. A.49
Ratsdokument 11408/22
Drucksache 20/5332 Nr. A.20
Ratsdokument 15137/22
Drucksache 20/7456 Nr. A.4
Ratsdokument 9770/23
Drucksache 20/7697 Nr. A.25
Ratsdokument 9765/23
Drucksache 20/7697 Nr. A.26
Ratsdokument 9901/23
Drucksache 20/7697 Nr. A.27
Ratsdokument 10255/23
Drucksache 20/8303 Nr. A.73
Ratsdokument 11263/23
Drucksache 20/8303 Nr. A.75
Ratsdokument 11854/23
Drucksache 20/8303 Nr. A.76
Ratsdokument 11935/23
Drucksache 20/8303 Nr. A.77
Ratsdokument 11967/23
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